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Den Mobilitatsstandort Deutschland nachhaltig sichern
und starken

Der Jahresbericht des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) gibt alljahrlich
einen Uberblick zu den aktuellen Themen, wichtigen Ereignissen und zahlreichen Projekten,
die unsere Branche, unsere Mitgliedsunternehmen und unsere Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter iiber den Zeitraum der letzten zwolf Monate beschaftigt haben. Das alleine ist schon
eine eindrucksvolle Themensammlung. So auch in diesem Jahr: Der VDV -Jahresbericht
2013/2014 zeigt erneut, wie vielfaltig die Aufgaben sind, die wir als Verband gemeinsam mit
unseren Mitgliedsunternehmen jahrlich zu bearbeiten und zu gestalten haben. Dafiir gilt
Ihnen allen mein herzlicher Dank.
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Dennoch bleibt ein solcher Jahresbericht immer nur
ein kleiner Ausschnitt des gesamten Wirkungs-
grades eines Branchenverbandes. Denn diese Pu-
blikation kann weder im Umfang noch in ihrer Art
alles wiedergeben, was uns als Branche beriihrt und
beschéftigt. Es ist deshalb dullerst spannend und
lehrreich, wenn man die Jahresberichte der vergan-
genen Jahre und den jetzt aktuellen Bericht neben-
einanderlegt und vergleicht. Denn dann wird aus
dem Gefiihl relativ schnell die Gewissheit: Mobilitat
und 6ffentlicher Verkehr sind in Deutschland fun-
damentale und zentrale Bestandteile unserer mo-
dernen Gesellschaft geworden. Viele grundlegende
politische Entscheidungen in unserem Land beein-
flussen deshalb auch den Verkehrssektor und be-
stimmen damit ein gutes Stiick unseres Handelns.
Als aktuelles Beispiel sei hier nur die Energiewen-
de genannt.

Fiir die Positionierung eines Branchenverbandes
im Mobilitatssektor mit iber 600 Mitgliedern ist

es deshalb unerlésslich, sich den wachsenden Her-
ausforderungen und der zunehmenden Komplexi-
tédt der Zusammenhénge in allen Facetten des Ver-
kehrsbereichs zu stellen. In der Fotografie wiirde
man sagen, dass wir eine maximal variable Brenn-
weite bendtigen, um sowohl die kommunalen und
lokalen Verkehrsthemen zu erkennen als auch die
bundesweiten Trends und Entwicklungen im Auge
zu behalten. Mit anderen Worten: Ab und an sollte
man das verbandseigene Selbstverstdndnis mit den
dulleren, aber auch den inneren Rahmenbedingun-
gen abgleichen und, wenn nétig, neu justieren, um
wieder eine scharfe Sicht auf die Dinge zu bekom-
men. Und welches Umfeld wiére fiir diese Neuorien-
tierung geeigneter als unser VDV -Jahresbericht, der
allen Interessierten alljdhrlich Orientierung zu un-
seren aktuellen Projekten ermdglicht.

Die folgenden Ausfiihrungen zum Selbstverstdndnis
des VDV sind dabei keineswegs als abschlief3end
und allumfassend zu verstehen, sondern dienen als
Leitplanken und sind zugleich als positive Auffor-
derung zur Diskussion innerhalb der ehrenamt-
lichen Gremien unseres Verbandes zu verstehen.

Editorial

Denn diese innere Stérke einer konstruktiven Dis-
kussionskultur ist seit Jahren integraler Bestandteil
der erfolgreichen Arbeit des VDV.

Unser Selbstverstindnis

Der 6ffentliche Verkehr leistet einen wesentlichen
Beitrag fiir eine leistungsstarke und klimafreund-
liche Mobilitdt am Standort Deutschland. Er ist un-
verzichtbarer Bestandteil fiir die Blirger und den
Wirtschaftsverkehr, aber auch der sozialen Teilhabe
und damit ein bundesweiter Eckpfeiler fiir die Ver-
netzung von Regionen in Deutschland. Der 6ffent-
liche Verkehr sichert die Mobilitdt der Bevolkerung
und Warenstréme. Er verbindet die Stadte, Ge-
meinden und Regionen sowie Wirtschaftszentren
und Warenumschlagplétze im ganzen Land. Dabei
stellt sich der 6ffentliche Verkehr den nationalen
und internationalen Anforderungen an eine moder-
ne Volkswirtschaft beziiglich Klima- und Umwelt-
schutz sowie Sicherheit und Zuverldssigkeit.

Der VDV ist der Branchenverband des 6ffentlichen
Verkehrs. Er setzt sich fiir die Leistungsvielfalt die-
ser Branche ein, um dadurch den Mobilitdtsstandort
Deutschland nachhaltig zu stdrken und zu sichern.
Er engagiert sich aktiv fiir die Interessen der rund
600 Mitgliedsunternehmen aus dem 6ffentlichen
Personen- und Schienengiiterverkehr. Er steht al-
len deutschen, aber auch auslédndischen Unterneh-
men und Institutionen des 6ffentlichen Verkehrs
und des Schienengiiterverkehrs offen und vertritt
deren Interessen in Politik, Offentlichkeit, Wirt-
schaft und Forschung.

Mit rund 30 Millionen beférderten Menschen am
Tag ist Deutschland im 6ffentlichen Personennah-
verkehr (OPNV) das mobilititsintensivste Land in
der Européischen Union. Ohne leistungsstarke Ver-
kehrsunternehmen und ohne stédndige Weiterent-
wicklung der Angebote im OPNV ist dies nicht zu
leisten. Auch der Schienengiiterverkehr sichert als
leistungsféhiges Transportsystem die Vernetzung
der Wirtschaftsstandorte in Deutschland und sorgt
damit fiir die exportorientierte Wirtschaft und fir
den Anschluss des Standortes an die EU und die



globalen Mérkte. Pro Jahr transportieren die Schie-
nengiiterverkehrsunternehmen in Deutschland
iiber 600 Millionen Tonnen Giiter auf der Schiene
okologisch, effizient und sicher.

Die Branche setzt auf technische Innovationen im
Betrieb und auf sinnvolle Vernetzung der Infor-
mations- und Leistungsangebote. Der VDV ist da-
bei seit Langem Schrittmacher fiir technische und
betriebliche Innovationen seiner Mitglieder. Ge-
meinsam investieren die VDV -Mitgliedsunterneh-
men kontinuierlich in modernste Fahrzeuge, in den
Ausbau und die Erneuerung der Betriebsstandorte
sowie in die Bahnhofs- und Streckeninfrastruktur.
Sie entwickeln innovative Technologien durch eine
Vielzahl von Forschungsvorhaben. Die Optimierung
von Planungsprozessen, Tarif- und Vertriebsstruk-
turen sowie der Arbeitsbedingungen steht ebenso
auf der Agenda wie die Einhaltung der hohen Stan-
dards bei Sicherheit, Klima- und Umweltschutz.
Die kontinuierliche Weiterentwicklung der bereits
erreichten hohen Standards entspricht dem Selbst-
verstdndnis der Branche.

Unsere Aufgaben und Ziele

Der VDV setzt sich fiir eine nachhaltige Mobilitat
durch die Stéarkung des 6ffentlichen Verkehrs

in Deutschland ein. Dafiir sind in erster Linie

eine gesicherte Finanzierung und geeignete ge-
setzliche Rahmenbedingungen fiir die Unterneh-
men des Personen- und Schienengiiterverkehrs
notwendig. Fiir einen nachhaltigen, leistungsféhi-
gen und zuverldssigen 6ffentlichen Verkehr ist eine
ebenso leistungsstarke wie funktionierende Ver-
kehrsinfrastruktur im Bund, in den Ldndern und in
den Kommunen und Gemeinden unerlésslich. Der
VDV beteiligt sich deshalb an einer 6ffentlichen
gesellschaftspolitischen Diskussion tiber den Zu-
stand und den Wert von Verkehrsinfrastruktur in
Deutschland und unterstiitzt diese.

Der VDV bringt wichtige politische Entscheidun-
gen voran und engagiert sich mit seinen rund 600
Mitgliedsunternehmen fiir eine gesicherte Finan-
zierung des 6ffentlichen Verkehrs. Dabei geht es vor
allem um die Anschlussregelungen der fiir die Bran-
che zentralen Finanzierungsinstrumente (Entflech-
tungsmittel, Bundes-GVFG, Regionalisierungsmit-
tel etc.).

Der VDV engagiert sich fiir Bildung und Fortbil -
dung, kiimmert sich um den (Fithrungs-)Nach-
wuchs der Mitgliedsunternehmen und beteiligt sich
an wissenschaftlichen Forschungsprojekten im
Verkehrsbereich.

Der VDV berit seine Mitgliedsunternehmen und
bietet eine Plattform fiir den Erfahrungs- und Mei-
nungsaustausch. In den Gremien des VDV arbeiten
rund 500 ehrenamtliche Experten aus verschiede-
nen Fachbereichen: In den Verwaltungsréten, allge-
meinen Ausschiissen, Fachausschiissen sowie Ar-
beitsgruppen finden fachliche und strategische Be-
ratungen zu den zentralen Fragen und Themen der
Branche statt. Die Geschéftsbereiche Eisenbahn-
verkehr, Offentlicher Personennahverkehr und
Technik sowie weitere Abteilungen begleiten die
fachliche Arbeit im VDV. Der Verband entwickelt
in den Gremien einheitlich technische, betriebliche,
rechtliche und wirtschaftliche Standards mit dem
Ziel einer bestméglichen Betriebsgestaltung. Auch
Abstimmungsprozesse zwischen den heterogenen
Interessen der Mitgliedergruppen organisiert und
begleitet der VDV, um mégliche Konflikte zu 16sen.

Die VDV-Jahrestagung, der Verbandsbeirat, Pres-
sekonferenzen, politische Gespréiche und Veran-
staltungen sowie verschiedene Verdffentlichungen
- der VDV nutzt alle Kommunikationskanéle, um
aktuelle Informationen schnell an seine Mitglieds-
unternehmen und an die Offentlichkeit zu vermit-
teln. Neben der Hauptgeschéftsstelle in Kéln und
dem Hauptstadtbiiro in Berlin setzt sich der VDV
mit den Geschéftsstellen in insgesamt neun Lan-
desgruppen auch fiir die landesspezifischen Inte-
ressen seiner Mitgliedsunternehmen vor Ort ein.
Um auch unsere Mitgliedsunternehmen in Euro-
pa fachlich und politisch zu vertreten, betreibt der
VDV ein eigenes Europabiiro in Briissel. Auf diese
Weise werden die Facharbeit der Hauptgeschéafts-
stelle in K6ln sowie die Offentlichkeitsarbeit und
die politische Kommunikation durch das Haupt-
stadtbiiro in Berlin auf EU-Ebene komplettiert.
Die friithzeitige Beratung der politischen Entschei-
dungstréger ist damit auf allen Ebenen gesichert:
in den Ldndern, im Bund und in Europa.

Oliver Wolff
Hauptgeschdftsfiihrer des VDV
T 0221 57979-101
wolff@vdv.de
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Wesentliche Fragen zur Zukunft der OPNV -Finanzierung
und beim EEG ungeklart

Nachdem sich Bund und Lander zum Ende der letzten Legislaturperiode des Bundes auf den
bisherigen Umfang der Entflechtungsmittel in Héhe von 1,335 Milliarden Euro pro Jahr fiir
die Zeit von 2014 bis einschlieRlich 2019 einigen konnten, brachte der am Ende des
Berichtsjahres geschlossene Vertrag der neuen Regierungskoalition auf Bundesebene kaum
verbindliche und belastbare Perspektiven zur Zukunft der OPNV - Finanzierung. Zudem
drohen erhebliche Mehrbelastungen fiir die Schienenbahnen durch die anstehende Reform
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG).
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Verkehrspolitik am Beginn der 18. Legislatur-
periode

Der VDV und seine Mitglieder hatten den Partei-
en vor der Bundestagswahl und wahrend der Ko-
alitionsverhandlungen ausfiihrliche und konkrete
Vorschlédge fiir eine zukunftsorientierte, bezahlbare
und nachhaltige Verkehrspolitik zukommen lassen.
Diese basierten auf den Ergebnissen der im Auftrag
von VDV, Deutschem Stédtetag und 13 Landern

im Jahre 2009 vorgelegten Studie zum Finanzbedarf
des OPNV bis 2025 sowie der Berichte der Kom-
mission unter Leitung von Dr. Karl-Heinz Daehre
(Dezember 2012) sowie der Kommission unter Lei-
tung von Kurt Bodewig (Herbst 2013) zur Infra-
strukturfinanzierung.

Der Verband hatte sich vor allem fiir mehr Inves-
titionen in die Sanierung der Verkehrsinfrastruk-
tur im Bund, in den Landern und in den Kommunen
eingesetzt, um den Wirtschaftsstandort Deutsch-
land nicht zu gefdhrden und die Mobilitétsbeddirf-
nisse der Menschen auch kiinftig addquat bedienen
zu konnen. Im Wahlkampf wurden wesentliche
Kernforderungen aufgegriffen. Manches findet sich
auch in der Koalitionsvereinbarung wieder, die

den Titel ,Deutschlands Zukunft gestalten” trigt:
Noch nie zuvor hat sich eine Regierungskoalition
so deutlich fiir mehr Investitionen in den Erhalt der
Verkehrswege ausgesprochen. Und noch nie zuvor
wurde dem Erhalt der Infrastruktur eindeutige Pri-
oritit vor dem Neu- und Ausbau eingerdumt.

Gleichwohl reichen die im Koalitionsvertrag meist
vage formulierten Aussagen und die enthaltenen
Betrédge bei Weitem nicht dafiir aus, dass von einer
nachhaltigen Lésung, insbesondere fiir die unter-
finanzierte Infrastruktur, ausgegangen werden
kann. Dies trifft vor allem auf die offenen Finanzie-
rungsfragen hinsichtlich der kommunalen
Verkehrswege zu.

Bewertung des VDV

In einer mobilititspolitischen Bewertung der Koa-
litionsvereinbarung vom Dezember 2013 hatte der
Verband daher seiner Sorge Ausdruck verliehen
und seine Kernforderungen und Vorschlége fiir eine

sinnvolle Verkehrspolitik in der 18. Legislaturperi-
ode, insbesondere zu den Perspektiven der kiinfti-

gen OPNV-Finanzierung, bekraftigt und konkreti-
siert.

Bei der 2014 anstehenden Revision der Regiona-
lisierungsmittel muss nach Ansicht des Verbandes
berilicksichtigt werden, dass die Trassenpreise fiir
die Schiene, die aus diesen Mitteln finanziert wer-
den, in den letzten Jahren drastisch gestiegen sind.

Im Hinblick auf Investitionen begriiRt der VDV das
Bekenntnis zum Bestandserhalt vor dem Neu- und
Ausbau. Denn wenn die Mittel fiir den Erhalt der
vorhandenen Verkehrsinfrastruktur nicht reichen —
in einem Modernitédtszustand, der im Interesse
eines funktionierenden Mobilitatssystems zwin-
gend notwendig ist —, kann man sich keine neuen
Infrastrukturen leisten.

In der Finanzierungskonzeption wird das Bekennt-
nis zur Stdrkung der Nutzerfinanzierung eine be-
sondere Bedeutung haben. Hier begriilt der VDV
ausdriicklich die an verschiedenen Stellen im Koa-
litionsvertrag vorgeschlagenen Wege, die jeweiligen
Nutzer, unter Berlicksichtigung des von ihnen aus-
gewdhlten Transportmittels, verstérkt zur Finan-
zierung der Infrastruktur und des Verkehrsweges
heranzuziehen.

Mit einer Aussage zur Uberjahrigkeit der Investiti-
onsmittel tragt der Koalitionsvertrag erstmals dem
Umstand Rechnung, dass sich die Infrastrukturent-
wicklung nicht in der Jahrlichkeit eines Haushaltes
vollzieht, sondern wesentlich langfristigeren Zyk-
len folgt. Es ist daher konsequent, Investitionsmit-
tel in Form von planbaren und iiberjahrigen Finan-
zierungslinien zur Verfiigung zu stellen, wie von der
Bodewig-Kommission vorgeschlagen.

Die Aussagen des Vertrages zur Finanzierungslinie
fiir die Sicherstellung der Infrastruktur und Wei-
terentwicklung im Sinne des Netzgedankens lassen
indes viele Fragen offen und kénnen bei einer Sum-
me von 5 Milliarden Euro, bezogen auf die gesamte
Legislaturperiode, nicht befriedigen. Diese Summe
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kann und darf nur ein erster Anerkennungswert
sein. Unter Beriicksichtigung der Notwendigkeit,
jahrlich zusétzlich weitere 6 Milliarden Euro in die
Infrastruktur investieren zu miissen (laut Daehre-
und Bodewig-Kommission sind jahrlich 7,2 Mil-
liarden Euro notwendig!), wird ein solcher Ansatz
keine Probleme l6sen.

Strukturell sieht der Verband den Bund in der
Pflicht, ziigig mit den Lédndern tiber die Fortfiihrung
der Gemeindeverkehrsfinanzierung iber 2019
hinaus zu verhandeln. Hier reicht eine neue Fode-
ralismuskommission nicht aus. Denn Verkehrsin-
frastrukturfinanzierung vollzieht sich nicht von
Jahr zu Jahr in neuen Haushaltsansétzen, vielmehr
werden die Planungsgrundlagen friithzeitig ge-
schaffen und die Projekte dauern viele Jahre. Sich
erst kurz vor 2019 {iber eine Fortfiihrung Gedanken
zu machen, bedeutet heute den Stillstand der Infra-
strukturentwicklung bis zu diesem Zeitpunkt. Hier
erwartet der Verband von der Politik in Bund und
Landern, ein Verstdndnis fiir diesen Umstand zu
entwickeln und unter Beriicksichtigung der 2013
erreichten Fortfiihrung der Entflechtungsmittel
klare Signale zu setzen.

Besorgniserregend aus VDV -Sicht ist der Koaliti-
onsvertrag zu Fragestellungen, die eine massive Be-
lastung fiir die Mobilit4tsanbieter auslésen werden,
wie z.B. die Barrierefreiheit: Die Umsetzung einer
vollsténdig barrierefreien Reisekette, allein des
kommunalen OPNV, kostet nach Schitzungen des
VDV mindestens 7 Milliarden Euro alleine fiir den
erforderlichen Haltestellenumbau. Das im Koaliti-
onsvertrag genannte Bahnhofsmodernisierungs-
programm lasst viele Fragen offen, vor allem beziig-
lich der Finanzierung und des Zeithorizonts. So
richtig auch die Uberlegungen zur Erhéhung des
Larmschutzes (vgl. hierzu den gesonderten Beitrag
in diesem Jahresbericht auf Seite 12) und zur Schaf-
fung von Barrierefreiheit sein mégen, so kénnen sie
doch nur realisiert werden, wenn die Finanzierung
gesichert ist.

EEG-Reform bedroht Wirtschaftlichkeit der
Verkehrsunternehmen

Mit grofRer Sorge betrachtet der Verband dartiiber
hinaus die Entwicklung der Ausnahmeregelungen
fir die EEG-Umlage bei Schienenbahnen. Hier-
zu enthélt der Koalitionsvertrag zwar eine recht
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eindeutige Formulierung im Sinne des Erhaltes der
bisherigen teilweisen Befreiung der Schienenbah-
nen von der EEG-Umlage. Wortlich heif3t es dort:
.Der Schienenverkehr ist besonders umweltfreund-
lich und energieeffizient. Unternehmen des schie-
nengebundenen Nah- und Fernverkehrs unterfal-
len deshalb weiterhin der Ausnahmeregelung bei
der EEG-Umlage.” Im Gegensatz hierzu stehen indes
die im Januar 2014 von der Bundesregierung be-
schlossenen ,Eckpunkte fiir die Reform des EEG",
nach denen u.a. die Héhe der Befreiung auf den
Priifstand und damit zur Disposition gestellt wer-
den soll. Der Verband hat auf diesen Widerspruch
und auf die Notwendigkeit der Befreiung in vielen
Eingaben und Gespréchen mit den verantwortli-
chen Entscheidungstrdgern und auch tiber die
Medien deutlich hingewiesen. Die Einbeziehung
des Fahrstroms der Schienenbahnen in die EEG-
Umlage wiirde fiir die Schienenbahnunternehmen
diskriminierend und wettbewerbsverzerrend wir-
ken, da weniger umweltfreundliche Verkehrstrager
wie diejenigen auf der Strafle und die Luftfahrt mit
ihren Energietrdgern nicht gleichermaflen zur Fi-
nanzierung der Energiewende herangezogen wer-
den. Dariiber hinaus ist der Ausbau des OPNV und
des Schienenverkehrs unbestritten nach allgemei-
ner Auffassung ein zentraler Bestandteil der Ener-
giewende. Eine Aufhebung der teilweisen Befreiung
dieser Unternehmen wiére im Hinblick auf die Ziele
des EEG also kontraproduktiv.

Im Interesse der Sicherung der Gesamtmobilitat be-
notigen die Gebietskdrperschaften und Verkehrs-
unternehmen weiterhin und dringender denn je
Losungen fiir die Gesamtfinanzierung.

Reiner Metz
Geschdiftsfithrer OPNV
T 0221 57979-154
metz@vdv.de
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Schienenlarm: Rationale Losungen gefragt

Der Protest gegen den Schienenldrm wurde in den letzten Jahren immer lauter. Die
Larmproblematik droht den guten Ruf des umweltgerechten Schienengiiterverkehrs
und damit dessen gesellschaftliche und politische Akzeptanz zu gefdhrden.
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Das]Jahr 2013 hielt Neuerungen zum Thema Larm
bereit. Eine davon war die Abschaffung des soge-
nannten Schienenbonus, die bereits Bestandteil der
letzten Koalitionsvereinbarung war und im Mérz
2013 umgesetzt wurde. Ab 2015 entféllt bei Eisen-
bahnen fiir neue Vorhaben nunmehr der Bonus von
5dB(A) als Korrekturfaktor des Beurteilungspegels
nach der 16. Bundes-Immissionsschutzverordnung
(BImSchV).Um denbarrierefreien Umbau von Halte-
stellen im Stadtbahnbereich nicht zu behindern, wur-
de auf Intervention des VDV immerhin zugestanden,
die neue Regelungbei StralRenbahnen erst 2019 ein-
zufiihren.

ImJuni 2013 folgte die Einfiihrung des l4rmabhéngi-
gen Trassenpreissystems durch die DB Netz AG sowie
die europaweite Zulassung der LL-Verbundstoff-
bremssohle. Beide Ma3nahmen stehen in engem Zu-
sammenhang, da wirksame Anreize zur Umriistung
die Verfiigbarkeit der wirtschaftlich glinstigeren
LL-Sohle voraussetzen. Dasldrmabhéngige Trassen-
preissystem fiihrt einen Zuschlag fiir laute Giiter-
zlige in Hohe von 1 Prozent ein. Flir Verkehrsleistun-
genmitldrmarm umgertiisteten Giiterwagen erhalten
die Unternehmen hingegen einenlaufleistungsab-
héngigen Bonus. Der Bund gewahrt dariiber hinaus
Wagenhaltern schon seit Ende 2012 eine laufleis-
tungsabhéngige Férderung und einen Zuschuss von
50 Prozent der Umriistkosten. Alldies gleicht jedoch
die Mehrkosten der umgeriisteten Gliterwagen im
Betrieb nichtaus, sodass damitkein Anreiz zur Um-
riistung ausgeiibt wird.

Der VDV und die Vereinigung der Privatgiiterwagen-
Interessenten (VPI) ergriffen im Oktober 2013 ge-
meinsam die Initiative mit einem Positionspapier zur
Thematik. Es schlégt vor, die betrieblichen Mehrkos-
ten vonumgeriisteten Gliterwagen iiber fiinf Jahre,
héchstensbis Ende 2020, zu bezuschussen. Im Ge-
genzug sagen die Unternehmen zu, den Wagenpark
beschleunigt umzuriisten und bis 2020 die Larmsa-
nierung der Wagenflotten abzuschlief3en.

Ende 2013 waren weitere Grundsatzentscheidungen
im Rahmen der Koalitionsvereinbarung zu treffen.
Die Koalitionspartner standen dabeibesonders beim
Schienenldrm unter starkem Handlungsdruck. Die
Vorlage des Sektors wurde zwar teilweise aufgegrif-
fen; dariiber hinaus wurden aber auch weitergehen-
de Forderungen aufgenommen. Zu erwéhnen sind die
Zielsetzungen,

— den Schienenldrmbis 2020 zu halbierenund ab dann
einFahrverbotfiirlaute Gliterwagen in Deutsch-
land, méglichstin ganz Europa, einzufiihren,

— 2016 den Stand der Umriistung zu evaluieren,

—nochindieser Wahlperiode ordnungsrechtliche
MalRnahmen auf stark befahrenen Giiterstrecken
umzusetzen (z. B. Nachtfahrverbote), falls nicht bis
zu diesem Zeitpunkt mindestens 50 Prozent derin
Deutschland verkehrenden Giiterwagen umgeriis-
tetsind, sowie

— die Trassenpreise im ldrmabhéngigen Trassen-
preissystem stérker zu spreizen.

Wiéhrend vieles davon verkraftbar erscheint, ist die
angekiindigte Evaluierung im Jahre 2016 problema-
tisch. Die Forderung nach einer Reduzierung der
Larmemissionen im Schienengiiterverkehr istbe-
rechtigt und ein gemeinsames Anliegen aller Beteilig-
ten. Sehr gewagt ist es aber, 2016 ordnungsrechtliche
Malinahmen von der Umriistung von 50 Prozent der
Gesamtheit der in Deutschland verkehrenden Giiter -
wagen abhéngig zu machen. Dies bedeutet angesichts
der zentralen Lage Deutschlands faktisch, dass die
Mehrheit aller européischen Giiterwagen bis dahin
umgeristet sein muss. Mafnahmen wie Nachtfahr-
verbote oder Geschwindigkeitsbeschrankungen sind
daher nicht nur rechtlich fragwiirdig, sondern auch
schédlich fiir den gesamten deutschen und fiir Teile
des européischen Eisenbahnverkehrs, da dadurch auf
jeden Fall Trassenkapazitét auf hoch belasteten Stre-
ckenverloren geht. Damit wiirde mangels gangbarer
Alternativen Verkehr zuriick auf die Strale verlagert.

Esbleibt der Eindruck, dass sich die Politik mit der
Androhungbislang nie gekannter Eingriffe inden
Eisenbahnbetrieb vergaloppiert hat. Der VDV wird bei
der Politik dafiir werben, den konstruktiven Weg des
ldrmarmen Schienengiiterverkehrs nicht zu verlassen.

Dr. Martin Henke

Geschdftsfiihrer Eisenbahnverkehr
T022157979-148

henke@vdv.de
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Mit technischen Hilfsmitteln Losungen fir
die Zukunft schaffen

Nur aufgrund von Technikverliebtheit neue Technik einzufiihren, ist sicherlich genauso
wenig zielfiihrend wie eine reine Konzentration auf das ,Brot-und-Butter-Geschaft".

Aus den zahlreichen Ideen, Angeboten und Innova-
tionen, die alltédglich auf uns einprasseln, und den
lokalen Gegebenheiten kann man sich einen indi-
viduellen und interessanten Mix zusammenstellen,
um die Bediirfnisse der Menschen zu befriedigen
und ihnen das Leben zu vereinfachen. Die Schnell -
lebigkeit im Internet stellt fiir langfristig investie-
rende Unternehmen eine weitere und besondere
Herausforderung dar. Neben einer angenehmeren
Nutzung von Leistungen haben viele Kunden die Er-
wartung, Weiterentwicklungen in iberschaubaren
Zyklen zu erleben. Hier stellen auch sich abzeich-
nende Trends in der Nutzung von neuen Technolo-
gien oder im Verhalten von gewissen Bevélkerungs-
gruppen eine neue Herausforderung in der Bewer-
tung und im Umgang damit dar. Trends umzusetzen
bzw. auf Ideen einer kommunikationsstarken Be-
volkerungsgruppe einzugehen, kann zu einem
Imagegewinn fithren, mussjedoch nicht unbedingt
zunennenswerten Umsatzsteigerungen fithren. Um
einen Uberblick bzw. eine Richtungs- und Markt-
einschétzung zu erhalten, diskutieren wir in den
technischen Gremien iber neue Entwicklungen, ihr
Potenzial und den Umgang mit ihnen, um eine indi-
viduelle Entscheidungsgrundlage zu schaffen.

In denletzten Jahren haben wir sehr intensiv die
Weiterentwicklung im Busbereich begleitet. Ins-
besondere die Entwicklung von unterschiedlichen
Fahrzeugkonzepten — vom Midi-Bus tiber den An-
héngerzug und den GroRraumwagen — wurde ak-
tiv unterstiitzt und zeigt, dass Marktentwicklun-
gen durch flexible und wirtschaftliche Konzepte

im Dialog mitgestaltet werden kénnen. Es freut uns
sehr, dass die Einfithrung der Euro-6-Abgasnorm
zu Beginn dieses Jahres besser verlaufen ist als die
der Euro-5-Norm. Denn dieses Mal mussten keine
betrieblichen Einschrankungen hingenommen wer-
den. Mit der Euro-6-Abgasnorm wurde nun auch
ein Quantensprung in der Luftreinhaltung erreicht
und der Vorsprung vor dem Individualverkehr im
Bereich der Umweltfreundlichkeit wieder ausge-
baut. Mit der neuen Bundesregierung wird zu dis-
kutieren sein, wie der OPNV wirtschaftlicher, aber
auch 6kologischer und attraktiver gestaltet werden
kann. Im Lenkungskreis EBUS wird erdrtert, unter
welchen Gegebenheiten die Einflihrung von Fahr-
zeugen mit elektrischen Antrieben mdglich ist. In
dem jungen Markt ist es wichtig, dass die Verkehrs-
unternehmen den Herstellern darlegen, welche An-
forderungen sie an Fahrzeuge mit Elektroantrieb
stellen, und sich diesem Ziel schrittweise annéhern.

Politik und Kommunikation: Technik und Normung

ImJahr 2014 werden nun viele der in den letzten
Jahren gestarteten E-Busprojekte in die Umsetzung
gehen, sodass erste Erfahrungen im realen Einsatz
und Linienbetrieb gesammelt werden kénnen und in
die Diskussionen einflieRen werden. Mit der Politik
werden nun entsprechende Rahmenbedingungen
zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit von
E-Bussen und Nachladestationen zu gestalten sein.

Das im letzten Jahr erneut aufgeworfene Thema der
Barrierefreiheit im OPNV ist ebenfalls in all seinen
Facetten in den technischen und betrieblichen
Gremien zu beleuchten. Hierbei ist es unser Ziel,
eine sinnvolle Definition des Begriffs ,vollstindige
Barrierefreiheit” zu erarbeiten. Uberzogene Forde-
rungen zur Umsetzung aller denkbaren MaRnah-
men, z.B. an allen Haltestellen, werden jedoch weder
wirtschaftlich noch im Interesse der Fahrgéste sein,
da diese {iber hohere Fahrpreise oder Steuern ge-
genfinanziert werden miissen.

Zur Attraktivititssteigerung des OPNV trégt auch
eine intelligente Fahrgastinformation bei. Mit dem
Abschluss des Projektes ,IJP-KOM-OV" ist dem VDV
in Kooperation mit anderen Partnern und unter der
Schirmherrschaft des BMVBS (jetzt: Bundesminis-
terium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur, BMVI)
ein weiterer groRer Schritt in Richtung Vernetzung
und Erhéhung des Serviceniveaus gelungen. Leider
werden wir in Zukunft nicht mehr auf die Kompe-
tenz unseres Kollegen Herrn Wehrmann zurtick-
greifen konnen, der das Projekt als VDV-Vertreter
betreut hat. Wir stehen jedoch schon mit dem BMVI
in Kontakt zur Fortsetzung der Vernetzungsent-
wicklungen. Hierbei stehen die Themen aus dem
Bereich Qualitdtsmanagement (Definition der Da-
tenqualitét, Storfallmanagement etc.) und die Wei-
terentwicklung der Aufgaben der Datenplattformen
(z.B. die Weiterentwicklung von Delfi) mit einer
bundeslandiibergreifenden Koordinierung im Fo-
kus. Mit diesen Bausteinen lassen sich dann ver-
netzbare Fahrgastinformationssysteme aufbauen.
Uber den vertrieblichen und betrieblichen Nutzen
finden gremieniibergreifende Diskussionen im VDV
statt. Anhand der Ergebnisse werden wir hoffent-
lich zu einem vielfdltigen, aber einheitlichen und
barrierefreien Zugang im 6ffentlichen Verkehr ge-
langen.

Unter dem Leitspruch ,Vielfalt erméglichen, jedoch
Bewihrtes standardisieren” engagieren sich viele

Kollegen im VDV in unterschiedlichen Gremien und
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auf allen Ebenen - in deutschen Spiegelgruppen,

bei der Normung auf EU-Ebene (im Européischen
Komitee fiir Normung (CEN), im Européischen
Komitee fiir elektrotechnische Normung (CENELEC)
oder am Européischen Institut fiir Telekommuni-
kationsnormen (ETSI) sowie auf internationaler
Ebene. Da sich diese Gremien gegenseitig beein-
flussen, ist es wichtig herauszufinden, von welcher
Ebene die Aktivitaten ausgehen, um die begrenz-
ten Ressourcen effizient einzusetzen. Es ist bedeu-
tend, dass bei der Standardisierung keine zusétz-
lichen Kosten entstehen. Wir beschéftigen uns mit
den Themen rund um das Stralenbahnnormungs-
mandat M 486, welches das Ziel hat, einige Bereiche
européisch zu regeln. Dank der nun erfolgten Beset-
zung des Urban Rail Managers und des hervorra-
genden Engagements der Kollegen aus dem techni-
schen Bereich des VDV sind wir gut aufgestellt. Die
Zusammenarbeit und inhaltliche Abstimmung mit
anderen Playern sind im Gange und werden inten-
siviert. Gleiches gilt fiir die Aktivitdten rund um das
vierte Eisenbahnpaket.

Neben den Standardisierungsarbeiten finden

auch Uberlegungen zur Weiterentwicklung der in
Deutschland giiltigen Vorgaben statt, wie z.B. die
Weiterentwicklung der BOStrab, der BOStrab-
Zulassung oder der Eisenbahnfahrzeugzulassung.
Die im letzten Jahr begonnenen Aktivititen zur
Starkung des Eisenbahnbereichs im VDV haben uns
nun zu einem neuen Prozess im Bereich der Schrif-
tenerstellung gefiihrt. Hierbei wird auf externe
Erfahrungstréger zuriickgegriffen und ein

nutzerfinanzierter Vertrieb ausgewdhlter Schriften
getestet. Die Gremienarbeit im Bereich der bauli-
chen Eisenbahninfrastruktur wird 2014 durch
einen neuen Ausschuss fiir technische Fragen der
Eisenbahninfrastruktur (ATEI) ausgeweitet. Perso-
nell miissen wir uns jedoch neu aufstellen, da so-
wohl Herr Sladek als auch Herr Mallikat nach lang-
jahriger Tatigkeit im VDV in den wohlverdienten
Ruhestand wechselten. Fiir ihr Engagement méchte
ich mich an dieser Stelle noch einmal bei ihnen
bedanken.

Auch 2014 méchten wir mit Ihnen gemeinsam
wieder neue Ideen, Konzepte und Lésungsansétze
diskutieren und umsetzen. Der technische Bereich
bedankt sich bei allen, die sich im letzten Jahr ein-
gebracht haben, und freut sich auf eine Fortsetzung
der Gestaltung einer vielféltigen Zukunft.

Martin Schmitz
Geschdftsfiihrer Technik
T 0221 57979-123
schmitz@vdv.de

Politik und Kommunikation: Technik und Normung



OPNV in der Fliche - ein Auslaufmodell?

Die Zukunft des Nahverkehrs im ldndlichen Raum stand im Fokus der VDV -Jahrestagung
2013 in Mainz. Rund 850 Géste verfolgten die Debatten um die Folgen des demografischen
Wandels und die kiinftige Finanzierung des 6ffentlichen Verkehrs.

Auf der Pressekonferenz zur VDV -Jahrestagung
prasentierte Gunter Rebahl, Geschaftsfiithrer der
Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH (MVG) und
Vorsitzender der VDV -Landesgruppe Siidwest,
besorgniserregende Zahlen aus dem neuen Gutach-
ten zu den Ausgleichszahlungen im Schiilerverkehr
in Rheinland-Pfalz. Laut Gutachten sind die Sum-
men, die das Land den Nahverkehrsunternehmen
als Ausgleich fiir rabattierte Schiilertickets zahlt
(845a-Mittel), seit Jahren deutlich zu niedrig.

Abnehmende Schiilerverkehre bedrohen das 6f-
fentliche Verkehrsangebot in der Flache. Zudem
untergraben Riickgang und Uberalterung der Be-
volkerung die wirtschaftliche Basis der Verkehrs-
unternehmen in strukturschwachen Regionen wie
an den Réndern der Ballungsrédume. Der demogra-
fische Wandel als Leitthema der VDV -Jahrestagung
2013 in Mainz war daher gut gew&hlt. Die Finan-
zierung des wachsenden Zuschussbedarfs sowie
die Fortfiihrung der Entflechtungsmittel und die
Reform des Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz(GVFG)-Bundesprogramms sind jedoch noch
immer unklar - trotz der Ankiindigung des ehema-
ligen Bundesverkehrsministers Peter Ramsauer bei
der Jahrestagung 2012 in Diisseldorf, es werde ,hin-
ter dem Horizont weitergehen”.

So sparte VDV -Président Jiirgen Fenske auch nicht
mit Kritik an der Bundesregierung und forderte
Taten statt wohlklingender Worte. Falsche Prio-
ritéten diagnostizierte auch Jan Miicke, ehemali-
ger parlamentarischer Staatssekretér im Bundes-
verkehrsministerium, mit seiner Feststellung, dass
fiir jede Sozialmalinahme eher Geld vorhanden sei
als fiir die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur.
Erst allméahlich zeichne sich auch bei Politikern mit
Haushaltsverantwortung die Erkenntnis ab, dass
die Infrastruktur als wichtiger Teil des Volksver-
mogens nicht weiter vernachlédssigt werden diirfe.

Heftige Kritik an der Politik pragte auch das Fach-
forum OPNV, das die Vorschlige der EU-Kommis-
sion zur Anderung der EG-Verordnung 1370/2007
aus unterschiedlichen Perspektiven beleuchtete.
Norminterpretierende Leitlinien, eine Erméch-
tigungsverordnung zu staatlichen Beihilfen und
der Entwurf des vierten Eisenbahnpaketes wertet
der VDV als weitreichende Revision der Verord-
nung 1370/2007, wie VDV -Geschéftsfiihrer Reiner
Metz ausfiihrte. Keir Fitch, Vizekabinettschef des
EU-Verkehrskommissars, verteidigte das Briis-
seler Vorgehen als erforderliche Konkretisierung

Politik und Kommunikation: Jahrestagung 2013

unklarer Vorgaben und bat um Geduld bis zum fina-
len Entwurf der Leitlinie.

Diskussionen iber die Zukunft der Infrastruktur-
finanzierung nichtbundeseigener Eisenbahnen (NE)
sowie iber mobile Fahrgastinformationen und Ver-
triebskonzepte pragten die Fachforen Eisenbahn-
verkehr und Technik. Im Anschluss erhielt der In-
ternetblogger Martin Randelhoff die Auszeichnung
.Talente im OPNV". Seine herausragende Leiden-
schaft fiir neue Mobilitdtskonzepte in der Ver-
kehrs- und Infrastrukturplanung und im Betrieb
von Eisenbahn- und OPNV-Unternehmen bringt
die Anliegen des 6ffentlichen Personenverkehrs
tber die neuen Medien in die Diskussion.

Der Festabend erlebte mit Ministerprésidentin
Malu Dreyer eine ebenfalls engagierte Flirspreche-
rin intelligenter Verkehrskonzepte, um der demo-
grafischen Entwicklung zu begegnen. Zugleich warb
sie fiir Versténdnis, wenn die Lander nicht mehr

in der Lage seien, die Zuschiisse auf gleichbleibend
hohem Niveau beizubehalten.

Der Kabarettist Lars Reichow lieferte mit einem
fulminanten Programm weiteren Gesprachsstoff fiir
die Géste. VDV -Hauptgeschaftsfithrer Oliver Wolff
erzielte mit seiner Tombola fiir die Opfer der Flut-
katastrophe groflen Zuspruch beim Publikum.

Die anschlieRende Gelegenheit zum direkten Aus-
tausch mit bekannten und neuen Gespréichspart-
nern wurde - ebenso wie auch beim Treffabend im
Betriebshof der MVG - ausgiebig genutzt. Hoch-
sommerliche Temperaturen sorgten dafiir, dass vie-
le Géste auf dem Riickweg zum Hotel die Fahrréader
des Fahrradvermietsystems MVGmeinRad schét-
zen lernten - ein attraktiver Service des Gastgebers,
der eine duferst gelungene Jahrestagung in Mainz
abrundete.

Kai Uhlemann

Veranstaltungsorganisation, Mediengestaltung
T 0221 57979-151

uhlemann@vdv.de
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Europaarbeit des VDV war bestimmt durch
das vierte Eisenbahnpaket

Zehn Jahre nach der Er6ffnung des VDV -Europabiiros in Briissel befasste sich der Verband
auch im Berichtsjahr wieder mit richtungsweisenden europdischen Gesetzesinitiativen.
Seine Arbeit war insbesondere durch das vierte Eisenbahnpaket gepragt.
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Nachdem die Européaische Kommission im Januar
2013 das vierte Eisenbahnpaket verdffentlicht hat-
te, befasste sich der VDV mit den darin enthaltenen
Gesetzesvorschligen, die trotz ihrer Komplexitét
zligig die erste Lesung im Europaparlament durch-
liefen. Aufgrund der starken Relevanz nicht nur fiir
den deutschen Eisenbahnmarkt, sondern auch fiir
den regionalen und kommunalen OPNV waren
zahlreiche Gremien des VDV an der Evaluierung
der sechs Gesetzestexte und der Erarbeitung ent-
sprechender VDV -Positionen beteiligt. Wéhrend
der Verband den sogenannten technischen Teil des
vierten Eisenbahnpakets grundsétzlich befiirwor-
tete, gingen ihm die verschérften Regeln zur Orga-
nisation der Eisenbahnunternehmen mit dem Ziel
der Trennung von Infrastruktur und Betrieb zu weit
(siehe S. 45). Zudem wies der VDV die vorgeschla-
gene Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
komplett zuriick bzw. rief die EU-Politiker auf,
eine Uberarbeitung dieser Verordnung auf das fiir
die Offnung des Eisenbahnmarktes Notigste zu
beschrinken. Auf keinen Fall sollte der OPNV mit
U-Bahnen, Stralenbahnen und Bussen davon
betroffen werden.

Politik und Kommunikation: Europapolitik

Diese Positionen kommunizierte der Verband schon
frih in Richtung der EU-Institutionen und erldu-
terte sie in zahlreichen Gesprédchen den Vertretern
der Kommission und des BMVBS als Reprasentanz
im Rat sowie den Mitgliedern des Europdischen
Parlaments (MdEP). Insbesondere mit Letzteren
stand der Verband das ganze Jahr {iber in engem
Kontakt. Nachdem ein erster Austausch im Friih-
jahr auf zwei Veranstaltungen in Briissel erfolgt
war, die der VDV mitorganisierte, folgte im Juli

eine Delegation fiihrender EU-Politiker aus dem
EP-Verkehrsausschuss der Einladung des VDV zum
Gespréch nach Berlin. Als im Herbst die von Euro-
paabgeordneten eingebrachten Anderungsantrige
verdffentlicht wurden, entsprachen einige davon
inhaltlich den Forderungen des VDV. Wéhrend der
anschliefenden Diskussionen im Verkehrsaus-
schuss bis zu dessen Abstimmung am 17. Dezember
trug der VDV immer wieder die stets aktualisierte
Verbandsposition an die Abgeordneten heran. Diese
Initiative wurde auch von den VDV -Landesgrup-
pen sowie durch einige Mitglieder unterstiitzt, die
auf lokaler Ebene Kontakte zu Europaabgeordneten
pflegten.



Auf einer Veranstal-
tung in Briissel
trafen sich Reiner
Metz, VDV -Ge-
schaftsfithrer OPNV
(rechts), und
Bogustaw Liberadzki,
MUAEP fiir Polen

Neben seiner eigenen Interessenvertretung in
Briissel brachte der VDV seine Positionen auch in
die Positionspapiere und Veranstaltungen der eu-
ropédischen Verbande CER, UITP und CEEC ein. So
machte der VDV seinen Standpunkt u.a. auf einer
UITP-Konferenz vom 19. bis 20. November 2013

in Stra3burg deutlich, in der diskutiert wurde, wie
sich die Marktéffnung im Eisenbahnbereich auf
den OPNV auswirken wiirde. Deutliche Worte fand
der VDV zudem in einer gemeinsamen Stellungnah-
me mit Transport for London, in welcher beide Or-
ganisationen die Mitglieder des Verkehrsausschus-
ses des Européischen Parlaments auf die Gefahren
einer modifizierten Verordnung 1370/2007 auf-
merksam machten.

2014 setzt sich die intensive Begleitung des vierten
Eisenbahnpakets fort. Das Plenum des EU-Parla-
ments mdchte noch vor den Europawahlen die erste
Lesung abschlieRen. Im Rat stehen nach den tech-
nischen Teilen des vierten Eisenbahnpakets die po-
litischeren Dossiers auf der Tagesordnung, die den
Verband voraussichtlich im zweiten Halbjahr 2014
beschéftigen werden.

Mobglichst friih die Weichen fiir die Zukunft stellen
Neben dem vierten Eisenbahnpaket wurde 2013

in Briissel auch ein neuer Gesetzesvorschlag zum
Ausbau der Infrastruktur fir alternative Kraftstoffe
diskutiert. Der VDV brachte seine Expertise im
Bereich der Elektromobilitdt und der alternativen
Kraftstoffe in die UITP-Position ein, welche for-
derte, die neuen elektrischen Ladestationen und
Gas-Tankstellen durch entsprechende Stecker und
Vorrichtungen auch fiir den OPNV nutzbar zu ma-
chen und sie, wo dies technisch méglich ist, in der
Nihe von OPNV-Haltestellen zu errichten, um den
multimodalen Verkehr zu férdern. In einer hier-

zu gegriindeten ,Platform for the Electrification of
Surface Transport” besprachen UITP, CER sowie
Vertreter der Stddte, der Energieversorger und der

Automobilindustrie ihre Kernanliegen, um diese mit

einer Stimme an die europdischen Entscheidungs-
trager heranzutragen und dadurch die Aussicht auf
Beriicksichtigung zu maximieren. Sowohl der Rat
als auch das Européische Parlament befassten sich

Politik und Kommunikation: Europapolitik

bereits intensiv mit diesem Gesetzesvorschlag, wel-
cher kurz vor dem Abschluss in erster Lesung steht.

Neue Initiativen méglichst frihzeitig in sinnvolle
Bahnen zu lenken, ist Schwerpunkt des VDV -
Engagements in Briissel. So beteiligte sich der Ver-
band das Jahr iiber an zahlreichen Konsultationen
der Européischen Kommission zu unterschiedli-
chen Themen des Personen- und Gliterverkehrs,
wie z. B. Schienenldrm, Einzelwagenverkehr, Fahr-
gastrechte, Umsatzsteuer, Aus- und Weiterbildung
von Fahrern usw., die mdglicherweise zukiinftig in
Gesetzesinitiativen miinden.

Technische Expertise an der richtigen Stelle
einbringen

Uber die Grenzen Deutschlands hinaus ist der VDV
auch fir seine technische Expertise und gute Ver-
netzung bekannt. Diese lasst er derzeit in zwei EU-
Forschungsprojekte einflieRen, die jeweils von der
UITP koordiniert werden. Im Oktober 2012 begann
das 3iBS-Projekt (intelligent, innovative, integrated
Bus System) mit dem Ziel, Ideen zu entwickeln, wie
das Image der Busse in Stddten verbessert werden
kann. Im Herbst 2013 gab die Europédische Kom-
mission zudem griines Licht fiir das ,Zero Emission
Urban Bus System"(ZeEUS)-Projekt, welches am
22.Januar 2014 offiziell begann. Es méchte die
Verbreitung von Elektrobussen férdern, indem es
Technologien testet und Erfahrungen sammelt, die
anschlieffend in Empfehlungen und Praxisanleitun-
gen fiir Betreiber und ortliche Behérden miinden.

Ausblick

Das Jahr 2014 bringt gleich zwei groe Umbriiche
mit sich. Zunéchst finden im Mai die Europawahlen
statt, bevor anschlielend eine neue Européische
Kommission berufen wird. Eine wesentliche Auf-
gabe des VDV in diesem Jahr wird deshalb darin
bestehen, personliche Kontakte zu den neuen und
alten Abgeordneten und Vertretern der EU-Kom-
mission zu kniipfen. Auf dieser Grundlage werden
die Anliegen der VDV -Mitglieder auch zukinftig in
Briissel gut vertreten sein.

Annika Stienen

Leiterin VDV-Europabiiro Briissel
T 00322663 6633
stienen@vdv.de
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Verbandskommunikation 2013 im Zeichen der
Bundestagswahl

Die Verbandskommunikation 2013 stand fiir den VDV im Zeichen der im September des-
selben Jahres stattgefundenen Bundestagswahl. Es galt, alle fiir den Verband nutzbaren Mittel
und Wege zu finden, um die zentralen verkehrspolitischen Themen fiir eine Zukunftsfahig-
keit der OV-Branche zu benennen und auf die Agenda der Bundespolitik zu setzen.

Dr. Karl-Heinz
Daehre, Minister a.D.,
beim VDV-Ver-
bandsbeirat 2013

Parlamentarisches
Frithstiick: Der VDV
diskutiert mit Ab-
geordneten des
Deutschen Bundes-
tages iiber relevante
Themen der Branche
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Die Verbandsbeiratssitzung im Januar 2013 bilde-
te den Auftakt der VDV -Aktivitdten im Wahljahr.
Hier wurde das wohl wichtigste Zukunftsthema der
Branche, die Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfi-
nanzierung, mit groRem Engagement diskutiert.

Dr. Karl-Heinz Daehre, Minister a. D. und Vorsit-
zender der Kommission ,Zukunft der Verkehrs-
infrastrukturfinanzierung”, stellte die Eckpunkte
seiner Kommissionsarbeit als Impuls fiir die an-
schlielende lebhafte Diskussion mit den verkehrs-
politischen Sprechern der im Deutschen Bundestag
vertretenen Parteien vor.

Der jahrlich in Berlin stattfindende VDV-Ver-
bandsbeirat bildet hierbei ein exponiertes Forum
zu Erdrterung und Austausch verkehrspolitischer
Themen des 6ffentlichen Verkehrs. Rund 60 Teil-
nehmer aus kommunalen Spitzenverbanden, Bun-
des- und Landesministerien, Wissenschaft, Ge-
werkschaften, Wirtschafts- und Verkehrsunter-
nehmen sowie aus Landes- und Bundespolitik
waren anwesend und trugen zu einer engagierten
Diskussion bei.

Parlamentarische Friihstiicke beim VDV

Mit parlamentarischen Frithstiicken etablierte der
VDV im Jahr 2013 ein Dialogformat mit Abgeord-
neten des Deutschen Bundestages. Mitglieder des
Verkehrs- und Haushaltsausschusses jeweils einer
Fraktion trafen sich mit den Spitzen des Verban-
des im Hauptstadtbiiro des VDV zum Friihstiick. In

einer sehr offenen Gesprachsatmosphére bestand
Raum fiir intensiven Austausch zu den Themen der
Branche, vorrangig zu den Finanzierungsfragen des
offentlichen Verkehrs.

Dariiber hinaus wurde das Thema einer bedarfs-
gerechten Finanzierung in Pressemitteilungen und
Ministerschreiben, aber auch im Politikbrief und
im Verbandsmagazin herausgehoben behandelt.

Wahlpriifsteine und Kernanforderung

fiir Koalitionsgespréche

Mit dem beginnenden Bundestagswahlkampf er-
hielten alle im Bundestag vertretenen Parteien
einen Fragenkatalog des VDV: Fragen zu Finanzie-
rung und Rechtsrahmen, zur Reform der EEG-Um-
lage, zu Schienenlérm, Barrierefreiheit, Klimaschutz
und Elektromobilitét.

Die in einer Synopse aufbereiteten Antworten der
einzelnen Parteien standen anschliefend den VDV -
Mitgliedsunternehmen als Information zur Verfi-
gung. Nach der Bundestagswahl fasste der VDV sei-
ne Forderungen in Form von ,verkehrspolitischen
Herausforderungen an eine neue Bundesregierung”
in einem Papier zusammen und {ibermittelte dieses
als Vorschlag fiir die anstehenden Koalitionsver-
handlungen zwischen CDU/CSU und SPD — sowohl
den Spitzen der Parteien als auch im spéteren Ver-
lauf den Teilnehmern der Verhandlungsrunden in-
nerhalb der Koalitionsgespréche.

Verbandskommunikation in der Zuspitzung
Insbesondere das sehr sperrige Thema einer im-
mer wieder diskutierten Reform der EEG-Umlage

Politik und Kommunikation: Verbandskommunikation



Antworten® der im Deatschen Bundestag vertretenen Parteien aof die VDV-Wahlpriifsteine zur Bundestagswahl 20013

FDP DIE LINKE. mﬁ

VDV

VDV-Wahlpriifsteine: | Die Verkehrs-

Alle im Bundestag untzmehoen k]
vertretenen Parteien | SREREAEIE | ok it oeniicher | Pescomeshe it B | bies s Rmgrt smages | M=, bamteerond | ediche s
beantworteten den Burvse wnd Bahnen | Persomennahverkehr (OPNY) | und Bahnen ist s unserer wal Machhalligheit susgelegaen | atirakiiver OPNV s an T bt
Fragenkatalog i e Mepuchenim Alug | Sicht besonders s R
bedurfte angesichts der extremen Auswirkungen Als erstes Fazit der Verbandskommunikation im
fiir die Schienenbahnen einer drastischen Zuspit- Wahljahr 2013 darf festgehalten werden: Etli-
zung der Kommunikation. che Kernforderungen unserer Branche sind nicht
nur im Wahlkampf von den Parteien aufgegrif-
Immer wieder drangen Vorschlige an die Offent- fen worden, sondern sind auch im Koalitionsver-
lichkeit, die eine Abschaffung der derzeit prakti- trag enthalten. So sind neben dem Bekenntnis zum
zierten (Teil-)Befreiung der Schienenbahnen vor- Bestandserhalt vor Neu- und Ausbau der Ver-
schlugen. Fiir die betroffenen 51 Schienenbahnen kehrsinfrastruktur die — vom Umfang her véllig un-
hétte der Wegfall dieser EEG-Befreiung jahrlich zureichende - Erhdhung der Infrastrukturfinanzie-
Mehrkosten von iber 250 Millionen Euro zur Fol- rung und die Aufrechterhaltung der Ausnahmere-
ge. Diese Mehrkosten wiirden die Energiekosten gelung fiir die EEG-Umlage zu benennen.

der betroffenen Schienenbahnen deutlich erhéhen.
Tarifanpassungen infolge eines Wegfalls der EEG- Das sind wichtige Ankniipfungspunkte des VDV, in

Umlage wéren eine direkte Folge. Vor diesem Hin- der nun beginnenden neuen Legislaturperiode mit
tergrund entschied sich der VDV, unter dem Motto der Bundespolitik in den zentralen Fragen fiir einen
.Keine Energiewende ohne Verkehrswende"” zu ei- zukunftsfdhigen 6ffentlichen Verkehr im Gespréch
ner klaren und deutlich zugespitzten Kommunika- zu bleiben.

tion. Als Teil eines MaRnahmenprogramms wurde

eine entsprechende Anzeige in den Parteizeitun- Wolfgang Schwenk

gen der einzelnen Bundesparteien geschaltet. Damit  Leiter VDV-Hauptstadtbiiro, Kommunikation
wurde sehr zugespitzt klargestellt: Ein Wegfall der T 030 399932-11

EEG-Befreiung wird Tarifanpassungen zur Folge schwenk@vdv.de

haben.

L 1L

Wer die Stromkosten erhoht, ;
will hohere Preise fiir Offentlichen Nahverkehr. \

Ohne EEG-Befreiung far Schienenbahn erhishen sich die Fahrpreise im OPNV um zusatzlich 3%: | T8
Keine Energiewende chne Verkehrswende!

VDV-Anzeige

zum Wegfall der
EEG-Umlage fiir
Schienenbahnen | 1181 I | |

VDV Dieé?égkehﬁs'- |
| i-unténmhmﬁnl
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Die neue Verbandszeitschrift: VDV — Das Magazin

Im April 2013 erschien erstmals die neue Verbandszeitschrift des VDV. , VDV - Das Magazin"
informiert seitdem sechsmal im Jahr inzwischen rund 4 000 Leser aus Politik, Wirtschaft,
Wissenschaft und Medien iiber Trends und Themen der OPNV - und Eisenbahnbranche in
Deutschland und Europa. Der VDV hat damit den Einstieg in eine eigene Verbandszeitschrift
gewagt, die schon im Titel deutlich erkennen lésst, dass der Verband selbst der Absender ist.
Fir die Wiedererkennung bei den zahlreichen Entscheidungstrigern und langjidhrigen
Partnern des VDV in Politik und Wirtschaft ist diese klare Absenderschaft ein wichtiges
Kriterium. Zugleich wird dadurch aber auch deutlich, dass es sich beim VDV -Magazin nicht
um eine unabhéngige Fachzeitschrift, sondern um eine Verbandszeitschrift handelt, die
selbstversténdlich auch verbandspolitische Positionen abbildet.

Deshalb ist es der verantwortlichen die Unabhéngigkeit der Redaktion. Diesbeziiglich
Redaktion von Beginn an ein zentrales unterscheidet sich das VDV -Magazin vermutlich
Anliegen, verbandseigene Meinungen stark von anderen Verbands- oder reinen Lobby-
immer auch als solche eindeutig zu zeitschriften. Uber die Themenauswahl bis hin zur
kennzeichnen und im Verhéltnis zum Fertigstellung der Beitrége wird in eigenen Redak-
NOTHALT Gesamtumfang von 32 Seiten pro Aus- tionskonferenzen jede Ausgabe des Magazins vom
i = gabe nicht {iberproportional zu akzen- Redaktionsteam eigenstindig geplant und umge-
tuieren. Denn neben der Wiedererkenn-  setzt. Zugelieferte Texte und Beitridge von Externen
barkeit ist flir den Leser die Glaubwiir- werden weitestgehend vermieden, um den einheit-
digkeit der dargestellten Inhalte ein lichen redaktionellen Ansatz der Zeitschrift auf-
wesentliches Merkmal einer gern ge- recht zu erhalten. Auch Werbeanzeigen sind nur in
Unteswegs ant riskasten Wegen lesenen und damit erfolgreichen Ver- einem fest definierten Umfang zur Mitfinanzierung

' Daerbabapabeie s

bandszeitschrift. Dazu geniigt es freilich ~ des Heftes zugelassen.
nicht, nur ausgewogen zu berichten, ohne

politische Positionen iberzustrapazie- Das Gesamtkonzept des VDV -Magazins, das sich
ren. Vielmehr muss die Leselust durch abwechs- nicht nur textlich, sondern auch bildlich wiederfin-
lungsreiche Geschichten aus den verschiedensten det, kommt beim Leser scheinbar sehr gut an: Die
Teilen und Themen unserer Branche sowie durch erste Ausgabe des Magazins im April letzten Jah-
aussagekraftiges und gutes Bildmaterial angeregt res ging an rund 3200 Adressen, inzwischen sind
werden. es fast 4 000 Abonnenten, die alle zwei Monate das

VDV -Magazin zugeschickt bekommen. Offenbar

Genau diesen Ansatz verfolgt das VDV -Magazin: erkennen die Leser im VDV-Magazin fiir sich einen
Es soll in erster Linie zwar iiber die dringenden Mehrwert, der die Zeitschrift lesenswert macht.
Themen und aktuellsten Entwicklungen rund um Der VDV wird dies zu gegebener Zeit in Form einer
OPNV und Eisenbahnverkehr informieren. Es soll Leserbefragung genauer untersuchen, denn bei aller

aber auch auflergewdhnliche, seltene und spannen-  positiven Entwicklung gibt es immer auch Weiter-
de Geschichten aus der Branche und aus den Unter-  entwicklungsbedarf. So ist das Magazin von Beginn
nehmen erzédhlen. Und da hat der VDV mit seinen an auch als ePaper erhéltlich. Die Abrufzahlen der
rund 600 Mitgliedsunternehmen aus verschieden-  elektronischen Version kénnen jedoch bei wei-
sten Tatigkeitsbereichen mehr als einiges zu bieten.  tem nicht mit der Abonnentenzahl der Printausgabe
So berichtete das VDV -Magazin bislang z. B. {iber mithalten, hier gibt es Verbesserungsbedarf.

den Weg zum FulRballspiel mit Bus und Bahn, iiber

die Wintervorbereitungen eines OPNV-Unterneh-  Lars Wagner

mens, dariiber, wie Faltrader den OPNV erobern, VDV-Pressesprecher und Leiter Presse- und
tiber die Auswirkungen des Hochwassers auf den Offentlichkeitsarbeit

OPNV- und Bahnverkehr oder dariiber, wie Busse T 030 399932-14

und Bahnen fiir Schiiler in Norddeutschland zu wagner@vdv.de

Theaterbithnen wurden. All das immer kombiniert
mit den libergreifenden politischen und wirtschaft-
lichen Themen der Branche wie dem vierten EU-
Eisenbahnpaket, der EEG-Umlage, der Infrastruk-
turfinanzierung oder den Bundestagswahlen.

Ebenso wichtig wie ein verbandspolitisch sinn-
voller und inhaltlich ausgewogener Themenmix ist

20 VDV-Jahresbericht2013/2014  Politik und Kommunikation: Pressearbeit



Der vernetzte Kunde

Das Internet ist ein soziales Medium, das einen starken Einfluss auf unsere Alltags- und
Arbeitswelt nimmt. Die Kommunikation und der Austausch von Informationen finden zum
grofRten Teil in der digitalen Welt statt. Fiir die Unternehmen gehort daher das Internet zu
den wichtigsten Vertriebskanéglen, sowohl bezogen auf die Kundengewinnung als auch auf
die Kundenbindung. Aktuell wird eine Entwicklung deutlich, die etwas komplexer ist. Es geht
um den vernetzten Menschen, der zwar tiberall mit der digitalen Welt verbunden ist, dadurch
aber auch schwer erreichbar erscheint und immer mehr Einfluss auf die Struktur der
digitalen Angebote nimmt.

Der Mensch ist
mobil, vernetzt,
.always on" - und
nimmt noch stéarke-
ren Einfluss auf das
Marketing der
Unternehmen

Es gibt 5 Milliarden Mobiltelefone und 234 Mil-
lionen Webseiten weltweit. Im Jahr 2009 wurden
90 Billionen E-Mails versendet. Die Studie ,Homo
Connectus” von Google Deutschland und der Wer-
beagentur Grey verdeutlicht, in welchen Dimensi-
onen sich der vernetzte Mensch bewegt und warum
Unternehmen lernen miissen, echte Beziehungen
mit Menschen einzugehen, damit ihre Marken den
vernetzten Kunden erreichen.

Der Ausschuss fiir Marketing und Kommunikati-
on (AMK) hat sich deshalb vor allem in den vergan-
genen Monaten verstirkt mit dem Themenfeld des
vernetzten Kunden und mit den Auswirkungen auf
den OPNV beschiftigt. Der VDV -Marketing-Kon-
gress am 17. und 18. November 2014 in Hamburg
(Gastgeber: Hamburger Hochbahn AG) wird daher
unter dem Leitthema ,Der vernetzte Mensch: Wie
erreichen wir den Kunden?" stehen. Welche Rol-

le nimmt das Marketing ein, wenn der Kunde in
neuen Welten unterwegs ist? Einen Blick iiber den
Tellerrand wirft Holger Lietz, Vice President Con-
sumer Card Marketing bei American Express, mit
der Keynote iber ,Das Ende des Marketings — neue
Strategien fiir den vernetzten Konsumenten”.

Die eigene Webseite als statischer Botschafter des
Unternehmens reicht nicht mehr aus, um im Wett-
bewerb von den Kunden wahrgenommen zu wer-
den. Der vernetzte Mensch erwartet mehr. Die Pré-
senz in sozialen Netzwerken und die Aktivierung
von mobilen Apps gehdren mindestens als Erfolgs-
faktoren dazu. Viele Verkehrsunternehmen haben
bereits ihre eigenen lokalen Apps auf den Markt
gebracht. Doch durch die zunehmende Vernetzung
unterschiedlicher Verkehrs- und Serviceangebo-
te und die hohe Relevanz der Digitalisierung fiir den
Kunden wird in der OPNV -Branche auch verstarkt
iber bundesweite multimodale Mobilitétsplattfor-
men wie Qixxit (DB AG) diskutiert. Welchen Ein-
fluss nehmen integrierte Mobilitatsplattformen auf
die Vertriebs- und Informationskanéle der OPNV -
Branche? Dariiber werden verschiedene Vertreter
aus der Mobilitétsbranche im Rahmen einer Podi-
umsdiskussion auf dem VDV -Marketing-Kon-
gress in Hamburg diskutieren. In weiterfiihren-
den Gesprachsforen bekommen die Teilnehmer die

Politik und Kommunikation: Marketing im OPNV

Moglichkeit, sich im kleinen Kreis iber einzelne
Fragestellungen und Aspekte aus der Podiumsdis-
kussion auszutauschen.

Neben der Podiumsdiskussion wird es diesmal kur-
ze Impulsvortrége u. a. zu folgenden Themen geben,
die auch in Workshops weiterbehandelt werden:

— Digitale Markenfiihrung - Erfolgskonzepte von
App bis Web

— Internetseiten — vom Flaggschiff zum Beiboot?

— Fahrgastinformation der Zukunft: Brauchen
Kunden noch Fahrpléne in Papierform?

— Web-Kommunikation der Zukunft

Bei der ganzen Diskussion iber Web-Kommunika-
tion und Social-Media-Trends ist auch die Kennt-
nis Giber den aktuellen Stand der Aktivitdten in die-
sem Bereich in der eigenen Branche notwendig. Aus
diesem Grund hat der AMK einen Fragebogen erar-
beitet, der genau erfassen soll, wie und mit welchem
Ziel Social Media in den Verkehrsunternehmen ge-
nutzt werden. Die Umfrage ging Anfang April als
VDV -Rundschreiben an die Mitgliedsunternehmen
(Personenverkehr). Die Ergebnisse werden dann auf
dem Marketing-Kongress présentiert — vorausge-
setzt, es beteiligen sich gentigend Mitgliedsunter-
nehmen an der Umfrage.

Rahime Algan
Verbandskommunikation
T 030 399932-18
algan@vdv.de
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Wirtschaft und Recht




VDV fordert Wiedereinfithrung der Job-Ticket-Befreiung

Der Gesetzgeber nutzt das Steuerrecht gezielt fiir verkehrs-, umwelt- und sozialpolitische
Lenkungszwecke. Damit leistet er einen Beitrag zum Klimaschutz und zur Entlastung der
Verkehrsinfrastruktur und ermoglicht ein Mobilitdtsangebot mit sozialvertraglichen Tarifen.
Da noch zwei Drittel der Erwerbstétigen mit dem Auto zur Arbeit fahren, besteht bei der
Pendlerbesteuerung Handlungsbedarf.

24 VDV-Jahresbericht 2013/2014

Die Nutzung und der Betrieb umweltfreundlicher
offentlicher Verkehrsmittel werden in vielen Steu-
erarten durch Anreize geférdert. Instrumente wie
der steuerliche Querverbund stdrken die Finanzier-
barkeit eines attraktiven 6ffentlichen Verkehrs-
systems (Jahresbericht 2011/2012, S. 17 {.). Wichtige
Lenkungsnormen zeigt die Ubersicht.

Die Regierungsfraktionen heben in ihrer Koaliti-
onsvereinbarung den ,Umweltvorteil des OPNV"

in Stadt und Land sowie den ,besonders umwelt-
freundlichen und energieeffizienten Schienenver-
kehr” hervor. Den Verkehrstréger Schiene wollen
sie ,weiter stdrken und ausbauen”. Trotz dieser kla-
ren Positionierung geraten sinnvolle Lenkungsnor-
men bei angespannter Finanzlage regelméRig ins
Visier der Haushaltspolitiker. In der zurtiickliegen-
den Legislatur wurde die fiir sozialvertrégliche Ta-
rife unverzichtbare Umsatzsteuererméafligung fiir
den Linienverkehr zur Disposition gestellt (Jahres-
bericht 2010/2011, S. 16 £.).

Aktuell besteht Handlungsbedarf bei der Besteue-
rung von Job-Tickets. Arbeitnehmer, die mit Bus-
sen und Bahnen pendeln, kénnen zwar — im Gegen-
satz zu Autofahrern - ihre tatséchlichen Ticket-
kosten in voller Hohe als Werbungskosten geltend
machen. Arbeitgeberfinanzierte Job-Tickets sind
aber bei Ausgabe zunéchst steuerpflichtig. Eine
Entlastung wird fiir diejenigen, die eine entspre-
chende Erklarung abgeben, erst Monate spéter im
Steuerbescheid sichtbar. Bis 2003 konnten Job-Ti-
ckets dagegen steuer- und sozialversicherungsfrei
vom Arbeitgeber finanziert werden. Voraussetzung
war, dass die Leistung zusétzlich zum Arbeitslohn
gewahrt wurde. Die Regelung war unbiirokratisch
und verwaltungsarm. Fiir die Arbeitnehmer war der
Vorteil unmittelbar erkennbar. Gerade aus diesen
Griinden wurde die Steuerbefreiung 1993 mit dem
Job-Ticket-Gesetz (BR-Drs. 339/92, Infokasten)
gezielt eingefiihrt. Arbeitgeber konnten im Rah-
men ihrer Umweltstrategie den Mitarbeitern ein
personalwirtschaftlich attraktives Angebot unter-
breiten. Die sinnvolle Lenkungsnorm fiel 2004 ei-
nem vermeintlichen Subventionsabbau zum Op-
fer. Dabei handelte es sich steuersystematisch gar
nicht um eine Subvention, sondern um eine Ver-
einfachungs- und tarifliche Anreizregelung. In der
Praxis ging der ,Subventionsabbau” fiskalisch ins
Leere. Denn bei Einhaltung komplizierter Regeln

Wirtschaft und Recht: Steuern

Job-Ticket-Gesetz*

Zielsetzung: Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel,
Arbeitnehmer verstérkt zur Benutzung des 6ffent-
lichen Personennahverkehrs zu veranlassen. Die
Verlagerung des Individualverkehrs von der Stra-
Re auf den OPNV trigt wesentlich zur Senkung der
Umweltbelastungen und des Energieverbrauchs bei.
Daher kommt dem OPNV besonders in den Ver-
dichtungsrdumen und Stédten bei immer knapper
werdendem Verkehrsraum eine besondere Bedeu-
tung zu.

Die erheblichen Anstrengungen der 6ffentlichen
Hand zur Ausgestaltung attraktiver Verkehrsange-
bote (z.B. von flichendeckenden Tarif- und Ver-
kehrsgemeinschaften bzw. -verbiinde) kénnen nur
erfolgreich sein, wenn auch auf seiten der Ver-
kehrsnutzer die Bereitschaft zum Umsteigen auf
offentliche Verkehrsmittel gesteigert wird. Hier-
fir sind Zuschiisse von Arbeitgebern an Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer zum Erwerb eines sog.
Job-Tickets ein zusétzlicher Anreiz.

*Auszug aus dem Gesetzesantrag des Landes Rheinland-Pfalz fiir
ein Gesetz zur Schaffung der besoldungs- und steuerrechtlichen
Voraussetzungen fiir die Gewahrung von Arbeitgeberzuschiissen
zur Benutzung des OPNV (Job-Ticket) vom 15.05.1992, BR-Drs.
339/92.

koénnen Job-Tickets bis zu einem Betrag von 44 Eu-
ro weiter steuer- und sozialabgabenfrei gewahrt
werden. Allerdings entsteht blirokratischer Mehr-
aufwand. Die Anforderung des monatlichen Zuflus-
ses ist streitanféllig und birgt ein Gestaltungsrisiko
(vgl. Urteil des BFH vom 14.11.2012, Az. VIR 56/11).
Wird die Freigrenze iberschritten, entsteht die vol-
le Abgabenlast. Die optionale Pauschalbesteuerung
ist zwar unbiirokratisch, aber teurer und damit we-
niger attraktiv. Das Erfolgskonzept Job-Ticket wird
durch solche Hiirden ausgebremst. Kleine und mitt-
lere Unternehmen scheuen den Aufwand.

Deshalb hat der VDV die Regierungsfraktionen be-
reits wahrend der Koalitionsverhandlungen auf-
gefordert, die Befreiung auf die steuerpolitische
Agenda zu setzen. Um den Umstieg auf umwelt-
freundliche Verkehrsmittel noch starker zu férdern,
schlégt er flankierend die Absenkung der Entfer-
nungspauschale fiir Pkw-Pendler vor (Jahresbericht
2012/2013, S. 22 £.). Steuerliche Lenkungsnormen



Besteuerungsnormen mit Lenkungsfunktionen - nationales Recht?

Grundlage Fundstelle | Artder Vergiinstigung Forderungen des Verbandes
Einkommen- §9 Abs.INr. 4, Abs. 2 EStG Aufwendungen des Senkung der Entfernungspauschale
steuer (EStG) Arbeitnehmers fiir die Wege zur ersten Tatig- zur Stérkung der Lenkungswirkung
keitsstétte werden grundsétzlich durch eine der Abzugsbegrenzung (z.B.
verkehrsmittelunabhéngige Pauschale von Halbierung fiir Pkw-Nutzer).
0,30 Euroje Entfernungskilometer bzw. 0,15
EurojeKilometer abgegolten. Insbesondere
Pkw-Pendler unterliegen damit einer Abzugs-
beschrankung. Benutzer 6ffentlicher Verkehrs-
mittel konnen die tatsdchlichen Fahrgeldauf-
wendungen ansetzen, wenn diese iiber der
Pauschaleliegen.?
§40 Abs. 2 Satz 2 15 Prozent Pauschsteuersatz Wiedereinfithrung der Jobticket-
fiir Sachbezlige in Form der unentgeltlichen Befreiung nach dem Rechtsstand
oder verbilligten Beférderung eines Arbeitneh-  von2003(§ 3Nr.34EStGa.F.) flur
mers zwischen Wohnungund erster Tatigkeits-  Sachbeziige und Arbeitgeberzu-
statte und fiir zusatzlich zum ohnehin geschul - schiisse.
deten Arbeitslohn geleistete Zuschiisse zu den
Aufwendungen des Arbeitnehmers fiir Fahrten
zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstétte
(z.B.Job-Tickets) bis zur Hohe der gemaf3 § 9
abziehbaren Kosten.
Korperschaft- § 8 Abs.7KStG* Soweitu.a.ausverkehrs-, Sicherstellung des fiir die
steuer (KStG)?¥ umwelt- oder sozialpolitischen Griinden eine Gebietskorperschaftenunver-
wirtschaftliche Betitigung ohne kosten- zichtbaren Instrumentes zur
deckendes Entgelt unterhalten wird (Dauer- Finanzierungvon Aufgabender
verlustgeschéaft), wird die Verrechnung Daseinsvorsorge, auch bei einer
von Verkehrsverlusten mit Gewinnen aus kiinftigen Reform der Gruppen-
verbundfdhigen Versorgungsbetrieben besteuerung.
steuerlich anerkannt.
Kraftfahrzeug-  §3 Nr.6 Befreiung fiir Kraftomnibusseund Sicherstellung des Lenkungs-
steuer gleichgestellte Personenkraftwagen, die zu zweckes der Linienbusbefreiung
(KraftStG) mehrals 50 Prozent derinsgesamt gefahrenen  beikiinftigen Reformen, d. h.

Streckeim Linienverkehr verwendet werden.

Erhéhung der OPNV-Energie-
steuervergiitung bei Umlegung
der Kraftfahrzeugsteuer auf die
Energiesteuer.

YZu den européischen Lenkungsnormen vgl. Jahresbericht 2007/2008, S. 30.|? Die Entfernungspauschale ist auf 4500 Euro im Kalender-
jahr begrenzt. Der Hochstbetrag gilt nicht bei Nutzung eines eigenen oder zur Nutzung iiberlassenen Kraftwagens. Hohere Fahrgelder fiir
offentliche Verkehrsmittel konnen angesetzt werden, soweit sie den im Kalenderjahr insgesamt als Entfernungspauschale abziehbaren
Betrag tibersteigen.|? Die korperschaftsteuerlichen Einkommensermittlungsvorschriften gelten auch fiir die Gewerbesteuer. |4 Der seit
Jahrzehnten auf der Basis von Verwaltungsregeln praktizierte steuerliche Querverbund wurde 2009 gesetzlich verankert, nachdem er
aufgrund eines hdchstrichterlichen Urteils (BFH Az.IR 32/06) infrage gestellt wurde.

stehen permanent auf dem Priifstand. Wichtig ist,
dass diese bei kiinftigen Reformen der Umsatz-, der
Kraftfahrzeug-, der Grundsteuer oder der Gruppen-
besteuerung nicht fiskalischen Zwéngen geopfert

Steuern

werden, denn sie sind als Beitrag zur Erreichung
der Klimaschutz- und der verkehrs- und sozialpo-
litischen Ziele unverzichtbar.

Wirtschaft und Recht: Steuern

Ralf Stollberg

T 0221 57979-112
stollberg@vdv.de
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Busse, Bahnen und Carsharing: umweltfreundlich mobil!

Neben den klassischen Mobilitdtsformen des Umweltverbundes, dem Zufullgehen und dem
Radfahren, wird der 6ffentliche Verkehr zunehmend durch weitere Mobilitdtsdienstleistun-
gen erganzt: Dynamische Mitfahrvermittlungen, Fahrradverleihsysteme und Kurzzeit-/
Einweg-Autovermietungsangebote nehmen zu. Dabei hat der 6ffentliche Verkehr bereits seit
vielen Jahren einen Kooperationspartner, der nachweislich in der Summe fiir mehr
OV-Fahrten, weniger Privat-Pkw und mehr Umweltfreundlichkeit steht: das klassische

Carsharing.

VDV -Hauptge-
schéftsfiithrer

Oliver Wolff und
bes-Geschéftsfihrer
Willi Loose sprachen
sich fiir eine weitere
Integration der Ver-
kehrsangebote aus

Anlisslich des VDV -Fachsymposiums ,Der OPNV:
Riickgrat und Motor einer multimodalen Mobili-
tat" am 17. und 18. Oktober 2013 in Berlin machten
der VDV und der Bundesverband CarSharing e. V.
(bes) in einer gemeinsamen Aktion auf die langjah-
rige Partnerschaft von OV und stationsgebundenem
Carsharing in vielen deutschen Stddten aufmerk-
sam. Unter dem Motto ,Busse, Bahnen + Carsharing.
Umweltfreundlich fahren? Geht doch!" waren in den
Wochen zuvor bundesweit OPNV- und Carsharing-
Anbieter zusammengekommen, um auf die Starken
dieses Mobilitdtsbiindnisses in Sachen Klimaschutz
und Energiewende hinzuweisen. Dabei entstanden
zahlreiche Fotos, die teilweise Stralenbahnen und
teilweise Busse mit Carsharing-Fahrzeugen zeigen,
die alle das Motto der gemeinsamen Aktion trugen.

Mit diesen Fotos konnte eine beeindruckende Foto-
wand gestaltet werden. Die tistra Hannoversche
Verkehrsbetriebe AG und der dortige Carsharing-
Anbieter unterstiitzten die Aktion noch zusétzlich
mit zwei exklusiv ,gebrandeten” Fahrzeugen, die sie
als Blickfang und Fotomotiv nach Berlin schickten.

Im Rahmen der Vortrége des Fachsymposiums
wurden Ergebnisse einer Umfrage vorgestellt. Bei-
de Verbande hatten die Verkehrsunternehmen
nach den Erfahrungen bei der Zusammenarbeit
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Buese, Bahnen + Carshar ing
Wssreeltfrasndiieh. fobwer? (peht doch!

Wirtschaft und Recht: Business Development

von OPNV- und Carsharing-Unternehmen gefragt.
Dabei kam u.a. heraus, dass die bestehenden Ko-
operationen auf einer 5er-Skala (1 = vollkommen
zufrieden bis 5 = nicht zufrieden) mit der Durch-
schnittsnote 2,8 bewertet wurden. Die iiberwiegen-
de Mehrheit der Verkehrsunternehmen befiirwor-
tet zudem eine Aufwertung oder Erneuerung der
bestehenden Zusammenarbeit. Alle antwortenden
Verkehrsunternehmen, die noch keine bestehende
Kooperation aufweisen, sprachen sich fiir eine Zu-
sammenarbeit mit den Carsharing-Anbietern vor
Ort in der Zukunft aus.

Dies passte in die allgemeine Diskussion der Ex-
perten liber Perspektiven bei Kooperationen ver-
schiedener Verkehrsanbieter. Die rund 70 Teilneh-
mer der Veranstaltung suchten u.a. Antworten auf
die Fragen, welche Geschéaftsmodelle tragféhig sein
konnen und in welchen Bereichen man nicht nur
Partner, sondern auch Konkurrent im Mobilitats-
markt ist.

Der VDV hat hierzu in der AG ,Multimodalitat”, die
auch das Positionspapier zum Thema erarbeitet hat,
eine neue VDV -Mitteilung 9719 erstellt: ,Ergédnzung
des OPNV um multimodale Mobilit4tsangebote.” Sie
zeigt Fragestellungen und Lésungen aus dem stra-
tegischen Marketing fiir den Umgang mit weiteren
multimodalen Angeboten auf und stellt eine Samm-
lung von aktuellen Good-Practice-Beispielen dar.

Dr. Till Ackermann

Volkswirtschaft und Business Development
1022157979-110

ackermann@vdv.de



Das Jahr 2013 im Blickwinkel der Fahrgastrechte
und -pflichten

Bei den Fahrgastrechten stand im Jahr 2013 fiir die Busunternehmen das Inkrafttreten der
Verordnung (EU) Nr. 181/2011 im Vordergrund. Fiir die Eisenbahnunternehmen war die
Entscheidung des Europaischen Gerichtshofes (EuGH) zu Entschiddigungen bei héherer
Gewalt der meistdiskutierte Punkt. Und bei den Fahrgastpflichten lag der Fokus auf der
Anpassung des Erhohten Beforderungsentgelts (EBE).

Fahrgastpflichten
haben auch oft mit
Sicherheit zu tun

Das Jahr 2013 hat wieder gezeigt, dass auch bei
dem Thema Fahrgastrechte der européische
Rechtsrahmen die Vorgabe fiir die Diskussionen
liefert. Wichtig fir die Praxis ist dabei, diesen
Rechtsrahmen auf nationaler Ebene sinnvoll aus-
zufiillen.

Die Verordnung (EU) Nr. 181/2011 tiber die
Fahrgastrechte im Kraftomnibusverkehr
Obgleich der VDV schon den Entstehungsprozess
der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 begleitete, war
die Arbeit nach Verkiindung im européischen
Amtsblatt lange nicht beendet. Notwendig war
ein Durchfiihrungsgesetz auf nationaler Ebene.
Dieses EU-Fahrgastrechte-Kraftomnibus-Gesetz
(EU-FahrgRBusG) wurde im Sommer 2013 be-
schlossen. Der VDV achtete beim Entstehungspro-
zess darauf, die europédischen Regelungen sinnvoll
in den nationalen Rechtsrahmen einzubinden.

Aber auch mit Verkiindung des EU-FahrgRBusG
war die Arbeit zur Verordnung (EU) Nr. 181/2011
nicht beendet. Denn zum einen mussten die Un-
ternehmen informiert werden, zum anderen waren
Handreichungen wie z. B. Kurzfassungen der Fahr-
gastrechte, die an bestimmten Stellen auszuhén-
gen sind, zu erarbeiten. Dienten die Rundschreiben
und Artikel und das mit der VDV -Akademie ange-
botene Seminar zur Information der Unternehmen,
ergab sich fiir die Erarbeitung der Handreichungen
eine sinnvolle Zusammenarbeit mit dem Bundes-
verband Deutscher Omnibusunternehmer e. V. (bdo)
und der Deutschen Bahn AG, um brancheneinheit-
liche Lésungen zu finden.

EuGH-Entscheidung zur Entschidigung

bei héherer Gewalt

Den wesentlichen Markstein bei den Fahrgast-
rechten im Eisenbahnverkehr bildete die Entschei-
dung des EuGH zur Entschédigung der Fahrgiste
bei Verspatungen durch héhere Gewalt (Rechts-
sache C-509/11). Obgleich die Entscheidung recht-
lich vertretbar war, stellt sie finanziell eine Belas-
tung fiir die Unternehmen dar. Als Konsequenz ist
nicht eine Kritik des Urteils sinnvoll, sondern nur
ein Hinwirken, bei der anstehenden Novellierung
und Vereinheitlichung der Fahrgastrechte die
hohere Gewalt als Ausschlusskriterium fiir eine
Haftung festzuschreiben.

Wirtschaft und Recht: Fahrgastrechte

EBE-Anpassung weiter auf der Agenda

Neben den Fahrgastrechten bleiben aber auch die
Fahrgastpflichten im Fokus. Hier war es insbeson-
dere das Bemiihen um eine Anpassung des EBE,
das die Arbeit des VDV bestimmte. Auch wenn das
Bundesverkehrsministerium mit der Vorlage eines
Verordnungsentwurfs bis nach der Bundestags-
wahl zbgerte, war es gleichwohl ein grofler Zwi-
schenerfolg, dass sich im April 2013 die Verkehrs-
ministerkonferenz der Lander ausdriicklich dem
VDV -Petitum nach einer Anpassung des EBE auf
60 Euro anschloss.

Ausblick

Gerade die Frage der Anpassung des EBE zeigt,
welche ,dicken Bretter” bei bestimmten Themen
manchmal zu bohren sind. Das EuGH-Urteil zur
héheren Gewalt ist wiederum ein Beleg dafiir, dass
eine géngige Praxis durch eine Gerichtsentschei-
dung sehr schnell obsolet werden kann. Die Fahr-
gastrechte im Bereich Bus weisen auf den langen
Atem hin, den man bei der Begleitung eines Vor-
habens haben muss. Den vorgenannten drei Bei-
spielsfallen ist jedoch die Erkenntnis gemein, dass
eine sinnvolle Arbeit an dem Thema weiterhin nur
gelingt, wenn sowohl auf européischer als auch auf
nationaler Ebene, im politischen wie auch im juris-
tischen Bereich konstruktiv und kundenorientiert
gearbeitet wird.

Dr. Thomas Hilpert-Janf3en

Arbeits- und allg. Zivilrecht, Straf- und
Strafenverkehrsrecht, Beférderungsbedingungen
T 0221 57979-158

hilpert@vdv.de
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Das novellierte PBefG in der Praxis

Die ersten eineinhalb Jahre mit dem novellierten Personenbeférderungsgesetz (PBefG) waren
von einer Aufbruchstimmung im liberalisierten Fernbusmarkt geprégt. Die ebenfalls seit
Anfang 2013 geltenden Anderungen im Nahverkehr wurden von der breiten Offentlichkeit
nicht so deutlich wahrgenommen, haben aber fiir die Unternehmen und Aufgabentriger
erhebliche Bedeutung.

Fernbus: zahlreiche
neue Linien er6ffnet
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Bald nach der Gesetzesnovellierung wurden zahl -
reiche neue Linien und Verbindungen mit dem
Fernbus angeboten. Dabei wurden nicht nur die bis-
herigen Fernbusbetreiber aktiv, sondern auch zahl-
reiche neue Unternehmen unterschiedlicher GroRe.
Ob der Boom in dieser Intensitét weitergeht, bleibt
abzuwarten. Sicher ist aber, dass der Fernbus auf die
Dauer ein wichtiges Segment des 6ffentlichen Ver-
kehrs werden wird. Die Fernbusunternehmen treten
zunehmend auch dem VDV bei, was seine Position
als Verband der gesamten Verkehrsbranche weiter
starkt.

Ein wichtiges politisches Thema im Zusammenhang
mit dem Fernbus war die Diskussion um Standorte
und Qualitét der Busbahnhoéfe und Haltestellen. Hier
stehen Kommunen und Betreiber vor verkehrlichen,
planerischen und finanziellen Herausforderungen.

Das PBefG ist in einem breiten politischen Konsens
verabschiedet worden. NaturgeméaR bleiben bei je-
der Gesetzesnovelle einige Fragen offen. Noch vor
Inkrafttreten des neuen PBefG veréffentlichte der
Verband die VDV -Mitteilung Nr. 9056 ,Praxisleit-
faden zum PBefG 2013" als Arbeitshilfe fiir seine
Mitglieder und als Positionierung des Verbandes
gegeniiber Ladndern und Kommunen.

Bei der Anwendung des neuen Gesetzes entstand
unter anderem Streit dariiber, ob Unternehmer

Busverkehr mit einem hauseigenen Fahrausweista-
rif statt des Verbundtarifes betreiben diirfen, wenn
der Aufgabentréger nicht bereit ist, eine fiir alle Un-
ternehmen geltende Ausgleichsregelung (allgemeine
Vorschrift) zu erlassen. Klar ist aber, dass der Auf-
gabentrédger — wenn kein Unternehmer bereit ist, die
erforderlichen Verkehrsleistungen ohne Mittel des
Aufgabentrégers zu erbringen - die Wahl hat, ob er
einen Verkehrsvertrag vergibt oder ob er eine allge-
meine Ausgleichsregelung erlédsst. Dies hat auch der
Bund-Léander-Fachausschuss Strallenpersonen-
verkehr, in dem die Fachreferate der Verkehrsmi-
nisterien und -senatsverwaltungen des Bundes und
der Lander vertreten sind, in seinen ,Hinweisen zur
Anwendung des Personenbefdérderungsgesetzes”
vom Dezember 2013 deutlich bestatigt.

Neu eingefiihrt wurde mit der Novelle die Méglich-
keit, im Genehmigungsantrag ,verbindliche Zusi-
cherungen" abzugeben. Diese spielen einerseits eine
Rolle bei der Frage des Vorrangs eigenwirtschaftli-
cher Verkehrsleistungen, die in § 13 Abs. 2a PBefG
ausfiihrlich geregelt ist. Sie haben andererseits Be-
deutung im Genehmigungswettbewerb. Was und
wie zugesichert werden kann, um damit Vorteile im
Genehmigungswettbewerb zu haben, wird voraus-
sichtlich von der Rechtsprechung im Laufe der Zeit
prézisiert werden.

Das neue PBefG stellt ferner das Ziel der ,vollstan-
digen Barrierefreiheit” auf. Im Fernbuslinienver-
kehr wurden dafiir konkrete technische Vorga-
ben an die Busse im Gesetz verankert, die ab 2016
bzw. 2019 zwingend sind. Im Nahverkehr miissen
die Aufgabentriger die Schritte in Richtung die-
ser Zielvorgabe im Nahverkehrsplan festlegen. Der
VDV steht dazu in enger Abstimmung mit den kom-
munalen Spitzenverbénden, hier praxisgerech-

te Losungen zu finden, um dem Ziel im Rahmen der
technischen und wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen so nah wie mdglich zu kommen.

Martin Schéfer

Personenbeférderungsrecht, éff. Verkehrswirt-
schaftsrecht und Ldndernahverkehrsrecht

T 0221 57979-152

schaefer@vdv.de
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Harmonisierung von Fahrausweisautomaten

Fahrausweisautomaten stellen einen der wichtigsten Vertriebswege im 6ffentlichen Perso-
nennahverkehr (OPNV) dar. Viele Kunden werden im Verlauf eines Jahres nicht nur mit
bekannten Automaten aus der eigenen Umgebung, sondern auch mit unbekannten Auto-
maten anderer Regionen konfrontiert. Dann miissen zu den unterschiedlichen Tarifen oft
auch unterschiedliche Automatenoberfliachen verstanden werden. Selbst Automaten inner-
halb einer Region variieren je nach Aufsteller — eine Situation, die sich durch die wettbe-
werbsbedingte Vielfalt insbesondere im Schienenpersonennahverkehr ergibt.

Standardisierte
Bedienabléufe fir
Touch-Display-
Ticketautomaten
stehen zur Verfi-

gung

Es gilt jedoch im Interesse der Kunden, Zugangs-
barrieren zum 6ffentlichen Verkehr, zu denen auch
die Automatenvielfalt gehort, abzubauen. Anstelle
der verschiedenen Bedienkonzepte sind hinsicht-
lich der Nutzerfreundlichkeit einheitliche und op-
timierte Abldufe und Darstellungen anzustreben.
Denn bei einer einfachen Bedienung der Automa-
ten lassen sich gleich zwei Fliegen mit einer Klap-
pe schlagen. Durch die in den Automatenoberfla-
chen implementierte fahrplanbezogene Auskunft
sind auch schwierige Tarife leichter beherrschbar -
wenn die Automatenoberfldchen beherrschbar sind.

Der VDV engagiert sich fiir den Abbau von Zu-
gangsbarrieren zum OPNV und hat im Jahr 2013 ein
Projekt gestartet, um eine Angleichung der Auto-
matenoberfldchen von Touch-Display-Ticketauto-
maten zu ermoglichen. Dieses Projekt ist auf die
Mehrzahl der stationdren Automaten ausgerichtet,
an denen Kunden durch das Auswahlen an interak -
tiven Eingabemasken Informationen abrufen und
Tickets erwerben kénnen. Um die Kaufvorgénge fiir
den Kunden méglichst kurz und versténdlich zu ge-
stalten, wurden Gestaltungsempfehlungen erarbei-
tet, die eine Optimierung der Ubersichtlichkeit und
des Ablaufs hintereinandergeschalteter Eingabe-
masken moglich machen.

Die Empfehlungen wurden wissenschaftlich durch
das Fraunhofer-Institut fiir Arbeitswirtschaft und

.
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Organisation IAQ erarbeitet und von einer VDV -
Arbeitsgruppe begleitet. Grundlage fiir die Empfeh-
lungen waren die Ergebnisse eines Usability-Tests -
d.h. eines Tests, bei dem die Benutzerfreundlich-
keit durch Probandenversuche festgestellt werden
kann. Dazu wurden z. B. Varianten beziiglich der
Beschriftungen und der Anordnung von Schalt-
flichen untersucht oder die Visualisierung der In-
formationen optimiert. Des Weiteren wurden be-
stimmte Prozesse fiir Chipkartentickets getestet,
Funktionen, die bisher nur eine geringe Verbrei-
tung haben. Auf diese Weise wurden Bedingungen
geschaffen, welche die deutschlandweite Nutzbar-
keit der Chipkarten des (((eTicket Deutschland un-
terstiitzen.

Die resultierenden Empfehlungen bilden die
Grundlage fiir eine groRtméogliche Angleichung der
Bedienabldufe und der Darstellung an Ticketauto-
maten mit Touch-Displays. Um die Verwendbar-
keit in den Regionen sicherzustellen, wurde anhand
mehrerer unterschiedlicher Tarife Giberpriift, ob
diese im Konzept zufriedenstellend abgebildet und
fiir die Kunden gleichermalflen versténdlich sind.
Bei verschiedenen Umsetzungen wird durch die
einheitliche Grundlage der Wiedererkennungswert
gesteigert, sodass den Kunden die Orientierung
leichter fllt, als dies bei v6llig unbekannten Tarif-
und Vertriebssystemen der Fall wére.

Aus dem Projekt ging die VDV -Schrift 706 ,Emp-
fehlungen zur Gestaltung von Touch-Display-
Ticketautomaten" hervor.

Nils Laschinsky

Tarif-, Verbund- und Vertriebsangelegenheiten
T 0221 57979-149

laschinsky@vdv.de
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Neuer ,PraxisTIPP" des VDV fiur Einkaufer
in Verkehrsunternehmen

Die Arbeitsgruppe (AG) ,EU-Vergaberecht in der Beschaffungspraxis” will mit ihrem neu
gestalteten PraxisTIPP Hilfestellung fiir Einkaufer von Verkehrsunternehmen geben. Mit
Best-Practice-Beispielen sollen Sachverhalte und Konstellationen, die fiir die Praxis des
Einkaufs von Interesse sein kénnen, aufgenommen und praktische Tipps fiir die Lésung
gegeben werden.
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Die AG ,EU-Vergaberecht in der Beschaffungspraxis”
des VDV -Ausschusses fiir Recht und Wirtschaft
besteht aus erfahrenen Eink&ufern und Juristen
verschiedener Mitgliedsunternehmen. Sie wurde
Anfang der 90er-Jahre vom Verband ins Leben ge-
rufen, um die seinerzeit erstmals in Kraft getrete-
nen Vorschriften der sogenannten Sektorenverord-
nung fiir die VDV -Mitglieder zu erldutern und zu
kommentieren. Diese Verordnung enthélt die Vor-
schriften, die Eink&ufer von Verkehrsunternehmen
bei der Beschaffung von Waren oder Dienstleistun-
gen bzw. Bauleistungen zu beachten haben. Zusétz-
lich zu diesen Vorgaben des européischen Vergabe-
rechts miissen mittlerweile auch national viele Vor-
schriften bei der Vergabe beachtet werden.

Neben den allgemeinen Fragen, die Bestandteil jeder
Vergabe sein konnen, tauchen immer wieder nicht
alltégliche Fragestellungen auf. Die Praxis des Ein-
kaufs von Verkehrsunternehmen wirft dabei spezi-
elle Fragen auf. Die AG will nunmehr fiir alle Mit-
glieder des VDV solche Themen fiir den Einkauf von
Verkehrsunternehmen im Sinne der Best Practice
aufarbeiten.

Anhand konkreter Fragen, die in der Praxis haufig
gestellt werden, sollen Hinweise zum Verfahren und
zur Losung vorgestellt werden. Um dies zu errei-
chen, will die AG mit zwei- bis maximal vierseitiger
Darstellung zunéchst eine Frage aufwerfen. Diese
wird im Vergaberecht verortet, sodass anschlieend
Anregungen fiir die Losung gegeben werden kén-
nen. Der PraxisTIPP richtet sich vor allem an alle
Mitarbeiter, die als Einkéufer fiir Verkehrsunter-
nehmen tétig sind.

PraxisTIPP will Best Practice weitergeben

Auch wenn der Einzelfall immer fiir sich zu sehen
ist und eine schematische Losung fiir jede denkbare
Konstellation durch den PraxisTIPP nicht erwartet
werden darf, will die AG zumindest Anregungen fiir
Verbesserungen geben:

— Mit einem konkreten Bezug zu den Beschaffungs-
tatigkeiten der Verkehrsunternehmen werden
fiir die Praxis bewahrte Vorgehensweisen fiir alle
Mitglieder nutzbar gemacht.
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— Geeignete Verfahren und Vorschriften mit Ver-
kehrsbezug werden vorgestellt und erldutert.

— Es wird auf die bessere Nutzung bestehender
Mbglichkeiten, auf Lésungsansatze und auf weni-
ger effektive Handlungsweisen hingewiesen.

Der PraxisTIPP wird in den mindestens zweimal
jahrlich stattfindenden Sitzungen der Arbeitsgrup-
pe bearbeitet. Nach Freigabe durch den Ausschuss
fiir Recht und Wirtschaft steht der PraxisTIPP im
Mitgliederbereich unter www.vdv.de bei den Fach-
infos des Fachbereiches ,R4: Vergabe-, Wettbe-
werbs- und Kartellrecht" zur Verfiigung.

OPNV-Vergabetage — Seminar mit der beka GmbH
Im Januar 2014 hat die AG mit Unterstiitzung der
beka GmbH ein zweitdgiges Seminar organisiert.
Inhaltliche Basis dieser ,1. OPNV-Vergabetage"
waren die bis dahin fertiggestellten PraxisTIPPs.
Auf der sehr gut angenommenen Veranstaltung
wurden den Teilnehmern nach einem Uberblick
iber die allgemeinen Entwicklungen im Vergabe-
recht die bisher erschienenen PraxisTIPPs vor-
gestellt. Diese wurden um weitere aus der Praxis
stammende Beispiele und konkrete Anwendungs-
moglichkeiten angereichert. Teilnehmer und Refe-
renten konnten die dabei vorgestellten Themen aus-
fihrlich erértern. Um weiterhin eine Praxisndhe zu
gewdhrleisten, wurden die Teilnehmer darum gebe-
ten, Sachverhalte oder Konstellationen, die sich fiir
den PraxisTIPP eignen, an die AG weiterzuleiten.

Stefan Bahrenberg
Vergabe-, Kartell- und Wettbewerbsrecht
(bis 31.12.2013)



Personalbedarf der OPNV-Branche bis 2020

Die deutschen Nahverkehrsunternehmen benétigen bis zum Jahr 2020 rund 30 000 neue
Mitarbeiter — das entspricht rund einem Drittel ihres heutigen Beschéftigtenvolumens.

90 Prozent der befragten Verkehrsunternehmen gehen davon aus, dass der Personalbedarf
auch tiber das Jahr 2020 hinaus konstant bleiben bzw. zunehmen wird. Dies sind die
wesentlichen Ergebnisse des VDV -Personalbedarfsgutachtens aus dem Jahr 2013.

Die Personalgewinnung und ihre Schwierigkeiten
Rund die Halfte der gesuchten Beschéftigten ent-
fallt auf das Fahrdienstpersonal. Sogenannte Quer-
einsteiger bilden den tiberwiegenden Teil des ge-
suchten Fahrpersonals. Ein Viertel des Gesamtbe-
darfs bezieht sich auf Auszubildende (7500), gut die
Halfte davon aus gewerblich-technischen Berufs-
bildern. Das andere Viertel des Bedarfs wird fiir
Werkstéatten, Infrastruktur und Planung gesucht,
davon ca. 1700 Ingenieure und akademisch ausge-
bildetes technisches Personal.

Bei all diesen Zielgruppen werden von den Mit-
gliedern fiir die kommenden Jahre Rekrutierungs-
schwierigkeiten gesehen. 45 Prozent der Unter-
nehmen sehen iiberwiegend grof3e Probleme bei der
Gewinnung von Bus- und Bahnfahrern. 50 Pro-
zent der Unternehmen nehmen die Rekrutierung
von Auszubildenden fiir verkehrsspezifische Berufe
als schwierig wahr, rund ein Drittel die Gewinnung
von technischem Personal, Ingenieuren und Auszu-
bildenden fiir gewerblich-technische Berufe.

Die Herausforderungen

Vorsténde, Geschéftsfithrer und Personalleiter aus
Nahverkehrsunternehmen, dieim Rahmen der Per-
sonalbedarfserhebung interviewt wurden, sehen
vier zentrale Herausforderungen in den nichsten
Jahren:

1. das Management des demografischen Wandels,

2.die Sicherung der Arbeitsfdhigkeit der Beschéf-
tigten,

3. attraktive Vergiitungssysteme,

4.eine umfassende Verbesserung des Fremdbildes
der Verkehrsbranchen.

Personalpolitische Strategien und die Generationen
Viele der von den Experten vorgeschlagenen Strate-
gienund Aktivitdten treffen in betréchtlichem MaRe
die Interessen und Wiinsche der verschiedenen Al-
tersgruppen, die als Adressaten im Fokus der Perso-
nalgewinnung stehen.

Die Altersgruppe der 30- bis 59-Jahrigen, die so-
genannte Generation Mitte, wilinscht sich beruf-
lich und privat insbesondere Stabilitét, finanzielle

Wirtschaft und Recht: Bildung

Absicherung, Gesundheit und primér klassische
Karrieremuster (Allensbach-Untersuchung, 2013).
Bei der Suche nach den vielen Tausend Fahrern,
Betriebs- und Vertriebspersonen als Quereinstei-
ger steht insbesondere diese Altersgruppe mit ihren
Einstellungen im Mittelpunkt der Bemiithungen.

Die Gruppe der 16- bis 29-]ahrigen, die sogenann-
te Generation Y, weist vielféltige innere Struktu-
ren auf; dennochlassen sich mehrere gemeinsame
Merkmale erkennen: Erfolg im Beruf undin der
Familie, starker Sinnbezugbei der beruflichen Ar-
beit, Integritdt und Individualitdtin der Unterneh-
mens- und Flihrungskultur, wenig hierarchische
Unternehmens- und Informationsstrukturen, Flexi-
bilitdt und Abwechslung im betrieblichen Einsatz,
unkomplizierte Arbeitgeberwechsel (Shell-Studie,
2012). Esist davon auszugehen, dass ein wesent-
licher Anteil der 7500 Auszubildenden, die Hoch-
schulabsolventen und dual Studierenden, welche
die VDV-Unternehmen bis 2020 suchen, solche und
dhnliche Einstellungs- und Verhaltensmerkmale
mitbringen werden.

Die Unternehmen werden lernen, die Buntheit die-
ser Beschéftigtengenerationen mit ihren unter-
schiedlichen Anspriichen, Wertvorstellungen und
Kompetenzen zu managen.

Was tut der Verband?

Der VDV kann kein Personal fiir die Unterneh-
men rekrutieren, aber er unterstiitzt konzeptio-
nell, analysiert die Arbeitsmarkte, informiert iiber
Best Practice in der Personalgewinnung, férdert
die Kommunikation zwischen Unternehmen und
Hochschulabsolventen, initiiert Tagungen und qua-
lifiziert Personalmanager. Und er hilft dabei, das
Branchenimage zu polieren — sowohl des Mobi-
litdtsdienstleisters als auch des Arbeitgebers. Die
Verkehrsbranchen sind iiberwiegend klein- und
mittelstdndisch geprégt; insbesondere solche
Unternehmen bengtigen diesen Service.

Michael Weber-Wernz

Bildung und Geschdftsfiihrer VDV-Akademie
T022157979-171

weber-wernz@vdv.de
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Kostendeckungsgrad — positiver Trend unterbrochen

Die Mitglieder des VDV mit OPNV konnten deutliche Erldssteigerungen von durchschnittlich
4,5 Prozent verzeichnen. Ertridge und Aufwendungen stiegen gleichermafen um 2,3 Prozent.
Ausgehend von einem hohen Vorjahresniveau meldeten die Mitglieder jedoch fiir das
Berichtsjahr 2012 einen sinkenden Kostendeckungsgrad.
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Zur Beurteilung der wirtschaftlichen Entwicklung
der VDV -Mitgliedsunternehmen werden jahrlich
die Ertrags- und Aufwandsdaten im OPNV in An-
lehnung an die Kriterien der handelsrechtlichen
Gewinn- und Verlustrechnung erhoben. Um zum
einen den finanziellen Beitrag der 6ffentlichen
Hand zu ermitteln und zum anderen die wirtschaft-
liche Lage der Unternehmen zutreffend zu bilanzie-
ren, werden die Ertrége einer differenzierten Be-
trachtung unterzogen. Die Leistungen der 6ffent-
lichen Hand, die zur Abdeckung eines Defizits bei-
tragen, werden zu den sogenannten Ertrdgen mit
Verlustausgleichscharakter zusammengefasst (Ab-
bildung 1) und von den Gesamtertrégen abgezogen.
Der verbleibende Betrag wird als Nettoertrag be-
zeichnet.

Der Kostendeckungsgrad, nach VDV -Definition
das Verhéltnis von Nettoertrag zu Gesamtaufwand,
spiegelt somit den Grad der Aufwandsdeckung wi-
der, den die Unternehmen ohne Beriicksichtigung
der Ertrége mit Verlustausgleichscharakter erreicht
haben. Sowohl auf der Ertrags- als auch auf der
Aufwandsseite wurden deutliche Steigerungen um
2,3 Prozent gemeldet. Die Nettoertrége (9.667 Milli-
onen Euro) erhéhten sich jedoch unterproportional
um 1,2 Prozent (Abbildung 2). Daher ging der Kos-
tendeckungsgrad im Berichtsjahr um 1,0 Prozent
auf 77,1 Prozent zurtick. Einen gesunkenen Kosten-
deckungsgrad musste 2012 die Mehrheit der VDV -
Mitgliedsunternehmen verbuchen. Gut 70 Prozent
der Unternehmen hatten Aufwandssteigerungen
hinzunehmen. Von diesen Unternehmen konnten
nur 20 Prozent die Aufwandssteigerungen durch
ausreichend steigende Nettoertrdge kompensieren.

Entwicklung von Material und Personalaufwand
Fir die Aufwandsentwicklung (um 281 Millionen
Euro auf 12.540 Millionen Euro) waren die Auf-
wendungen fiir bezogene Leistungen und fiir Per-
sonal die bestimmenden Faktoren. Die Aufwendun-
gen fiir bezogene Leistungen stiegen um 203 Mil-
lionen Euro (plus 5,9 Prozent). Mehraufwendungen
fiir Werkstattleistungen und BaumaRnahmen z&hl-
ten hierzu ebenso wie vor allem die gestiegenen
Ausgaben fiir Busanmietungen (plus 4,5 Prozent).
Zwar sanken die Kosten fiir Roh-, Hilfs- und Be-
triebsstoffe um 0,6 Prozent, die Ausgaben fiir Die-
seltreibstoff erhdhten sich jedoch um 4,4 Prozent
(29 Millionen Euro). Hier wirkten vor allem Preis-
effekte. Die Betriebsleistungen in Fahrzeugkilome-
ter im OPNV blieben nahezu konstant. Die Perso-
nalaufwendungen nahmen vor allem durch Tarif-
erhéhungen um 51 Millionen Euro zu (plus 1,1 Pro-
zent). Der Effekt durch Neueinstellungen war eher
gering. Die Zahl der Beschaftigten ist seit mehreren
Jahren weitgehend stabil.

Fahrgeldeinnahmen steigen weiter

Aufgrund gestiegener Fahrgastzahlen und durch
Tarifanpassungen konnten die Fahrgeldeinnahmen
(6.170 Millionen Euro) im Vergleich zum Vorjahr
weiter um 144 Millionen Euro (plus 2,4 Prozent) er-
hoht werden. Sie haben einen Anteil von mehr als
50 Prozent an den Gesamtertrdgen. Die Ausgleichs-
zahlungen im Ausbildungsverkehr nach § 45a
PBefG/§ 6a AEG (oder diese ersetzenden landes-
rechtlichen Regelungen) stiegen um 0,9 Prozent. Die
Erstattungszahlungen nach § 148 SGB IX wurden
um 5,2 Prozent reduziert. Insgesamt wurden Ertra-
ge in Hohe von 12.311 Millionen Euro erzielt.

1| Ertrdge mit Verlustausgleichscharakter und Nettoertrag

B Nettoertrag

B Ertrdgemit Verlustausgleichscharakter
Ausgleich firunterlassene Tariferh6hungund Durchtarifierung
sowie Kooperationsfoérderungen; Betriebskostenzuschiisse
(6stliche Bundeslidnder); sonstige Zuschiisse der Anteilseigner,
der Umlandgemeinden und anderer Stellen; Ertrége aus der
Erstattungder Infrastrukturkosten sowie der Vorhaltekosten;

Ertrage mit Verlustausgleichscharakter aus Beteiligungen
(z.B. NieRbrauch); Ertrage aus der Verlustiibernahme

©VDV

(8302 Aktiengesetz)
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2| Ertridge und Aufwendungen 2012/2011

Verénderung 2012/2011
Nettoertrag +1,2%
Fahrgeldeinnahmen +2,4%
Ausgleichszahlungennach § 45a PBefG/§ 6a AEG +0,9%
Erstattungszahlungennach § 148 SGBIX -52%
Aufwand +2,3%
bezogene Leistungen +5,9%
Fahrstrom -32%
Dieseltreibstoff +4,4%
Personal +1,1%
Kostendeckungsgrad -1,0%
©VDV -10 -5 0 45 (%

Wirtschaftliche Entwicklung in den vergangenen
beiden Dekaden

Der Kostendeckungsgrad der Verkehrsunterneh-
men stieg in den vergangenen zehn Jahren um 9,4
Prozent. Betrachtet man die Entwicklung in einem
Zeitraum von 20 Jahren, wurde er sogar um 27,0
Prozent erhéht (Abbildung 3). Durch Restrukturie-
rung, Personalabbau und Outsourcing, Prozessopti-
mierung, Kooperation und nicht zuletzt durch eine
attraktive Angebotsgestaltung konnten die Unter-
nehmen ihre Wirtschaftlichkeit deutlich verbes-
sern. Die héchsten Steigerungsraten lagen in der
ersten Dekade. Die Kostensenkungspotenziale
scheinen nunmehr weitgehend ausgeschopft zu
sein, sodass deutliche Produktivitdtssteigerungen
wie in der Vergangenheit vermutlich nicht mehr zu
erwarten sind.

Dank kundenorientierter Angebotsgestaltungen
fuhren in den vergangenen 20 Jahren immer mehr
Menschen Bus und Bahn. Die Steigerung der Fahr-
gastzahlen und der Tarife fithrte in diesem Zeitraum

zu einer Zunahme der Fahrgeldeinnahmen um
78,4 Prozent (Abbildung 4). Berlicksichtigt man die
Preisentwicklung - das Statistische Bundesamt
weist eine Preissteigerung von gut 35 Prozent

aus -, ldsst sich eine reale Erhéhung um 32,2
Prozent feststellen.

Auch die Aufwendungen erhéhten sich - seit 1993 -
um 33,5 Prozent. Maf3geblich war die Steigerung
der Materialaufwendungen (plus 112,2 Prozent) und
hier insbesondere die Zunahme der Aufwendungen
fiir bezogene Leistungen (plus 135,3 Prozent) und
tir Dieselkraftstoffe (plus 172,1 Prozent). Personal-
abbau und Outsourcing fiihrten zu einem Riickgang
der Aufwendungen fiir Personal um 6,9 Prozent.
Bertiicksichtigt man die Preissteigerung seit 1993,
lésst sich ein Aufwandsriickgang um insgesamt

1,1 Prozent feststellen (Abbildung 4).

Finanzierung
Auch kiinftig werden die Aufwendungen steigen —
unter anderem durch politisch motivierte An-

3| Entwicklung des Kostendeckungsgrades 1993 bis 2012
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4| Prozentuale Verdnderungen ausgewéhlter Gro3en 2012 /1993

\
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| | '
Nettoertrag * 69,5
| | [
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Fahrgeldeinnahmen | | 322
h ‘
Ertrige mit Verlustausgleichscharakter 139 53.7
. -6,6
Einnahmesurrogate -309) | ‘ 1
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©VDV B nominal preisbereinigt (zu Preisen von 1993)

forderungen wie Barrierefreiheit, Lirmschutz, hohe
Angebotsdichte, Qualitdts- und Umweltstandards —,
ohne dass dem ausreichende zusétzliche Fahrgeld-
einnahmen gegeniiberstehen werden.

Der Beitrag der 6ffentlichen Hand an der Finan-
zierung des OPNV ist mit durchschnittlich 2.600
Millionen Euro jahrlich seit 1997 nahezu unveran-
dert (Abbildung 5) - trotz des erhéhten Verkehrs-
aufkommens und der sténdig gestiegenen Anforde-
rungen. Die Ausgleichszahlungen im Ausbildungs-
verkehr nach § 45a PBefG/§ 6a AEG (oder diese
ersetzenden landesrechtlichen Regelungen) gin-
gen aufgrund des Haushaltsbegleitgesetzes 2004
(+Koch/Steinbriick-Papier”) seit 2003 um 28,2 Pro-
zent zuriick.

Der Beitrag der zahlenden Fahrgéste an der Fi-
nanzierung ist dagegen in den vergangenen bei-
den Dekaden stetig gestiegen. Diese Entwicklung
wird sich weiter fortsetzen miissen. Allerdings
kann dabei der Bogen nicht {iberspannt werden. Ein

flichendeckendes, attraktives Mobilitdtsangebot
steht fiir eine hohe Lebensqualitat aller und fir die
Sicherung des Wirtschaftsstandortes.

Ursula Sieburg-Graff
Verkehrsbetriebswirtschaft
T 0221 57979-106
sieburg-graeff@vdv.de

Marga Weill

Betriebliches Finanz- und Rechnungswesen,
Verkehrsbetriebswirtschaft
T022157979-114

weiss@vdv.de

5| Entwicklung ausgewéhlter Kennzahlen 1993 bis 2012
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Weiterhin moderates Wachstum im Personenverkehr -
Konjunktur und Schienengtiterverkehr auf Erholungskurs

In allen Sparten des Personennahverkehrs stieg die Nachfrage nach den Leistungen der
VDV-Unternehmen weiter an. Dies trifft vor allem auf die gut ausgebauten Verkehrssysteme
in Grof3stddten und nahe den Ballungszentren zu. Durch das Hochwasser im Sommer 2013, von
dem vor allem Verkehrsunternehmen in stidlichen und dstlichen Bundesldndern betroffen
waren, kam es durch die zeitweise nicht nutzbare Schieneninfrastruktur zu Verlagerungen auf
den Bus. Das hat dazu beigetragen, dass auch die Sparte Bus im Jahr 2013 Fahrgastzuwéchse
erzielen konnte. Bei Stralen- und Stadtbahn sowie beim Eisenbahnpersonennahverkehr
erhohten sich die Fahrgastzahlen um jeweils 1 Prozent. Die Verkehrsleistung entwickelte

sich im Eisenbahnpersonennahverkehr mit einem Plus von 0,4 Prozent weniger stark. Im
Eisenbahnfernverkehr wirkte sich die monatelange Sperrung der Strecke Hannover — Berlin
ddmpfend auf die Gesamtentwicklung aus. Erstmals seit Jahren meldete die DB Fernverkehr AG
eine riicklaufige Entwicklung.

Gesamtwirtschaftliche und demografische
Rahmenbedingungen

Die Verkehrsentwicklung spielt sich naturgemaf
in Abhéngigkeit von gesellschaftlichen, demografi-
schen und vor allem gesamtwirtschaftlichen Ein-
flussfaktoren ab. Wéhrend fiir den Personenver-
kehr neben der Bevélkerungsentwicklung in erster
Linie Wirtschaftsgrofen wie das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP), der private Verbrauch, die Entwicklung
der Verbraucherpreise und die Beschiftigungssitu-
ation relevant sind, spielen im Giiterverkehr insbe-
sondere Investitions-, Produktions- und Handels-
groflen eine herausragende Rolle. Im Verlauf des
Jahres 2012 hatte sich die konjunkturelle Lage auch
in Deutschland eingetriibt. Griinde dafiir waren vor
allem die anhaltende Rezession in einigen euro-
péaischen Ldndern und die gebremste Entwicklung
der Weltwirtschaft. Im Sommer 2013 begann sich
dieser Zustand zu bessern und neuer Optimismus
machte sich breit. Anders als in der Vergangenheit
wurde die Wirtschaftsentwicklung 2013 durch ei-
ne starke Binnennachfrage, weniger dagegen durch
den sonst so robusten Aullenhandel, der diesmal

nur um 0,6 Prozent wuchs, angeregt. Der private
Konsum entpuppte sich mit einem deutlichen Plus
von 0,9 Prozent als Wachstumsmotor. Die fiir den
Schienengiiterverkehr besonders relevanten Mas-
sengiliter entwickelten sich mit Ausnahme der Koh-
le insgesamt riickliufig, erholten sich jedoch ten-
denziell in der zweiten Jahreshélfte (Tabelle 1).

Die Zahl der Erwerbstétigen erreichte 2013 mit
41,8 Millionen das siebte Jahr in Folge einen neu-
en Hochststand. Allerdings schwiéchte sich der Be-
schaftigungsaufbau mit plus 0,6 Prozent deutlich
ab. Im Mai 2013 wurden der Offentlichkeit erste
Ergebnisse des Zensus 2011 vorgestellt. Diese of-
fenbarten mancherorts deutlich geringere Bevol-
kerungszahlen, als die Statistiker bis dahin auf der
Grundlage der zuvor geltenden Fortschreibungs-
ergebnisse der Volkszéhlung von 1987 angenom-
men hatten. Dennoch wird fiir 2013 mit einem An-
stieg der in Deutschland lebenden Bevélkerung von
gut 80,5 Millionen am Jahresanfang auf 80,8 Mil-
lionen Menschen am Jahresende gerechnet. Dies ist
ausschliefllich durch erh6hte Wanderungsgewinne

1| Entwicklung volkswirtschaftlicher Eckdaten (Verdnderungsrate in Prozent)

2011/2010 2012/2011 2013/2012

Bruttoinlandsprodukt (jew. Preise, preisbereinigt) +3,3% +0,7% +0,4%
Erwerbstétige +1,4% +1,1% +0,6%
Private Konsumausgaben (preisbereinigt) +2,3% +0,8% +0,9%
Verbraucherpreisindex +2,3% +2,0% +1,5%
Bauinvestitionen +7.8% -14% -0,3%
Ausristungsinvestitionen +58% -4,0% -2,2%
Export +8.2% +52% +0,6%
Import +72% +4,0% +1,3%
©VDV
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2 | Gesamtbevélkerung und Wanderungsbewegungen 2005 bis 2013 (in 1 000)

82500 1250
82000 / 1000
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81000 500
80500 250
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2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 20112 20122 2013?
[ | 82438 82315 82218 82002 81802 81752 81844 80328 80524 80800
707 662 681 682 721 798 958 958 1081 1211
628 639 637 738 734 671 679 679 712 782
B Gesamtbevdlkerung B Zuzlige gesamt Fortziige gesamt

©VDV|YErgebnisauf Grundlage fritherer Z&hlungen|?Ergebnisse auf Grundlage des Zensus 2011 |® Schitzungen aufgrund der Daten
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fiirJanuar bis August 2013

bedingt, die seit 1993 erstmals wieder die Zahl
400000 iberschreiten diirften. Das Geburtendefi-
zit dagegen diirfte 2013 auf tiber 200 000 Personen
ansteigen, da die Anzahl der Sterbefélle diejenige
der Geburten um diese GroRenordnung iiberschrei-
ten wird (Grafik 2).

Personenverkehr

Ausgehend von einem hohen Vorjahresniveau ent-
wickelte sich die Nachfrage nach Bussen und Bah-
nen im OPNV 2013 im Durchschnitt weiterhin
positiv. Bundesweit erhdhte sich das Verkehrs-
aufkommen um 0,8 Prozent auf 9,8 Milliarden
Fahrgéste und die Verkehrsleistung um 0,5 Pro-
zent auf 92,5 Milliarden Personenkilometer. Po-
sitiv dlrften sich insbesondere die weitere Erho-
hung der Erwerbstétigkeit sowie der zu erwarten-
de Bevolkerungszuwachs auswirken. Da Letzterer
durch Zuwanderer geprégt ist, ist davon auszuge-
hen, dass gerade diese Bevilkerungsgruppe zu den

regelméfigen Nutzern von Bussen und Bahnen ge-
hort. Zumindest in der Anfangsphase ihres Aufent-
halts in Deutschland diirfte sie nur zu einem ge-
ringen Anteil motorisiert sein. Der Freizeit- und
Einkaufsverkehr profitierte von der erhéhten Kon-
sumbereitschaft der Bevdlkerung.

Die Ertrége, die die VDV -Mitglieder aus der Fahr-
gastbeférderung erzielten, Giberschritten erstmals
die 11-Milliarden-Euro-Grenze, was einem Er-
tragszuwachs von 3,3 Prozent entspricht. Im Jahr
2013 fiel die Steigerung im StralRenpersonennah-
verkehr mit 4 Prozent noch héher aus als im Be-
reich des Eisenbahnnahverkehrs, dessen Ertrags-
steigerung bei 2 Prozent lag. Diese Zahlen gehen
von einem etwa gleichbleibenden Niveau der fahr-
gastbezogenen Surrogate fiir den Schiilerverkehr
nach § 45a PBefG bzw. § 6a AEG (bzw. der Lander-
ersatzregelungen hierzu) und fiir schwerbehinderte
Menschen nach § 148 SBG IX aus (Grafik 3).

3| Verkehrsaufkommen, Verkehrsleistung und Ertrége aus der Fahrgastbeférderung
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2008 2009 2010 2011 2012 2013"

Ertrage (Mio.Euro) 8.566  8.847 9.259

9.594 9.683 10.024 10.262 10.656 11.008

Pkm (Mio.) 84967 87453

88393 89800 90024 90442 91150 91968 92470

Fahrgéste (Mio.) 9209 9276 9487

9586 9595 9628 9691 9747 9825
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4 | Energiepreisentwicklung (Indexwerte)

130 Index
120
im0 | |
100
Otto- und Dieselkraftstoff ¥ Dieselkraftstoff? Strom?
2011 111,3 115,9 111,8
2012 117,5 121,8 109,3
W 2013 113,5 115,9 113,7
Preisanstieg
2013/2010 +13,5% +15,9% +13,7%

©VDV|Index2010 =100 |Y Verbraucherpreisindex|? Erzeugerpreisindex

Nach Jahren deutlicher Gewinne im schienenge-
bundenen Nahverkehr erzielten die Unternehmen
2013 einen etwas geringeren Fahrgastzuwachs als
in den Vorjahren. Dies betrifft sowohl die stadti-
schen Schienenbahnen als auch den Eisenbahnper-
sonennahverkehr. Das Verkehrsaufkommen beider
Sparten erhohte sich um jeweils 1 Prozent. Wah-
rend sich die in Personenkilometern gemessene
Verkehrsleistung im stéddtischen Schienenverkehr
ebenfalls um 1 Prozent erhohte, stieg sie im Eisen-
bahnverkehr geringer an (0,4 Prozent). Dies fithr-
te zu einer geringfiigig abnehmenden mittleren
Fahrtweite im Bereich des Eisenbahnverkehrs.

Im Busverkehr scheint die jahrelang zu beobach-
tende Abnahme in ldndlichen Verkehrsrdumen
vorerst gestoppt. Diese Entwicklung mag durch die
gestiegene Zahl von Erstsemestern (2 Prozent) und
die sogar wieder leicht gestiegenen Schulanfénger-
zahlen (0,2 Prozent) begiinstigt worden sein. Den-
noch wird die Zahl der jingeren in Ausbildung be-
findlichen Bevélkerung insgesamt weiter sinken.
Hochwasserbedingt wurden weniger Riickginge
im Busverkehr gemeldet, als durch die Verlagerung
von der Schiene auf die Strafle hinzugewonnen
wurde. Die mancherorts zeitweilig iberschwemm-
ten und nicht nutzbaren Schienenwege konnten
teilweise durch Schienenersatzverkehre ausgegli-
chen werden. Die VDV -Statistik wird der weiteren
Entwicklung der ldndlichen und stédtischen Bus-
verkehre auch in Zukunft ein besonderes Augen-
merk widmen.

Von der Entwicklung der Kraftstoffpreise gingen
2013 keine positiven Impulse fiir einen Umstieg
der Verkehrsteilnehmer vom Individualverkehr

auf Busse und Bahnen aus. Gegeniiber dem Vorjahr
verringerten sich sowohl die Verbraucherpreise fir
Ottokraftstoff und Dieselkraftstoff als auch die fiir
die Verkehrsunternehmen relevanten Erzeuger-
preise fiir Dieselkraftstoff. Demgegeniiber stiegen

Wirtschaft und Recht: Statistik

jedoch die Strompreise fiir die Schienenverkehrs-
unternehmen weiter an — allerdings nicht so dra-
matisch wie 2011 gegeniiber dem Jahr 2010. Folge-
richtig fielen die Tarifanpassungen der Verkehrs-
unternehmen in diesem Jahr auch geringer aus als
2012. Die Ertragssteigerung lag um etwa 2 Pro-
zentpunkte hoher als die Steigerung beim Ver-
kehrsaufkommen (Grafik 4).

Giiterverkehr

Nach der Weltwirtschafts- und Finanzkrise im
Jahr 2009 hatte sich die bundesdeutsche Wirt-
schaft schneller erholt als zunéchst erwartet. In
den Nachkrisenjahren 2010 und 2011 boomten In-
vestitionen und Auflenhandel gleichermaflen und
bescherten auch den Verkehrstrigern im Giiter-
verkehr erhebliche Zuwéchse. Das Beférderungs-
aufkommen im Schienengiiterverkehr hatte 2011
das Niveau des Vorkrisenjahres 2008 bereits um
knapp 1 Prozent tibertroffen und bei der Leistung
fast wieder erreicht. Im Verlauf des Jahres 2012
begann sich die wirtschaftliche Lage jedoch wieder
einzutriiben und dieser Zustand hielt bis Mitte
des Jahres 2013 an. Betroffen waren nicht zuletzt
die Massengiiter, die fiir den Schienengiiterverkehr
von besonderer Relevanz sind. Als einziges Mas-
sengut stieg der Steinkohleabsatz bereits in den
ersten Jahresmonaten um etwa 3 Prozent, wovon
jedoch vor allem die Binnenschifffahrt profitierte.
Aus diesem Grund rechnet dieser Verkehrstrager
auch fiir 2013 mit Zuwachsraten im Aufkommen
und in der Leistung. Die tibrigen Wirtschaftszwei-
ge erholten sich ebenfalls im weiteren Jahresver-
lauf, sodass fiir das gesamte Jahr mit einer Steige-
rung im Aufkommen und der Leistung des Schie-
nengliterverkehrs in Héhe von 0,8 Prozent bzw.
1,6 Prozent zu rechnen ist. Die amtliche Statistik
wies fiir 2013 zeitweise zwei unterschiedliche
Werte der beiden Schliisselpositionen ,Befdrderte
Tonnen" und ,Tonnenkilometer” aus. Der ,statis-
tische” Wert wird etwas oberhalb desjenigen
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5| Verkehrsaufkommen und Verkehrsleistungen der Verkehrstriger im Giiterverkehr

Veréinderung
Verkehrsaufkommen
in Mio. Tonnen 2008 2009 2010 2011 2012 2013* 2013/2008 2013/2012
StralRe 3078 2769 2734 2968 2891 2892 -60% +06%
Schiene 371 312 356 375 366 369 -06% +08%
Binnenschifffahrt 246 204 230 222 223 227 -76% +1,7%
Verkehrsleistungen
in Mrd. Tkm
StrafRe 342 308 313 294 307 281 -176% +0,5%
Schiene 116 96 107 113 110 112 -32% +16%
Binnenschifffahrt 64 55 62 55 58 60 -6,8% +2,1%

©VDV | *vorlaufig

liegen, der die wirkliche Entwicklung gegeniiber
dem Vorjahr ausweist, da hier Unternehmen ein-
bezogen werden, die im Vorjahr nicht in die Be-
rechnungen einbezogen wurden. Mit 369 Millio-
nen Tonnen wird der Schienengiiterverkehr 2013
10,6 Prozent des Aufkommens der Summe der drei
Landverkehrstrager ausmachen. Bei der Verkehrs-
leistung wird der Modal Split fast 25 Prozent be-
tragen und bei etwa 112 Milliarden Tonnenkilo-
metern liegen. Im Jahr 2014 ist mit einer weiteren
Erholung beider Branchenkenngréfen zu rechnen,
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die voraussichtlich bereits im Jahr 2015 dazu fith-
ren wird, dass das Vorkrisenniveau des Jahres 2008
auch bei der Leistung erreicht wird. Das Aufkom-
men beim Verkehrstrager Strafle wird 2013 eben-
falls wachsen, da der Lkw-Verkehr von den ver-
mehrt abgesetzten Konsumgiitern profitieren diirfte.

Ursula Dziambor
Statistik
T022157979-113
dziambor@vdv.de



Bahnstromversorgung — Licht und Schatten

Elektromobilitit auf der Schiene hat aus gutem Grund eine lange Tradition. Sie ist sowohl im
Giliter- als auch im Personenverkehr unter sonst gleichen Bedingungen die regelmé&Rig
wirtschaftlichere Alternative.

Die Stromkosten im
Schienenverkehr
steigen weiter an

Der Anteil der Energiekosten an den Produktions-
kosten liegt im Durchschnitt zwischen 10 und 20
Prozent, je nach Transport und Route teilweise deut-
lich dariiber. Die Bezugsbedingungen bestimmen
demzufolge entscheidend mit iiber Erfolg und Miss-
erfolg — der einzelnen Gesellschaft, aber auch des
Sektors insgesamt. Insofern wird die Entwicklung
der Stromkosten im Schienenverkehr von allen Be-
teiligten sorgfaltig registriert. Allgemeine Preisent-
wicklung, Steuern und Abgaben schlagen auch bei
den Bahnen mehr und mehr durch. Hinzu kommt:
Im Netz des Bundes ist der Fahrstrom faktisch

ein ,Monopol im Monopol". Das Preissystem der

DB Energie GmbH ist immer wieder Gegenstand
massiver Kritik, die letztlich in ein Antitrust-
Verfahren der Europédischen Kommission miindete.

Die in der Vollversorgung gewéhrten laufzeit- und
mengenabhéngigen Rabatte waren nach energie-
rechtlichen Mafstdben kaum zu beanstanden. An-
gesichts der Marktanteile der DB-Gruppe auf den
verschiedenen Teilmérkten konnten diese Rabatte
umfassend jedoch nur vom Marktfiihrer genutzt
werden - im Eisenbahnmarkt ein klarer Wettbe-
werbsnachteil fiir die Konkurrenz. Die Alternative,
Jfremden” Strom durchzuleiten, ist seit mehreren
Jahren theoretisch méglich, in der Praxis aber bisher
keine wirtschaftlich belastbare Variante.

Diese Streitpunkte diirften durch den Abschluss des
Kartellverfahrens zunéchst als beigelegt gelten. Im
Sommer 2013 hatte die DB Vorschlége unterbreitet,
durch die die wettbewerblichen Vorbehalte der
Européischen Kommission ausgerdumt werden soll-
ten. Diese fiir die DB nun rechtlich bindenden Maf3 -
nahmen wurden in einem Konsultationsverfahren
durch den Markt akzeptiert.

Dementsprechend werden zum 1. Juli 2014 Netznut-
zungsentgelt und Strompreis getrennt ausgewiesen.
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Rabatte fiir bestimmte Mengen oder Laufzeiten
werden nicht mehr gewahrt. Ebenfalls zum 1. Juli
2014 wird, zunéchst in einem Ubergangsmodell, die
Beschaffung iiber externe Stromanbieter unter neu-
en Bedingungen méglich. Die Eisenbahnverkehrs-
unternehmen auflerhalb des DB-Konzerns erhalten
ferner fiir die letzten zwolf Monate eine einmalige
Riickerstattung in Hohe von 4 Prozent ihres Netto-
rechnungsbetrags. Die DB hat zudem kundenbezo-
gene Informationen rechtzeitig vor Inkrafttreten des
neuen Preissystems, besondere Kiindigungsrech-
te und die Ubermittlung ausgewshlter Daten an die
Kommission zugesagt. Diese Zusagen gelten grund -
satzlich fiir finf Jahre.

Die Fahrstromversorgung als kritischer Faktor ist
gleichwohl nicht erledigt: Zusétzliche Nachteile

im Wettbewerb mit anderen Verkehrstragern ent-
stehen den Bahnen durch die Anwendung des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes (EEG). Durch die
Einbeziehung des gesamten Fahrstroms im Versor-
gungsbereich der DB Energie GmbH in den EEG-
Ausgleichsmechanismus seit dem 1. Januar 2014
sind die Kosten fiir viele Unternehmen gestiegen.
Der faktischen Umlage in Héhe von null fiir rund
dreiViertel des Fahrstromverbrauchs stehen nun
Belastungen bis hin zur vollen Umlage gegentiber.
Die tatséchliche Mehrbelastung der einzelnen Bah-
nen héngt derzeit noch davon ab, ob sie von den spe-
ziellen Erleichterungen fiir Schienenbahnen nach

§ 40 ff. EEG Gebrauch machen kénnen (zur Stellung
der Schienenbahnen im EEG siehe auch S. 61). Per-
spektivisch steht und f4llt eine weitere Belastung
damit, ob und inwieweit Schienenbahnen auch in
einem reformierten EEG Erleichterungen werden
nutzen kénnen.

Beialler Diskussion um eine gerechtere Verteilung
der Kosten der Energiewende darf nicht auer Acht
gelassen werden, warum die Schienenbahnen eine
besondere Stellung einnehmen: Sie stellen die unbe-
strittenen Mobilitatsbediirfnisse von Bevdlkerung
und Wirtschaft auf umweltfreundlichere Weise
sicher! Hohere Kosten fiir die Bahnen bedeuten auch
héhere Kosten fiir alle - fiir jeden Einzelnen und die
Gesellschaft insgesamt.

Dr. Heike Hohnscheid
Eisenbahnpersonenverkehr, Regulierung
T 0221 57979-115

hoehnscheid@vdv.de
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Schienenguterverkehr heute — wo stehen wir 20 Jahre nach

der Liberalisierung?

1994 wurde der Eisenbahngiiterverkehr liberalisiert und der Schiene ganz neue Mog-
lichkeiten eroffnet. Zunehmender Wettbewerb und neue Kooperationsformen sind feste
Bestandteile eines Marktes geworden, der sich in den letzten Jahren stark verdndert hat.
Die Bilanz nach 20 Jahren f&llt aber insgesamt durchwachsen aus. Wahrend in einzelnen
Bereichen erhebliche Fortschritte erzielt werden konnten, behindern alte und neue
Hemmnisse die Marktentwicklung der Schiene. Das bisher Erreichte kann daher nur

als Zwischenergebnis auf einem langen Weg gesehen werden.

Der Schienenverkehr ist deutlich leistungsfahiger
und damit fiir die Kunden attraktiver geworden.
Deswegen konnte er seine Giiterverkehrsleistung
seit 1994 auch um mehr als 60 Prozent steigern.
Viele Bahnen wurden entweder neu gegriindet oder
haben ihr Leistungsangebot erheblich erweitert. Die
Nicht-DB-Bahnen erbringen heute eine Verkehrs-
leistung von tiber 30 Milliarden Tonnenkilometern.
Das entspricht einem Wettbewerbsanteil von ca.

29 Prozent und in etwa dem gesamten franzosi-
schen Eisenbahngiiterverkehr.

Auch international kommt die Liberalisierung vor-
an, denn in fast allen EU-Landern steigt die Zahl der
Wettbewerbsbahnen und deren Marktanteile. Auf
den wichtigen Korridoren herrscht enormer Wett-
bewerb. Durch Produktivitédtsfortschritte konnten
Kosten gesenkt und die Leistungsqualitét verbes-
sert werden. Auch die Zusammenarbeit zwischen
Eisenbahnen und Speditionen hat sich verbessert,
denn Eisenbahnen operieren heute deutlich logis-
tikorientierter und viele Speditionen haben die
Schiene - auch operativ - fiir sich entdeckt.

Hinzugekommen sind auch Dienstleistungen rund
um den Bahnbetrieb wie z. B. mobile/stationére In-
standhaltung, Personalleistungen oder Rangier-
dienste. Make-or-Buy-Entscheidungen sind also
auch ein Thema der Eisenbahnen geworden.

Dies sind in aller Kiirze die Erfolgsmeldungen.

Aber es gibt noch zahlreiche offene Baustellen: Ein
schwieriges Thema ist der Einzelwagenverkehr,

bei dem der Durchbruch ausgeblieben ist. Hohe
Systemkosten und riickldufige Volumina bedrohen
sogar dieses fiir die Schiene so wichtige Markt-
segment. Flir die Zukunft bedarf es hier eines noch
starkeren Engagements des Marktes und der Politik.

Ein weiteres Problem sind die geringen Margen
beim Bahntransport. Diese entstehen iberwiegend
durch eine Ungleichbehandlung der Verkehrstra-
ger. Anstatt die Bedingungen anzugleichen, wird
die Schiene mit immer mehr Auflagen und Zusatz-
kosten belastet, die wegen des intermodalen Wett-
bewerbs im Markt nicht weitergegeben werden

koénnen. Dies schwécht alle Eisenbahnen und trifft
insbesondere die Unternehmen im privaten Eigen-
tum sowie den Mittelstand.

Problematisch sind auch die Unterfinanzierung der
Infrastruktur und die zunehmenden Kapazititseng-
pésse, insbesondere auf internationalen Korridoren
sowie in Ballungsgebieten. Damit die Schiene wei-
tere Mengen aufnehmen kann, miissen die Staaten
deutlich mehr in die Infrastruktur investieren als
bisher.

Bei der fiir die Schiene so wichtigen Interoperabi-
litédt blockieren nationale bzw. eigenwirtschaftliche
Interessen den richtigen Weg und lassen die Kosten
explodieren. Technische Fehlentwicklungen, Klein-
staaterei und lange Zeithorizonte gehen eindeutig
an den Marktbediirfnissen der Logistik vorbei. Und
so verwundert es nicht, dass der Open Access weit-
gehend ein Privileg grofRer Eisenbahnen mit ent-
sprechender Kapitalausstattung ist.

Was erwartet uns in den néchsten 20 Jahren? Der
Anfang ist gemacht, aber die Liberalisierung muss
weitergehen. Die Schliisselthemen sind Infrastruk-
tur, Interoperabilitét, Einzelwagenverkehr sowie
Gleichbehandlung der Verkehrstréger. Es liegt also
noch viel gemeinsame Verbandsarbeit vor uns.

Georg Lennarz
Marktfragen Giiterverkehr
T022157979-146
lennarz@vdv.de
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Kombinierter Verkehr vs. Umweltschutz?

Unter Federfiihrung des VDV ist es durch gemeinsame Anstrengungen der betroffenen
Verkehrs- und Logistikverbdnde gelungen, die Maximalforderungen des Bundesumwelt-
ministeriums nach fliissigkeitsundurchlédssiger Abdichtung der Fladchen in bestehenden
Umschlaganlagen des intermodalen Verkehrs und bei Neubauten abzuwehren. Die von der
Branche ermittelten ,Nachriistkosten" bei bestehenden Anlagen von rund 3 Milliarden Euro
hatten zum Aus des Kombinierten Verkehrs (KV) in der Bundesrepublik Deutschland gefiihrt.
Konsequenz: gravierende Umweltauswirkungen durch die Riickverlagerung der Trans-
portmengen auf den StralRengiiterverkehr. Bei einem Beférderungsaufkommen von rund

70 Millionen Tonnen héitte dies zu einer Mehrbelastung des ohnehin tiberfiillten bundes-
weiten Stralennetzes von mehr als drei Millionen Lkw-Fahrten gefiihrt.

Der Kombinierte
Verkehr - als
sicherster Landver-
kehrstréger fiir den
Transport sensibler
Gliter besonders
geeignet

Nach den Beschliissen der sogenannten Foderalis-
musreform liegt die alleinige Gesetzgebungskom-
petenz fiir den anlagenbezogenen Gewésserschutz
beim Bund. Mitder ,Verordnung iiber Anlagen zum
Umgang mit wassergefdhrdenden Stoffen” (AwSV)
macht er nunmehr von dieser Moglichkeit Gebrauch.
Zielder AwSV istes, die 16 — zum Teil dullerst unter-
schiedlichen - Landerverordnungen (Landes-VAwS)
durch eine bundesweite Regelung (AwSV) abzuldsen.
So weit nachvollziehbar, wenn nicht in diesem Kon-
text die Umschlaganlagen des intermodalen Ver-
kehrs gleichgestellt worden wéren mit Anlagen der
chemischen und sonstigen Industrie, in denen Pro-
dukte hergestellt und auch ein-, aus- oder umgefillt
werden. Hieran schloss sich letztlich die Forderung
nach flissigkeitsundurchlédssiger Abdichtung der
Flachenin den Umschlaganlagen des intermodalen
Verkehrs an.

Genau hier setzt die Kritik des VDV an, denn in Um-
schlaganlagen des Kombinierten Verkehrs wird le-
diglich das Transportgefafd auf einen anderen Ver-
kehrstriger umgeschlagen. Es erfolgt weder ein Off-
nen des Containers noch eine Behandlung des Gutes.

Was konnte erreicht werden?

Der aktuellim Gesetzgebungsverfahren befindliche
Text einer ,Verordnung iiber Anlagen zum Umgang
mit wassergefdhrdenden Stoffen (AwSV)", Stand:
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22.Juli 2013, ist das Ergebnis intensivster Anstren-
gungen aller im Kombinierten Verkehr (KV) aktiven
Akteure unter Federfithrung des VDV in den zuriick-
liegenden dreiJahren. Vorbehaltlich der notwendi-
gen Zustimmung im Bundesrat bliebe es im Ergebnis
damit bei den heute geltenden 16 unterschiedlichen
Landesregelungen fiir die Anlagen des KV. Erreicht
werden konnte auflerdem die erstmalige Klarstellung
zugunsten der Umschlaganlagen des intermodalen
Verkehrs, dass Flachen, auf denen Transportmittel
mit wassergefédhrdenden Stoffen abgestellt werden,
keine Lageranlagen sind. Damit sind die Anlagen des
KV in Zukunft unzweifelhaft als ,Verkehrsanlagen”
einzustufen. Den Unternehmen bleiben somit zeit-
aufwendige und langwierige Verhandlungen mit den
zustdndigen Genehmigungsbehodrden erspart. Da-
ritber hinaus miissen Gleisflédchen von bestehen-
den Umschlaganlagen kiinftig nicht flissigkeitsun-
durchléssig nachgeriistet werden.

Wie geht es weiter?

Parallel zum Gesetzgebungsverfahrenlaufen auf der
Ebene eines einheitlichen technischen Regelwerks
gemeinsame Anstrengungen zwischen dem Ver-
kehrs- und Logistiksektor und der fiir die Erarbei-
tung, Fortschreibung und Verdffentlichung des was-
serrechtlichen Regelwerks zustédndigen Deutschen
Vereinigung fiir Wasserwirtschaft, Abwasser und
Abfalle.V.(DWA). Hierzu hat der Sektor bereits erste
gemeinsame Aktivitdten mit den zustdndigen regel-
setzenden Gremien der DWA unternommen.

Zielist es, das seit Jahren bei Neubauten bewéhrte
Verfahren, Oberflichen in ,Beton- und Asphaltbau-
weise" zu erstellen, als bundesweiten Standard zu
definieren. Dies wiirde mafigeblich zur Erleichterung
und Beschleunigung des praktischen Vollzugs bei-
tragenund dariiber hinaus Missverstdndnissen vor-
beugen.

Marcus Gersinske
Ressourcenmanagement Eisenbahn
T022157979-142
gersinske@vdv.de
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Neue Ansétze fiir den Bundesverkehrswegeplan 2015

Im damaligen Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS)

sind bereits in der vergangenen Legislaturperiode die Arbeiten zur Aufstellung des neuen
Bundesverkehrswegeplans 2015 (BVWP 2015) aufgenommen worden. Das BMVBS hat
angekiindigt, den Verfahrensablauf grundlegend zu aktualisieren und das Planungs-
instrumentarium vor allem im Hinblick auf die Akzeptanz von Infrastrukturplanung
sowie auf die Erhaltung der Infrastruktursubstanz zu justieren.
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Mit dem Bundesverkehrswegeplan wird seit Mit-
te der 70er-Jahre alle zehn bis flinfzehn Jahre der
Aus- und Neubaubedarf fiir die in der Verantwor-
tung des Bundes liegende Straflen-, Schienen- und
Wasserstralleninfrastruktur in Deutschland ermit-
telt. Auf dieser Grundlage werden alle wichtigen
Bau- und Ausbauvorhaben fiir die Verkehrsinfra-
strukturen vorbereitet, die sich entweder im Eigen-
tum des Bundes oder im Eigentum bundeseigener
Unternehmen befinden.

Getrieben durch die wachsenden Widersténde bei
praktisch allen gréfleren Infrastrukturbauten hat-
te das BMVBS zunéchst sein Konzept fiir eine um-
fassende Biirgerbeteiligung bei der Aufstellung des
BVWP 2015 vorgestellt. Im Frithjahr 2013 ist der
Entwurf der Grundkonzeption fiir den neuen Bun-
desverkehrswegeplan dann verdffentlicht und dis-
kutiert worden.

Der VDV hat die ,grof3e Linie" der Grundkonzeption,
in die zahlreiche kritische Hinweise des VDV - aber
auch anderer Verbénde und der Wissenschaft -
aufgenommen wurden, ausdriicklich begriifit. Aus
Sicht des VDV sind vor allem folgende Aspekte her-
vorzuheben:

— Der hohe Grad an Transparenz und die aktive
Beteiligung von Verbédnden und Biirgern sollen
gewdhrleisten, dass die Bediirfnisse von Ge-
sellschaft und Wirtschaft frithzeitig in den Pla-
nungsprozess einbezogen werden.

— Die Verankerung des Grundsatzes ,Erhaltung vor
Neu- und Ausbau”, mit dem die Bestandsinfra-
struktur nachhaltig gesichert werden soll.

— Als ein besonderes Vorhaben des VDV: Die erst-
malige Beriicksichtigung kleinerer Vorhaben, die
nicht nur punktuelle Engpésse und Leistungsde-
fizite aufheben, sondern in einigen Korridoren
auch mdgliche Alternativen zu meist teuren und
schwer durchsetzbaren Grof3projekten darstellen
koénnen.

— Die Formulierung einer Priorisierungsstrategie,
die als zentraler Bestandteil der Bundesverkehrs-
wegeplanung die Projekthierarchie streng nach
dem Bedarf und korrespondierend mit den ver-
fligbaren finanziellen Ressourcen ausrichten soll.

Selbstverstdndlich werden in der Grundkonzeption
nicht alle Erwartungen des VDV erfiillt. So fehlt
unter anderem eine klare verkehrspolitische Ziel -
orientierung, die insbesondere auch den Input lie-
fern konnte, der fiir die Priorisierung der um knap-
pe Mittel konkurrierenden Projekte erforderlich ist.
Insgesamt hat der VDV den konzeptionellen Ansatz
zur Aktualisierung der Bundesverkehrswegepla-
nung nicht nur positiv beurteilt. Er hat zudem den
Ball aufgenommen und den aus den Umfragen des
VDV gut hinterlegten Investitionsbedarf aus Sicht
der Nutzer des Netzes der bundeseigenen Bahnen
in strukturierter Form in den weiteren Planungs-
prozess eingebracht. Auch daran wird zu messen
sein, ob der Bundesverkehrswegeplan am Ende hilt,
was die bisherigen programmatischen Ansétze ver-
sprechen.

Steffen Kerth

Ordnungspolitik im Eisenbahnverkehr
T 022157979-172

kerth@vdv.de
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Sicheres Arbeiten im Gleisbereich von Eisenbahnen

Arbeitsschutz auf Bahnbaustellen bzw. das ,Arbeiten im Bereich von Gleisen”, wie esin den
Unfallverhiitungsvorschriften definiert wird, erfordert das Zusammenwirken des Eisenbahn -
unternehmens mit dem Unternehmer, der die Arbeiten ausfiihrt. Es steht zudem im Span-
nungsfeld zwischen der Durchfithrung des sicheren Eisenbahnbetriebs und den Vorgaben des
Arbeitsschutzgesetzes. In der VDV -Mitteilung 7508, die auf Initiative des Ausschusses fiir
Eisenbahnbetrieb des VDV in enger Zusammenarbeit mit den Unfallversicherungstréagern

BG BAU und Verwaltungs-Berufsgenossenschaft (VBG, vormals BG Bahnen) erarbeitet wurde,
werden wichtige Informationen zu dieser Thematik zusammengefiihrt.

Die VDV -Mitteilung
7508 gibt Hilfestel -
lung wie die Sicher-
heit bei Arbeiten im
Bereich von Gleisen
gewdhrleistet
werden kann

Da Arbeitsschutzgesetz und Unfallverhlitungsvor -
schriften schon mehrere Jahre in Kraft sind, konnte
beider Erarbeitung der VDV - Mitteilung 7508 ,Ar-
beiten im Bereich von Gleisen nichtbundeseigener
Eisenbahnen - Auswahlder Sicherungsmafnahme
und betriebliche Umsetzung” auf einen groen Er-
fahrungsschatz zur Auswahl der Sicherungsmaf -
nahmen zurtickgegriffen werden. Unter Bertick-
sichtigung der Verhéltnisse der Infrastruktur bei
nichtbundeseigenen Eisenbahnen wurdenbewéhrte
Regelungen aus der betrieblichen Praxisinder VDV -
Mitteilung zusammengestellt. Sie dient als Hilfe-
stellung bei der Umsetzung der in der Unfallverhii-
tungsvorschrift BGV D 33 ,Arbeiten im Bereich von
Gleisen” bzw.im Arbeitsschutzgesetz normierten
Schutzziele. Daneben nimmt sie Bezug auf die All-
gemeinen Sicherheitspflichten des Eisenbahnun-
ternehmens, die im Allgemeinen Eisenbahngesetz
(AEG) verankert sind.

Beiden,Arbeitenim Bereich von Gleisen” - das sind
Arbeiten oder Inspektionen an der Eisenbahninfra-
struktur — konnen fiir die eingesetzten Beschéftig-
tenund fiir den Eisenbahnbetrieb Gefahren durch
bewegte Schienenfahrzeuge entstehen. Daher bedarf
die Durchfiihrung von Arbeiten im Bereich von Glei-
sen einer sorgféltigen Vorbereitung, die einhergeht
mit einer mehrstufigen Abstimmung zwischen allen
Beteiligten. Der sachgerechten und situationsange-
passten Auswahl der SicherungsmafRnahme durch
das Eisenbahninfrastrukturunternehmenkommt
hier wesentliche Bedeutung zu. Sie muss geeignet
sein, die Schutzziele des Arbeitsschutzgesetzes zu
erfiillen:
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— Gefdhrdung mdglichst vermeiden

— Bekdmpfung der Gefahren fiir die Beschéftigten
an der Quelle

— Stand der Technik berticksichtigen

— Vorrang kollektiver vor individuellen Schutz-
mafRnahmen

Aus diesen Schutzzielen ergibt sich grundsatzlich
eine Hierarchie der verschiedenen Sicherungs-
mafRnahmen:

1. Gleissperrung

2.Feste Absperrung

3. Automatisches Warnsystem mit Schienen-
kontakt

4. Automatisches Warnsystem mit manueller
Einschaltung

5. Sicherungsposten/Absperrposten

Zur Auswahlder Sicherungsmafinahme im konkre-
ten Anwendungsfall priift das Eisenbahninfrastruk -
turunternehmen in Abhéngigkeit von der zunéchst
vorgenommenen Einstufung der Gefdhrdung die
verschiedenen SicherungsmafRnahmen und beur-
teilt, ob sie durchfiithrbar und angemessen sind. Des
Weiterenberiicksichtigt es die 6rtlichen Verhéltnis-
se sowie Artund Umfang der Arbeiten. Im Ergebnis
dieser Beurteilunglegt das Eisenbahninfrastruktur-
unternehmen die Sicherungsmafnahmen fest und
fasstsiein einer Sicherungsanweisung zusammen.
Wenn erforderlich, stellt es dazu auch eine betriebli-
che Anweisung auf.

Vor dem tatsdchlichen Beginn der Arbeiten hat dann
eine Abstimmung zwischen dem Eisenbahninfra-
strukturunternehmen und dem arbeitsausfithren-
den Unternehmer zu erfolgen. Damit kann sicherge-
stellt werden, dass die festgelegten Sicherungsmaf3 -
nahmen umgesetzt sind und die Beschéftigten fiir
den aktuellen Einsatz unterwiesen wurden. Der un-
fallfreien Durchfiihrung der Arbeiten im Bereich von
Gleisen steht dann nichts mehrim Wege.

Gotz Walther
Eisenbahnbetrieb
T 030 399932-13
walther@vdv.de
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.Amtlich gepriifte Triebfahrzeugfithrer” -
gut Ding braucht(e) Weile

.Die Richtlinie 2007/59/EG [...] vom 23. Oktober 2007 liber die Zertifizierung von Trieb-
fahrzeugfiihrern, [..]' wurde mit dem Sechsten Gesetz zur Anderung eisenbahnrechtlicher
Vorschriften vom 30. Juli 2009 (BGBL. I, S. 2497) und der Fiinften Verordnung zum Erlass und
zur Anderung eisenbahnrechtlicher Vorschriften vom 29. April 2011 (BGBL I, S. 705) in
nationales Recht umgesetzt” (BR-Drs. 654/13 vom 20.08.2013, S. 1). Markige Worte — dumm
nur, dass vor dem 29. November 2013 noch niemand einen Triebfahrzeugfiihrerschein neu
erwerben konnte.
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Die Triebfahrzeugfiihrerscheinverordnung vom

29. April 2011 siehtin § 7 Abs. 6 zwingend vor, dass
die Prtifung fiir den Erwerb des Triebfahrzeugfith-
rerscheins ,nach der Triebfahrzeugfithrerschein-
Priifungsverordnung” abgelegt wird. Eine solche
existiert allerdings erst seit dem 29. November 2013,
dem Datum ihres Inkrafttretens.

Der Weg dorthin war lang und holprig: Die Mitglied -
staaten hatten die Richtlinie 2007/59/EG bis zum
4.Dezember 2009 umzusetzen. Nur vier Jahre nach
diesem Stichtaghat auch der bundesdeutsche Ge-
setz- bzw. Verordnungsgeber sein Soll erfiillt. Die
Geburtswehen waren betrdchtlich. So erforderten
die Entwiirfe der Triebfahrzeugfiihrerschein-Prii-
fungsverordnung zwei Ladnder- und Verbande-
anhoérungen. Verniinftige Erwégungen des Sektors
fanden in Bonn nur zum Teil Berticksichtigung, so-
dass schlie8lich der Bundesrat rund ein Dutzend
Anderungen zur Bedingung fiir seine Zustimmung
machen musste. Der VDV hatte zuvor ein entspre-
chendes Petitum nebst einer ausfiithrlich begriinde-
ten Stellungnahme an die Ldnder adressiert.

Im Ergebnisliegt nun eine Priifungsverordnung vor,
die — gemessen an der VDV -Schrift 753 - so fremd
gar nicht ist. Allerdings verlangten europédische Vor-
gaben und rechtsstaatliche Anforderungen an ein
.amtliches” Priifungsverfahren Kompromisse. Dies
betrifft z. B. die Notwendigkeit einer Anerkennung
der Priifer durch das Eisenbahn-Bundesamt ohne
entsprechende Ausnahmen fiir Eisenbahnunterneh-
men mit Sicherheitsbescheinigung oder -genehmi-
gung bzw. bestétigtem Eisenbahnbetriebsleiter. Dies
betrifft weiter die Mal3gabe, dass der Priifer fiir die
mindliche Priifung den Priifling nicht zuvor ausge-
bildet haben darf, sowie insgesamt eine Formalisie-
rung des Verfahrens.

Der VDV konnte auf die urspriinglichen Vorstellun-
gen des Verordnungsgebers vielfach Einfluss neh -
men. Fiir die miindliche Priifung wurden zuletzt drei
Priifer verlangt. Diese Forderung konnte auf zwei
Priifer zurtickgefithrt werden. Zudem diirfen an-
gehende Triebfahrzeugfiihrer ihre Ausbildung jetzt
auch imJahr vor dem Erreichen des fiir die Erteilung
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einer Fahrberechtigung erforderlichen Lebensalters
mit einer Priifung abschlieRen. Die Eisenbahnunter-
nehmen koénnen sie damit ohne Zeitverzug einsetzen.

Nichtimmer bewies der Verordnungsgeber Praxis-
néhe. Zur Verbesserung der Objektivitat bei der Prii-
fungist die Vergabe einer sogenannten pseudony -
men Kennziffer vorgesehen, die der Priiflingim Rah-
men der schriftlichen Priifung verwenden muss. Die
Zuordnung der Kennziffern zu den einzelnen Priif-
lingen darf den Priifern erst nach der endgiiltigen
Bewertung der schriftlichen Priiffung mitgeteilt wer-
den. Dies mag bei gréf3eren Priffungsorganisationen
mit Geschéftsstelle und einem Priiferpool funktio-
nieren. Wie allerdings zwei als selbststdndige Prii-
fer tatige Einzelpersonen die Identitat ihrer Priiflin-
ge vor sich selbst geheim halten sollen, miisste noch
geklart werden.

Flankierend zur Triebfahrzeugfiihrerschein-Prii-
fungsverordnung hat der VDV gemeinsam mit der
Gewerkschaft Deutscher Lokomotivfiihrer (GDL) den
Aufbau einer Priifungsfragendatenbank beim Eisen-
bahn-Bundesamt angeregt. Das Bundesministerium
fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) stand
dem Vorschlag aufgeschlossen gegeniiber. Im Rah -
meneiner gemeinsamen Arbeitsgruppe werden ge-
genwdrtig entsprechende Moglichkeiten ausgelotet.

Michael Fabian
Eisenbahnrecht
T 022157979-144
fabian@vdv.de



Viertes Eisenbahnpaket aufs Gleis gesetzt

Die européische Eisenbahnpolitik des Jahres 2013 stand ganz im Zeichen des vierten Eisen-
bahnpakets. Im Januar 2013 hat die Européische Kommission ihre Vorschlége fiir die insge-
samt sechs Rechtsakte veroffentlicht. Damit trat das Vorschlagspaket in die erste Lesung ein.
Der Rat behandelt bislang pro Halbjahr einen Rechtsakt hinsichtlich der technischen Gesetze.
Das Européische Parlament liest hingegen alle Rechtsakte gleichzeitig. Der Verkehrsausschuss
hat sich am 17. Dezember 2013 zu allen Vorschlédgen auf eine gemeinsame Position geeinigt.

Inhalte des vierten Eisenbahnpakets sind: der Anpassung des deutschen Personenbeférde-
— Unbundling: Faktisch beabsichtigt die Kommissi- rungsgesetzes. Der Verkehrsausschuss des Euro-
onmit ihren Vorschlédgen, Holdingmodelle kiinftig pédischen Parlaments stiitzt im Wesentlichen den
weitgehend unméglich zu machen. Die durch die Kommissionsvorschlag, beflirwortet aber noch
Regulierungsbehérden iiberwachten personellen lingere Ubergangsfristen.
Trennungsanforderungen beziiglich des Leitungs-
personals in Unternehmensbereichen, die we- — Stérkung der Europaischen Eisenbahnagentur
sentliche Funktionen ausfiihren, sollen verscharft (ERA): Das vierte Eisenbahnpaket umfasst auch
werden. Die Finanzstrome in integrierten Unter- die vollige Neufassung der Sicherheits- und In-
nehmen sollen vollstdndig getrennt werden. Hier- teroperabilitdtsrichtlinie sowie der ERA-Verord-
durch drohen insbesondere auch fiir kleinere und nung (technisches Paket). Dem Kommissionsvor-
mittlere Bahnverkehrsunternehmen hohe zusitz- schlag zufolge soll zuklinftig die ERA iber Fahr-
liche Kosten und eine weitere Verschlechterung zeugzulassungen entscheiden. Wahrend sich der
der Wettbewerbsfahigkeit des Schienenverkehrs. Rat fiir eine Wahlméglichkeit des Antragstellers
Der Verkehrsausschuss des Européischen Parla- ausgesprochen hat, ob er die Zulassung bei der
ments hat den Vorschlag der Kommission weitge- nationalen Sicherheitsbehdrde oder bei der ERA
hend bestétigt. Zudem fordert der Verkehrsaus- beantragen will, plddieren Kommission und Ver-
schuss, dass Eisenbahnunternehmen an einem kehrsausschuss fiir eine zwingende Zusténdig-
integrierten System zur Bereitstellung von Infor- keit der ERA. Fiir die Inbetriebnahme unbewegli-
mationen sowie zur Ausstellung von Eisenbahn- cher Teilsysteme sollen weiterhin die nationalen
fahrscheinen und -reservierungen ab Dezember Sicherheitsbehérden zusténdig sein. Auch die Si-
20109 teilnehmen miissen. cherheitsbescheinigung fiir Eisenbahnverkehrs-
unternehmen soll zukiinftig die ERA erteilen. Die
— Offnung der inléndischen Eisenbahnpersonen- ERA soll auRerdem die Arbeit der nationalen
verkehrsmairkte: Die Kommission schlédgt eine Sicherheitsbehérden beaufsichtigen. Das Grund -
Marktoffnung fiir rein innerstaatliche Open- anliegen einer Starkung der ERA findet weitge-
Access-Personenverkehre ab 2018 vor sowie, hende Zustimmung des Sektors. Nach Auffassung
mit langen Ubergangsfristen, eine Streichung des VDV muss allerdings gewéhrleistet sein, dass
der Direktvergabemoglichkeit von Verkehrsver- auch kiinftig rein lokal bzw. regional tatige Bah-
trdgen im SPNV. Damit erdffnen die Vorschla- nen von der vollstdndigen Anwendung der Inter-
EU-Kommission: ge der Kommission erneut die Diskussion iber operabilitdtsvorschriften ausgenommen blei-
viertes Eisenbahn- den nach zehnjéhrigen Verhandlungen errunge- ben. Unter dieser Bedingung wiére auch eine zii-
paket im Uberblick nen Kompromiss zur VO 1370/2007, kurz nach gige Verabschiedung des technischen Pakets zu

begriien. Dies kann nur gelingen, wenn Rat und
Parlament diese Vorschlége noch vor den Euro-
In pawahlen im Mai 2014 durch einen Kompromiss

ter -
Trennung Infrastruktur und Transport? I w’ in erster Lesung verabschieden

Neuregelung der Vergabe von Verkehrs- ’ Freier Zugang zum Eisenbahnmarkt I

leistungen im Eisenbahnverkehy

N Der VDV hat sich selbst und {iber seine europédischen
ey rung

N uIaSS”Hgsverfahz saweite gicherheitszertifiz® Verbénde - UITP und CER - intensiv in die politi-
€A fiir Eisenbabnen / e sche Diskussion eingebracht. Auch wéhrend der fol-
genden Jahre wird das vierte Eisenbahnpaket auf der

Agendades VDV -Europateams ganz oben stehen.

Dr. Ralf Schnieders

Europdische Eisenbahnangelegenheiten
T 030 399932-23

schnieders@vdv.de
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Technik und Normung




Neues ISO/TC 269 fiir das Eisenbahnwesen

Zur Erstellung von internationalen (mechanischen) Normen fiir das Eisenbahnwesen
(Railway Applications) aller Produkte und Dienstleistungen, einschlief3lich Konstruktion,
Betrieb und Instandhaltung von Bauteilen und Anlagen fiir Infrastruktur, Fahrzeuge und
deren Schnittstellen, wurde das neue ISO/TC 269 (Technisches Komitee der Internationalen
Organisation fiir Normung Nr. 269) gegriindet. Elektrotechnische und elektronische
Produkte und Dienstleistungen liegen im Anwendungsbereich des IEC/TC 9.
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In den Jahren 2011 und 2012 hatten die Hersteller
und Betreiber von Schienenbahnen die Idee, sich
wegen der Wettbewerbsvorteile der internatio-
nalen Standardisierung zu 6ffnen und neben na-
tionalen und europaischen auch internationale
Standards zu erstellen. Ziel ist, die kommerziellen
Vorteile zu nutzen, welche die auf gemeinsamen
internationalen Vereinbarungen basierenden Kom-
ponenten mit sich bringen und durch die z.B. ein
Herstellerwechsel einfacher durchzufithren ist.

Die Entwicklung im Eisenbahnwesen der letzten
Jahre zeigt eine eindeutige Tendenz: Die nationa-
len Standards (verantwortlich DIN-FSF) werden
durch europiische Standards (verantwortlich CEN)
ersetzt und entsprechend, zumindest in den iiber-
deckenden Bereichen, zuriickgezogen. Eine analoge
Entwicklung entsteht durch die zunehmend inter-
nationaler werdenden Komponenten. Hierbei muss
entschieden werden, ob die internationalen Stan-
dards parallel zu den europdischen Normen (EN)
existieren oder ob sie diese ersetzen sollen. In die-
sem Falle wiirde die EN zuriickgezogen. Der Nutzen
ist sowohl im deutschen Eisenbahnwesen als auch
im OPNV erkennbar.

2012 wurde entsprechend das ISO/TC 269 gegriin-
det. GemaR der Mitgliederbefragung des ISO/TC
wurde der Vorsitz an die japanische Delegation
vergeben. Das Sekretariat wird durch das Deut-
sche Institut fiir Normung e. V. (DIN) bzw. durch
den Normenausschuss Fahrweg und Schienenfahr-
zeuge (FSF) in Kassel wahrgenommen. Die Mitglieder
des ISO/TC werden in zwei Gruppen aufgeteilt: Teil -
nehmer (stimmberechtigt) und Beobachter. Zu den
Teilnehmern gehdren neben Deutschland Lénder
wie Osterreich, China, Frankreich, Russland, Siid-
afrika und GroRbritannien (insgesamt 16 Lander).
Zu den Beobachtern gehéren Belgien, Finnland,
Korea, Spanien und die USA (insgesamt neun Lan-
der). Ende Oktober 2012 hat das Kick-off-Meeting
in Berlin stattgefunden. Die dort vereinbarten
Aktivitdten werden hauptséchlich in den fiir die
Startphase gebildeten Ad-hoc-Arbeitsgruppen
erarbeitet:

—ISO/TC 269/CAG 1 Beratungsgruppe des Vorsit-
zenden (Leitung Japan)
Erstellung eines strategischen Geschéftsplanes —

.Strategic Business Plan” — und Koordinierung
der Aktivitaten der einzelnen Ad-hoc-Gruppen.

—ISO/TC 269/AHG 2 Generische Normen
(Leitung Japan)
Vorbereitung der Erstellung von Standards, die
den Bedarf, die Interessen und die grundlegenden
Bedingungen auflisten und priorisieren unter Ein-
beziehung der regionalen Rahmenbedingungen.

—ISO/TC 269/AHG 3 Heizung, Liiftung, Klimatisie-
rung (Leitung Japan)
Die Anforderungen an die klimatischen Bedin-
gungen in Fahrzeugen sollen aufgelistet werden,
u.a. durch Bertiicksichtigung des Komforts und
der Energieeffizienz.

—ISO/TC 269/AHG 4 Bremse (Leitung Deutschland)
Einheitliche Werte und Bedingungen sollen be-
stimmt werden fiir die Bremsberechnung von
Fahrzeugen.

Der strategische Geschaftsplan wurde 2013 erstellt
und verabschiedet. Beim zweiten Plenary Meeting
im November 2013 wurde die Diskussion iiber die

zukiinftige Struktur des ISO/TC 269 gestartet.

—ISO/TC 269/AHG 5 Zukiinftige Struktur des
ISO/TC 269 (Leitung Frankreich)

Die bisherigen Aktivitdten erstreckten sich nur auf
die Vorbereitung zur Normenerstellung. Ein Work-
Item (WI) wird erst beim dritten Plenary Meeting
aktiviert.

Alle ISO-Aktivitdten werden beim DIN-FSF durch
den Koordinierungsausschuss (VDV-0Obmann) und
die entsprechenden Spiegelgremien begleitet. Die
Mitarbeit durch den deutschen Sektor in den zu-
kiinftigen Arbeitsgruppen des ISO/TC ist erforder-
lich, um die Bedarfe aufzuzeigen und einzubringen.
Das Ergebnis wird die erhéhte Wettbewerbsféhig-
keit gegeniiber anderen Verkehrstrigern sein.

Peter Haering

Europdische Harmonisierung und Standardisierung
im Eisenbahnwesen

T 0221 57979-140

haering@vdv.de
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Optimierung der Fahrzeugzulassung -
nicht nur fiir Neufahrzeuge

Neubauprojekte fiir Eisenbahnfahrzeuge waren in der Vergangenheit hdufig von Verzége-
rungen in der Zulassung geprégt. Die Folge war u. a. eine verspitete Bereitstellung der
Fahrzeuge zur Betriebsaufnahme von Verkehrsvertrdgen, einhergehend mit z. T. erheblichen
finanziellen Belastungen aller Projektpartner.

Zur Verbesserung dieser Situation wurde im Laufe
des ersten Halbjahres 2013 unter der Leitung des
Bundesministeriums fiir Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS) eine sektorweite Verein-
barung, das sogenannte Memorandum of Under-
standing (MoU), getroffen, die Planungssicherheit
fir die Zulassung neuer Eisenbahnfahrzeuge bie-
tet. Diese Planungssicherheit ergibt sich aus einer
siebenjéhrigen Festschreibung des zulassungsre-
levanten Regelwerkes zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung auf Inbetriebnahmegenehmigung und der
Reduzierung des Priifaufwandes des Eisenbahn-
bundesamtes, das nun nur noch vier der 22 techni-
schen Fachgebiete selbst priifen wird. Die Priifung
aller weiteren technischen Fachgebiete erfolgt in
der Verantwortung der Hersteller, entweder durch
eigene oder durch externe Gutachter.

Zur verwaltungstechnischen Umsetzung des opti-
mierten Zulassungsverfahrens wurde die soge-
nannte ,Verwaltungsvorschrift fiir die Genehmi-
gung zur Inbetriebnahme von Eisenbahnfahrzeugen
gemadl 88 6 ff. TEIV im Zustédndigkeitsbereich des
Eisenbahn-Bundesamtes” (VV IBG) um die Anlage 1
des MoU, ,Planungssicherheit im Zulassungspro-
zess", ergénzt. In dieser Prozessbeschreibung sind
die wesentlichen Schritte zur Festlegung des Regel-
werkes und der Nachweisfithrung bis hin zur Ein-
bindung des ,Lenkungskreises Fahrzeuge” in Dis-
sensféllen enthalten.

Das MoU ist ein Vorgriff auf die kiinftige endgiiltige
nationale Umsetzung der Interoperabilitétsricht-
linie (2008/57/EG) und daher in absehbarer Zeit
durch entsprechende Rechtsvorschriften zu erset-
zen. Vorschlége fir die erforderlichen Anpassungen
der relevanten Rechtsvorschriften werden derzeit
unter der Leitung des BMVBS im Eisenbahnsektor
ausgearbeitet, wobei bisher, wie im MoU selbst, der
Fokus auf der Zulassung von Neufahrzeugen liegt.

Doch nicht nur die Zulassung von Neufahrzeugen
bedarf der Optimierung. Die fortschreitende Ent-
wicklung der technischen Regelwerke fiihrt dazu,
dass die Erfiillung der zum Zeitpunkt der Antrag-

stellung auf Inbetriebnahmegenehmigung geltenden

Regelwerke bei der Modernisierung von Bestands-
fahrzeugen zu unverhaltnisméaflig hohem finan-
ziellen Aufwand fithren kann. Um einen solchen
Kosteneffekt mit seinen potenziellen negativen
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Auswirkungen auf Entscheidungen fiir die um-
fangreichen Umriistungen oder Erneuerungen von
bereits zugelassenen Fahrzeugen zu vermeiden, un-
tersucht der ,Arbeitskreis Zulassung Bestandsfahr-
zeuge" im Auftrag des ,Lenkungskreises Fahrzeu-
ge", inwieweit die technischen Anforderungen fiir
den Fall der umfangreichen Umriistung oder Er-
neuerung weiterhin innovationsférdernd gestaltet
werden kénnen.

Ein favorisierter Lésungsansatz ist dabei eine
Sicherheitsbewertung im Sinne eines Nachweises
gleicher Sicherheit, indem aufgezeigt wird, dass das
Sicherheitsniveau des umgebauten Fahrzeugs min-
destens dem Sicherheitsniveau des Bestandsfahr-
zeuges entspricht, das vor dem Umbau hinreichend
sicher war.

Ob und wie ein solcher Lésungsansatz zur Optimie-
rung des Zulassungsprozesses fiir Bestandsfahr-
zeuge rechtlich abgebildet werden kann, werden die
Ergebnisse der relevanten Gremien zeigen, in denen
sich der VDV weiterhin im Sinne eines wirtschaft-
lichen und sicheren Eisenbahnverkehrs einbrin-
gen wird.

Michael Sikorski

Schienenfahrzeugtechnik — Normungsfragen
T 0221 57979-165

sikorski@vdv.de
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Anforderungen an die Signal- und Zugsicherungstechnik
von Nahverkehrsbahnen

Durch die systematische Entwicklung unserer verschiedenen VDV -Schriften fiir den
BOStrab- und NE-Bereich haben wir in Deutschland eine hervorragende Basis fiir alle
Beteiligten im Sektor geschaffen. Es gilt, diese Position auf EU-Ebene einzubringen und
unseren Einfluss auf die anstehenden Anpassungen vorhandener und neuer Normen in
unserem Sinne zu nutzen. Dazu gehéren auch die im Normungsmandat M486 aufgefiihrten
Normungsbedarfe. Wir erwarten, dass sich die ersten Arbeitsgruppen auf CEN/CENELEC-
Ebene im Jahr 2014 finden und mit der Arbeit beginnen kénnen.

Hochkomplexe und
individuelle Anfor-
derungen fiir den
urbanen Personen-
verkehr erfordern
flexible Kommuni-
kations- und Steue-
rungslésungen
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Die EU-Normung ist ein stetiger Prozess, der unse-
re Aufmerksambkeit und unsere aktive Einmischung
benétigt. Die Identifikation des Normungsbedarfes
fir Urban-Rail(UR)-Anwendungen in der Phase A
des Mandates M486 ist seit Mitte 2013 abgeschlos-
sen. Im Jahr 2013 sollten, wie urspriinglich von
CEN/CENELEC geplant, die ersten FICHES (Nor-
mungsvorhaben) in den zugehdérigen und zum gro-
Ren Teil existierenden Working-Groups anlaufen.
Da die Mittel fiir die Phase B des Mandates M486
fir die eigentliche Normungsarbeit noch nicht zur
Verfiigung standen, hat sich der Start der Nor-
mungsaktivitdten auf EU-Ebene deutlich verzégert.
Die bereits 2012 und 2013 durch das VDV -Gremi-
um URSEL festgelegte Priorisierung der FICHES hat
weiterhin Bestand und eréffnet durch die Verzoge-
rung die Mdglichkeit zur sorgfaltigen und ziel-
orientierten Vorbereitung unserer Mitarbeit an den
verschiedenen Normungsaktivitédten.

Die EU-Standardisierung bezieht sich nicht

nur auf das Mandat M486

Neben den FICHES sind auch weitere Standardi-
sierungsaktivitidten durch den VDV und seine
Mitstreiter zu begleiten. Die EU-Direktiven und
-Richtlinien haben direkten Einfluss auf unsere
Gesetze und die damit verbundenen etablierten und
bewéhrten Regelwerke und Normen. Die Vermi-
schung von Regeln fiir den Urban-Rail -Sektor mit
denen der Eisenbahn muss weiterhin aktiv verhin-
dert werden. Durch die im Mandat identifizierten

Normungsbedarfe soll die vorhandene Normungs-
liicke geschlossen werden, damit nur die zum Ur-
ban-Rail-Sektor passenden Regelungen Anwen-
dung finden miissen. Jede von der EU vorgeschrie-
bene Regelung hat, wenn auch indirekt, Auswirkun-
gen auf den Urban-Rail-Sektor. Ein Stellwerk fiir
den Schienennahverkehr in einem Stadtbahnbetrieb
hat andere und zum grofen Teil anspruchsvollere
Funktionalitdten im Vergleich zu reinen Eisenbahn-
anwendungen. Genannt werden soll hier beispiel -
haft die hohere Zugfolge (90 Sekunden anstelle einer
halben Stunde), die je nach Anforderung deutlich
hohere Automatisierungsgrade des Betriebes erfor-
dert. Der Grad der Automatisierung wirkt sich direkt
auf die Kosten und somit auf die Wettbewerbsfdhig-
keit unserer Betriebe gegeniiber dem Individualver-
kehr aus. Von der Betriebsform ,Fahren auf Sicht”
bis zum fahrer-/begleiterlosen Betrieb miissen die
Unternehmen den geeigneten Grad der Automati-
sierung auch unter wirtschaftlichen Aspekten wei-
terhin frei wahlen kénnen.

Der Erhalt und Ausbau der Wettbewerbsfihigkeit
des SPNV ist oberstes Ziel

Da sich in der Normungsarbeit auf EU-Ebene wegen
des Aufwandes meistens Vertreter groRer Firmen
und Verkehrsbetriebe engagieren, sieht sich der
VDV verpflichtet, auch die Aspekte und Belange der
kleineren und mittelstdndischen Betreiber in der
Normenarbeit zu vertreten. Das Fahren auf Sicht
muss europaweit als moégliche Betriebsform erhal-
ten bleiben. Uberzogene Anforderungen aus ande-
ren EU-Landern oder durch Industrieunternehmen
gestiitzt sind nur durch unsere gemeinsamen An-
strengungen zu verhindern. Konkrete Vorschlige
und Zusagen beziiglich der Mitarbeit aus Betrei-
berunternehmen in Normungsgremien auf natio-
naler und europédischer Ebene werden gerne ange-
nommen.

Georg Sinnecker
Zugsicherungstechnik
T 022157979-134
sinnecker@vdv.de
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Sichere Verkehrs- und Betriebsabwicklung bei Events

GroRveranstaltungen (Mega-Events) sind mittlerweile Bestandteil der Freizeitkultur. Stadte
und Veranstalter versprechen sich hiervon wirtschaftliches Wachstum und ein positives
Image. Auch das Image der Verkehrsunternehmen kann durch eine erfolgreich durchgefiihrte
GroRveranstaltung positiv und vor allem nachhaltig beeinflusst werden. Auch wenn so
manche GroRveranstaltung, wie z. B. Bundesliga-Heimspiele, bereits Routine bzw. Alltag

ist, konnen andere Groflveranstaltungen neue Herausforderungen bereithalten, auf die es
gilt, vorbereitet zu sein. Die Empfehlungen der VDV - Mitteilung 7031 ,Betriebs- und
Verkehrsabwicklung von GroRveranstaltungen im OPNV" unterstiitzen die Verkehrsunter-

nehmen hierbei.

GroRveranstaltungen wie das Miinchner Oktober-
fest oder die Kieler Woche sind in der Offentlich-
keit mit positiven Assoziationen verbunden und
tragen nicht unwesentlich zum positiven Image der
Stédte bei. Fir einige Tage oder auch Wochen wird
die Aufmerksamkeit der regionalen und tiberregi-
onalen Offentlichkeit auf die gastgebende Stadt ge-
lenkt. Dass Mega-Events auch in kleineren Stédten
oder Gemeinden stattfinden kénnen, zeigt die Ge-
meinde Wacken (rund 2 000 Einwohner) mit ihrem
dreitdgigen Heavy-Metal-Festival und iber 75000
Besuchern.

Ziel von Veranstaltern und gastgebenden Stidten
ist es zunehmend, die Besucherverkehre von Grof3-
veranstaltungen mit dem o6ffentlichen Verkehr ab-
zuwickeln. Aus der Sicht der Verkehrsunterneh-
men und der anderen beteiligten Organisationen
benétigen GroRveranstaltungen daher eine beson-
dere Planung, Vorbereitung, Durchfiihrung und
Nachbereitung. Nur im eng abgestimmten Zusam-
menwirken aller Beteiligten konnen Grof3veran-
staltungen erfolgreich bewdltigt werden. Dabei
haben die Verkehrsunternehmen die daraus ent-
stehenden umfangreichen Aufgaben und Verant-
wortlichkeiten in direkter Abstimmung mit den
Behorden wahrzunehmen. Erfolgsfaktoren fiir
eine sichere Verkehrs- und Betriebsabwicklung
von Grof3veranstaltungen sind:

— ein schliissiges Konzept,

— ein umfassend geschultes und eingewiesenes
Personal und

— eine zielorientierte Fahrgastinformation und
-kommunikation (im Vorfeld und wéhrend der
Veranstaltung).

Besucherverkehre von Groflveranstaltungen iber-
lagern in der Regel den planmé&Rigen Betrieb. Die
Aufrechterhaltung der Sicherheit (Safety und Secu-
rity) ist angesichts der zu bew4éltigenden Fahrgast-
mengen und der méglichen Stimmungslagen eine
besondere Herausforderung. Dies kann nur erfolg-
reich gestaltet werden, wenn die notwendigen Res-
sourcen bei den Fahrzeugen und der Infrastruktur
sowie insbesondere beim Personal zur Verfiigung
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stehen. Bei immer wiederkehrenden gleichartigen
GroRveranstaltungen miissen die Infrastruktur der
Haltestellen, die Fahrgastinformation und die Ab-
fertigungseinrichtungen neben dem Planbetrieb
auch auf die groRen, sich dynamisch verdndernden
Fahrgaststrome der Grof3veranstaltungen ausgelegt
sein. Wie im Regelbetrieb muss auch bei Grof3ver-
anstaltungen ein leistungsfahiges Stérungsmana-
gement hinterlegt werden. Abweichungen im Ab-
lauf der Veranstaltungsverkehre sind auch bei
guter Planung keine Seltenheit.

GroRveranstaltungen bieten den Verkehrsunter-
nehmen die groRe Chance, die Professionalitt
ihrer Dienstleistung unter Beweis zu stellen. Die
VDV -Mitteilung 7031 ,Betriebs- und Verkehrsab-
wicklung von GroRveranstaltungen im OPNV*, die
grundsatzliche Empfehlungen fiir alle Arten von
GroRveranstaltungen gibt, unterstiitzt die Ver-
kehrsunternehmen hierbei.

Hartmut Reinberg-Schiiller

Betrieb OPNV, Arbeits- und Verkehrsmedizin
T 0221 57979-136
reinberg-schueller@vdv.de
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Kommunikation von OPNV -Projekten —
von Anfang an miteinander reden

Bei der Planung und der Realisierung von Verkehrsprojekten wollen - nicht zuletzt durch
das Web 2.0 - immer mehr Menschen stérker einbezogen werden und erwarten neben der
rechtlich verankerten Beteiligung sowohl eine friihzeitige Biirgerbeteiligung als auch eine
kontinuierliche Einbindung sowie Informationslieferung. Umsetzungshinweise gibt hierzu
die 2013 erschienene VDV -Mitteilung 10014 ,Kommunikation von OPNV-Grovorhaben".

Beteiligungsverfah-
ren bei der Tram-
Westtangente in
Minchen. Leider
sind die Mehrkosten
eines intensiven
Biirgerdialogs bisher
noch nicht als
férderfahige Pla-
nungskosten einge-
stuft und miissen
von dem Vorhaben-
trager getragen
werden.
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OPNV-GroRvorhaben - beispielsweise StraRen-
bahnverldngerungen, Fahrzeugbeschaffungen oder
Neugestaltungen eines Liniennetzes - sind auch
immer gesellschaftspolitische Kommunikations-
projekte. Deshalb muss frithzeitig im Planungssta-
dium und dann projektbegleitend die Einbeziehung
und Information aller relevanten Anspruchsgruppen
erfolgen.

Bereits heute wird dies von Verkehrsunternehmen
erfolgreich praktiziert. Bedenken und Anregungen
in der Planungsphase werden durch eine gute Kom-
munikation und Beteiligung beriicksichtigt und da-
mit Planungsverzogerungen oder gerichtliche Aus-
einandersetzungen, die viel Geld kosten kénnen,
vermieden. Auf diese Weise erhéht sich die Trans-
parenz. Wird das konsequent beherzigt, kann hdufig
sogar ein Imagegewinn (,Das Verkehrsunterneh-
men als Impulsgeber und Motor der Stadt”) festge-
stellt werden.

Erfolgsfaktoren fiir eine gute Kommunikation
Transparenz beim Informationszugang ist eine
Grundbedingung fiir einen nachvollziehbaren
Planungsprozess. Auflerdem ist ein vertrauensvol-
ler und respektvoller Umgang miteinander wichtig.
Weitere Erfolgsfaktoren sind:

— Es missen frithzeitig, wenn noch Freiheitsgrade
in der Planung tiberwiegen, die Beteiligungen ge-
startet werden. Es muss noch eine reelle Moglich-
keit zur Anpassung der Planung und Ausarbei-
tung geforderter Varianten bestehen.
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— Gleichzeitig gilt aber auch, dass die von aulen ge-
setzten Rahmenbedingungen (z. B. Finanzierung,
Gesetze, Zeitrahmen fiir das Verfahren) aufgezeigt
werden, umkeine falschen Erwartungen zu wecken.

— Die ,Ob"-Frage kommt: Vor allem in der Anfangs-
phase muss mit einer intensiven Diskussion des
.0Ob"-Themas gerechnet werden. Deshalb sollte
der Vorhabentrager die Vorteilsbilanz des Projek -
tes verstédndlich bereitstellen.

— Eine enge Abstimmung des Vorhabentrigers mit
der Stadt ist notwendig. Eine klare und frithe Po-
sitionierung der Stadtspitze im Verfahren fiir das
Projekt ist hilfreich, wenngleich immer héufiger
Politiker abwarten, bis sich eine eindeutige 6f-
fentliche Meinung gebildet hat.

Klarzustellen ist, dass trotz des Grundsatzes einer
weitgehenden Transparenz Unterlagen, die Ge-
schafts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten, ver-
traulich bleiben miissen.

Bei 6ffentlichen Planungsbelangen ist in der Re-
gel eine Biirgerbeteiligung die beste Losung. Dazu
gehort, dass Verdnderungen der ggf. schon beste-
henden Planung zugelassen werden. Oft ist dieser
.offene Weg" eine Gratwanderung, denn die in das
Verfahren eingebrachten Partikulédrinteressen sind
h&ufig in der Summe nicht mit dem Gemeinwohl
gleichzusetzen. Letztlich ist die Verzahnung for-
meller und informeller Beteiligungsverfahren aber
der einzige befriedende Weg, bei dem die Biirger in
die Diskussionen eingebunden sind und sich bes-
tenfalls sogar die Qualitét der Planung verbessert.
Das sind gute Argumente dafiir, die Kommunikato-
ren des Verkehrsunternehmens bei gréoReren Vor-
haben von Beginn an zu beteiligen, einen geregel-
ten Kommunikationsverlauf unter Einbindung der
Geschiéftsfiihrung sicherzustellen und einen Fokus
nicht nur auf die Legitimation, sondern auch auf die
Akzeptanz des Projektes zu legen.

Dr. Volker Deutsch

Integrierte Verkehrsplanung und
Verkehrssystemmanagement

T 0221 57979-130
deutsch@vdv.de



Demografischer Wandel und OPNV

Neben dem Klimawandel beeinflusst kein anderes gesellschaftspolitisches Thema unser
zukiinftiges Leben so tief greifend wie der demografische Wandel. Nach einer Voraus-
berechnung des Statistischen Bundesamtes wird die Einwohnerzahl Deutschlands bis

zum Jahr 2050 auf ca. 69,4 Millionen sinken. Mit durchschnittlich 1,36 Kindern pro Frau

hat Deutschland eine der weltweit niedrigsten Geburtenraten. Friither als in anderen
OECD-Landern ging die deutsche Geburtenrate schon in den 1970er-Jahren zuriick und liegt
damit seit vier Jahrzehnten am unteren Rand des Landervergleichs. Diese Entwicklungist
nicht mehr riickholbar.

Deutschland hat in dieser ,ausgefallenen Genera-
tion"” weniger Menschen, die heute zudem weniger
eigene Kinder bekommen. Fiir das Jahr 2013 ver-
zeichnete das Statistische Bundesamt erneut mehr
Sterbefille als Geburten und das Geburtendefi-
zit stieg. Allerdings hat Deutschland seit 2011 hohe
Wanderungsgewinne, die das Defizit ausgleichen
und die Einwohnerzahl steigen lassen. Vermutlich
ist diese Einwanderung nur temporér. Erfahrungs-
gemadl kehrt mehr als die Hélfte der Einwanderer
innerhalb von zehn Jahren wieder in ihr Heimat-
land zuriick. Trotz der Fakten hat Deutschland beim
Thema Demografie noch immer ein Erkenntnis-
defizit. Die Auswirkungen des demografischen
Wandels betreffen alle gesellschaftlichen Bereiche
und auch die Verkehrsbranche. Deutschland wird
Mobilitét im Alter
sichern — &lter: Dank besserer Lebensbedingungen leben
die Menschen immer ldnger. Im Jahr 2050 wird
jeder dritte Biirger tiber 65 Jahre alt sein, 1990

waren es noch 15 Prozent. Daher miissen wir ler- Migranten weitgehend unerforscht. Starker als
nen, Senioren differenzierter zu betrachten. Al- bislang miissen die Verkehrsunternehmen sich
tere Menschen haben andere Anforderungen an auf die tief greifende Verdnderung der Bevolke-
Mobilitatsdienstleistungen. Stérker als bislang rungszusammensetzung einstellen, zur Integrati-
miissen sich die Verkehrsunternehmen auf den on beitragen und diese als Chance fiir den Gewinn
Zukunftsmarkt der Senioren ausrichten. Sicher- von qualifiziertem Fachpersonal und zum ziel-
heits- und Mobilitdtstrainings helfen, Unféllen in gruppendifferenzierten Marketing wahrnehmen.
Fahrzeugen vorzubeugen. Gemeinsam mit einer

seniorengerechten Kundenansprache ermégli- Bislang verfiigen wir kaum iiber Erfahrungen mit
chen sie die selbstbestimmte soziale Teilhabe mit  dem Alter, Weniger und Bunter. Aber nur wer sich
Bussen und Bahnen bis ins hohe Alter. aktiv damit auseinandersetzt, kann entsprechend

handeln und sichert seine Zukunft. Mit dem demo-
— weniger: Bis 2050 entspricht der jéhrliche Bevol-  grafischen Wandel bietet sich die Chance, die Ge-

kerungsriickgang einer GroR3stadt mit 200 000 sellschaft inhaltlich und strukturell neu zu beleben
Einwohnern wie z.B. Mainz, Erfurt oder Ros- und zu gestalten. Der VDV und seine Mitglieder
tock. Die Bevélkerungsentwicklung verliuft je- werden hieran aktiv mitwirken, um die Akteure
doch ortlich sehr ungleichméRig. Wachstums- miteinander zu vernetzen und die mit dem demo-
und Schrumpfungsrdume kénnen benachbart grafischen Wandel verbundenen Angste, Vorurteile
sein. Abseits dicht besiedelter Gebiete und auch und Barrieren abzubauen.

am Rand der Ballungsrdume wird es zunehmend

schwieriger, das bisherige OPNV - Angebot auf- Meinhard Zistel

rechtzuerhalten. OPNV-Finanzierung, Demografie und

ldndliche Rdume
—bunter: Ein Fiinftel unserer Bevolkerung hat aus- 170221 57979-160
landische Wurzeln und stellt in einzelnen Regi- zistel@vdv.de
onen bereits einen beachtlichen Einwohneran-
teil dar. Dennoch ist das Mobilitdtsverhalten von
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Mit OPNV-Daten innovative Wege gehen

Die freie Bereitstellung von OPNV-Daten und -Informationen an Dritte wird intensiv auf
allen Ebenen der Verkehrsunternehmen und -verbiinde diskutiert. Der VDV hat mit seinem
Fachausschuss ,Kunden-Dialog, -Information und -Service” (K°) die Vor- und Nachteile der
Datenbereitstellung mittels der Methoden OpenData und OpenService aus Sicht der
verschiedenen Beteiligten untersucht.

Infrastrukturdaten,
z.B. Linien- und Haltestelleninfos,
Sollfahrplandaten
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OV-Datenbereitstellung

Methode
OpenService

Nutzungsvereinbarung

IP-KOM-0V
(VDV 431-x
.TRIAS")
API fiir z.B.
Fahrauskunft,
Echtzeitdaten

Web Internet,

Service monitor

Die Verkehrsunternehmen und -verbiinde nutzen
seit Uber 20 Jahren Onlinedienste fiir die allgemeine
und kostenfreie Bereitstellung von Fahrgastinfor-
mation. Uber die flichendeckend verfiigbaren Aus-
kunftsportale werden adressscharfe Fahrplan-

und Reiseauskiinfte sowie Echtzeitinformationen
bereitgestellt, die deutschlandweit tiber das DELFI-
Netzwerk vernetzt sind. Der Zugang zu diesem
Netzwerk wird auch Dritten tiber Schnittstellen
angeboten.

Mit der Verfligbarkeit des mobilen Internets er-
weitern sich die Méglichkeiten fiir die Bereitstel-
lung von Informationen erneut. Auch hier nutzen
die Verkehrsunternehmen und -verbiinde die neu-
en technischen Méglichkeiten und begleiten ihre
Fahrgiste gezielt mit eigenen Smartphone-Appli-
kationen und weiteren mobilen Diensten.

Um den Fahrgésten eine hochqualitative und kon-
sistente Information tiber die Mobilitdtsdienste
bereitstellen zu konnen, hat der VDV fiir den Daten-
austausch eigene Schnittstellenstandards entwi-
ckelt (VDV-Schriften 452, 453 und 454) und in die
européische Normung integriert. Im Forschungs-
projekt ,Internet Protokoll basierte Kommunika-
tionsdienste im 6ffentlichen Verkehr" (IP-KOM-
OV) wurden weitere Standardschnittstellen (VDV-
Schriften 430 und 431-1/2) fiir die Bereitstellung
von konsistenter und individualisierter Fahrgast-
information auf Smartphones entwickelt.

Die aktuellen Initiativen zur allgemeinen Ver-
fligbarkeit von Daten und Diensten kénnen die

Verkehrsunternehmen und -verbiinde bei der
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Verbreitung von OV-Informationen unterstiitzen,
indem andere Unternehmen und Organisationen
diese mit zusatzlichen Informationen verkniipfen
und den Fahrgésten mittels Internet und Smart-
phone-Applikationen Zusatzdienste zur Verfigung
stellen, z. B. Touristenfiihrer, multimodale Ver-
kehrsauskiinfte oder Informationen fiir die Woh-
nungssuche.

Die Bereitstellung der OV-Daten und OV -Informa-
tionen kann dabei iiber unterschiedliche Methoden
erfolgen.

Neben der technischen Betrachtung der Datenver-
teilung miissen auch die Kundenanforderungen be-
trachtet werden. Das Forschungsprojekt IP-KOM-
OV hat hierzu Untersuchungen angestellt. Das Er-
gebnis zeigt, dass der Fahrgast sich auf seiner Reise
dann wohlfiihlt, wenn die iiber unterschiedliche
Kommunikationskanéle, wie z.B. Smartphone-
Applikation und dynamische Fahrtinformations-
anzeiger, bereitgestellte Information konsistent ist.

Der VDV-K?2 hat in der VDV - Mitteilung 7030
,OpenData / OpenService - Mit OPNV-Daten in-
novative Wege gehen" die unterschiedlichen Me-
thoden ,OpenData” und ,OpenService” erstmalig
fiir den OPNV definiert und die Vor- und Nachteile
untersucht.

Der Methodenvergleich legt dar, dass eine kon-
sistente und aktuelle Fahrgastinformation mittels
OpenService einfacher zu gewéhrleisten ist, da die
tagesaktuellen Plandaten und die Echtzeitinforma-
tionen direkt in die Fahrgastinformation einflie-
Ren. Somit bieten die in IP-KOM-OV entwickelten
OpenService-Schnittstellen die Basis fiir eine offe-
ne, konsistente Fahrgastinformation.

Um die Rechte an den Daten und Informationen zu
wahren, sollten Verkehrsunternehmen und
-verbilinde jedoch Nutzungsvereinbarungen ab-
schlieflen (siehe VDV 7024).

Berthold Radermacher
Telematik, Informations- und
Kommunikationstechnik
T022157979-141
radermacher@vdv.de



Forschungsprojekt IP-KOM-0V

Nach drei Jahren Projektlaufzeit geht das Forschungs- und Standardisierungsprojekt
IP-KOM-0V in die Evaluations- und Prisentationsphase iiber. Das vom Bundesministerium
fiir Wirtschaft und Energie (BMWi) geforderte Vorhaben erarbeitet in einem Konsortium

aus 14 Partnern der Branche neue Standards und Systemarchitekturen fiir die Echtzeit-
Fahrgastinformation.

Gefordert durch:

®

Bundesministerium
fiir Wirtschaft
und Energie

aufgrund eines Beschlusses
des Deutschen Bundestages

Mit dem Ziel, noch leistungsfidhigere Fahrgastin-
formation zu erarbeiten, besonders mit Fokus auf
der Echtzeitinformation, werden seit 2010 Konzep-
te, Schnittstellen und Systemarchitekturen aufge-
baut, die den Fahrgast rund um seine Reise besser
bzw. individueller informieren sollen. Hierzu wurde
eine effiziente und interoperable Kommunikations-
architektur fiir die Bereiche der OV-Fahrzeuge, der
kundeneigenen Endgerite sowie einer iberregio-
nalen Auskunftsplattform entwickelt. IP-KOM-OV
erarbeitet fiir diese Themenschwerpunkte in auf-
einander aufbauenden Projektabschnitten die not-
wendigen Spezifikationen, die im letzten Schritt in
VDV -Schriften Gberfithrt werden.

Nachdem in den vorgelagerten Projektphasen
Szenarien, Anforderungen und Spezifikationen de-
finiert sowie die Machbarkeit nachgewiesen wur-
den, lag der Schwerpunkt 2013 auf der Umsetzung
und Entwicklung zahlreicher Prototypen sowie
auf deren Validation fiir die Normierung. Hierbei
wurden in drei Arbeitsbereichen unterschiedliche
Laborumgebungen aufgebaut und mit Testszenari-
en gepriift, mit dem Ziel, eine Interoperabilitit und
Standardkonformitét nachzuweisen.

Im Bereich des mobilen Endgerétes wurden ver-
schiedene Apps mit unterschiedlichen Darstel-
lungsmdglichkeiten und Konzepten entwickelt und
mit représentativen Nutzergruppen verifiziert. So
entstand ein umfangreicher ,Pattern”-Katalog, der
ebenfalls 2014 in einer VDV -Mitteilung verdffent-
licht wird. Die aus diesen Ergebnissen entstandene
.Basis"-App wurde mit den im dritten Schwerpunkt
entwickelten Hintergrundsystemen (Echtzeit-
Kommunikations- und Auskunftsplattform EKAP)
iber die spezifizierte Schnittstelle TRIAS
(Travellers' Realtime Information and Advisory
Standard) angebunden.
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Diese Laborsysteme wurden im letzten Projekt-
schritt in eine Evaluations- und Demonstrations-
umgebung Gberfithrt, um auch das Gesamtsystem
interaktiv testen und interessierten Gruppen pra-
sentieren zu konnen. Hierzu hat die Stuttgarter
StraRenbahnen AG das Testfeld zur Verfiigung ge-
stellt und Tests im realen Fahrgastbetrieb ermog-
licht. Nach dieser Testphase mit 36 freiwilligen
Testpersonen war es auch interessierten Fachbe-
suchern mdglich, an Fiihrungen durch den Feldtest
teilzunehmen, sodass tiber 120 Besucher diese
Moglichkeit genutzt haben, sich von den neuen
Standards zu tiberzeugen.

Insgesamt sind innerhalb des Projektes neben zahl-
reichen VDV -Mitteilungen (vgl. die Jahresberichte
der Vorjahre) die folgenden VDV -Schriften ent-
standen:

—VDV 301-1
IBIS-IP - Teil 1: Systemarchitektur
—VDV 301-2
IBIS-IP - Teil 2: Schnittstellenspezifikation v1.0
—VDV 430
Mobile Kundeninformation im OV -
Systemarchitektur
—VDV431-1
EKAP - Teil 1: Systemarchitektur
—VDV 431-2
EKAP - Teil 2: Schnittstellenbeschreibung

Die entstandenen Werke sowie alle weiteren Pub-
likationen des Projekts IP-KOM-OV stehen unter
www.vdv.de/ip-kom-oev kostenlos zum Download
bereit.

Die Nachhaltigkeit der Ergebnisse soll nicht nur auf
nationaler Ebene gesichert werden. Daher werden
die Ergebnisse auch in die européische Standardi-
sierung eingebracht. Speziell erfolgt die Mitarbeit
an den Entwiirfen fiir die EN 13149 sowie fiir die
EN 15531

Andreas Wehrmann
Forschungsprojekt IP-KOM-0V (bis 28.02.1014)
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Die neue Rolle der Informationsverarbeitung im
Verkehrsunternehmen

Die zunehmende Digitalisierung verdndert die Unternehmen, die Prozesse und generell das
Arbeiten. Nahezu jeder wertschépfende Geschéftsprozess wird heutzutage durch
Informationstechnik (IT) unterstiitzt.
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Die IT tragt zunehmend zur effizienten Gestaltung
der Geschéftsprozesse und damit zum Erfolg des
Unternehmens bei. Sie ist zu einem kritischen Er-
folgs- und Wettbewerbsfaktor im Unternehmen
geworden. Wurden z.B. frither die Ergebnisse der
Personaldisposition durch Aushénge an einem Brett
im Unternehmen der Belegschaft mitgeteilt, so ge-
schieht dies heute hiufig mittels einer netzwerk-
fahigen Software, die Abfragen an vielen Orten bis
hin zum Heim-PC ermoglichen kann. Wéhrend der
Einkauf vor ein paar Jahren noch in Katalogen ge-
blattert und Angebote in Papierform eingeholt hat,
geschieht dies heute im Internet, auf Einkaufsplatt-
formen oder mit elektronischen Katalogen (E-Pro-
curement). Keiner mag sich diese Geschéaftsprozesse
mehr ohne IT-Unterstiitzung vorstellen. Die Abldu-
fe wéren ohne IT zu langsam, zu personalaufwendig
und damit zu teuer.

IT-Verantwortliche aus Verkehrsunternehmen
haben ihre Erfahrungen in einer Arbeitsgruppe des
JAusschusses fiir Informationsverarbeitung” (AIV)
diskutiert und beleuchten diesen Themenkomplex
aus verschiedenen Perspektiven in einer Reihe von
in sich abgeschlossenen Aufsétzen, die unter dem
Titel ,Die verénderte Rolle der IT im Unternehmen”
im Mitgliederbereich unter www.vdv.de verdffent-
licht wurden.

Es soll dem Eindruck entgegengewirkt werden, die
IT sei ein Kostentreiber, der im besten Falle die Ge-
schéftsprozesse unterstiitzt: Heute ist die IT in vie-
len Féllen vielmehr ein Business-Enabler, der die
Prozesse des Unternehmens erst ermdglicht. Dies
erfordert eine partnerschaftliche Kommunikati-
on zwischen Business und IT. Damit wird auch ein
neues Selbstverstdndnis der IT-Abteilung voraus-
gesetzt:

Sie ist zum einen Dienstleister des Unternehmens
und bietet eine bedarfsgerechte Qualitédt von
IT-Services an, zum anderen ist sie auch auch
IT-Berater und Coach fiir das Business. Eine aus-
gepragte Kundenorientierung sowie die Fahigkeit,
sich in der ,Sprache” der Fachbereiche mit deren
spezifischen Anforderungen und Prozessen ausein-
anderzusetzen, gehoren daher zu den Kompetenzen
der IT-Abteilung.

Die interne IT-Organisation bendtigt Richtlini-
enkompetenz, um durch die Intensivierung der

Nutzung von IT-Standards und einheitlicher Me-
thoden und Verfahren die IT-Anschaffungs- und
Betriebskosten sowie die operativen Aufwénde fiir
Systempflege und Wartung zu reduzieren.

Einfliisse und Entwicklungen, die eine neue Rolle
der IT erfordern

Daten und Informationen miissen heute an jedem
Ort, zu fast jeder Zeit und in richtiger Qualitét zur
Verfiigung stehen. Der ganz normale Consumer-
Markt beeinflusst die IT immens. Entwicklungen
werden heute eher vom Spiele- und Medienmarkt
(z.B. Social Media) getrieben als aus dem Business-
Bereich. Der Umgang mit den Endgerédten hat sich
durch die Generation der iPhone-/Smartphone-
bzw. Tablet-PC-Nutzer verdndert. Sie dominieren
auch den privaten Bereich. Mobile Lésungen und
die Verfiigbarkeit 7 Tage die Woche und rund um
die Uhr sind daher nun auch zu Herausforderungen
fiir die geschaftliche IT geworden.

Die Trennung

— zwischen kaufménnischer und technischerIT,

— zwischen Telekommunikation und IT und

— zwischen klassischer Biiroausstattung und IT
verliert zunehmend ihren Sinn. Es sei nur an die
Kopiergerite erinnert, die inzwischen nicht mehr
nur als Biiroausstattung, sondern — versehen mit
Netzwerkdruck- und Scanfunktion — eher als Com-
putergeréte einzuordnen sind.

Mittlerweile sind die Durchdringung der IT in Un-
ternehmen und der Vernetzungsgrad so hoch, dass
bis auf wenige Ausnahmen jedes neue Projekt auch
ein IT-Projekt ist.

Winfried Bruns
Informationsverarbeitung, Dokumentation
T022157979-120

bruns@vdv.de
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Was ist ,Gift" fiir Stahlbeton-Bauwerke?

Der starke Ausbau unterirdischer Strecken des schienengebundenen OPNV (U-Bahnen und
Stadtbahnen) in den 1960er- bis 1980er-]Jahren erfolgte oft auf engem Raum und unter
Zeitdruck. Der Kenntnisstand tiber Korrosionsvorgédnge war damals noch nicht so weit
fortgeschritten wie heute; teilweise kamen neue Bauverfahren zur Anwendung. Diese
Randbedingungen hatten mancherorts Baufehler zur Folge, deren Auswirkungen erst in
neuerer Zeit erkennbar wurden.

Schéden an der
Stahlbetonstruktur
durch Chloridein-
wirkung

Der Bewehrungsstahl in Stahlbeton-Bauteilen ist
bei sachgemaéller Bauausfithrung nicht durch Kor-
rosion gefdhrdet. Voraussetzung dafiir ist seine
vollstédndige und ausreichend starke Umhiillung
durch richtig zusammengesetzten Beton mit dich-
tem Geflige und ohne schédliche Risse. Der aus
stark alkalischem Kalkhydrat (Calciumhydroxid,
pH-Wert = 12-14) bestehende Zementstein bildet
dann eine wirksame Schutzschicht fiir den Stahl.

Wirkung von Chloriden

Die Schutzwirkung der Oxidschicht fiir die Beweh-
rung geht jedoch verloren, wenn iiber die Poren
oder Risse im Beton Feuchtigkeit und Chloride

(= Verbindungen des chemischen Elements Chlor)
eindringen und sich an einer Fehlstelle in der Oxid-
schicht auf dem Stahl Chloridionen einlagern. Diese
Stelle ist dann nicht mehr geschiitzt und bildet
einen Angriffspunkt fiir Korrosion, die meist in
Form von Lochfral} auftritt. Dabei sind an der Ober-
flache des Stahls nur kleine Locher sichtbar, die
sich aber weiter innen erheblich ausweiten kénnen.
Lochfrallkorrosion ist besonders kritisch zu bewer-
ten, weil sie dullerlich oft lange unbemerkt bleibt
und erst dann zu erkennen ist, wenn die Bewehrung
im Inneren des Bauteils bereits starke Schéden auf-
weist.

Chlorideintrag durch Winterdienst

Zur Erhaltung der Verkehrssicherheit auf Strallen
und Gehwegen sowie im Bereich von Haltestellen
bei niedrigen Temperaturen, d.h. um die Bildung
von Eis zu verhindern oder um solches aufzutau-
en, ist das Streuen von Tausalz (chemischer Name:
Natriumchlorid) Giblich. Die dadurch freigesetzten
Chloride gelangen auf verschiedenen Wegen, vor
allem durch abflieRendes Tau- oder Regenwasser,
aber auch durch den Fullgdngerverkehr, in Berei-
che, wo sie an Fugen, Rissen oder Fehlstellen in den
Beton eindringen kénnen und schlieflich die Stahl-
bewehrung erreichen.

Fehlende Abdichtung der Fugen

Analysen der festgestellten Bauschéden in den
vergangenen Jahren haben ergeben, dass seiner-
zeit beim Bau der unterirdischen Anlagen nach der
damals neuen Schlitzwand/Deckel -Bauweise die
Fugen im Beton, insbesondere die Arbeitsfugen
zwischen Schlitzwand und Deckel, oftmals keine

Technik und Normung: Bahnbau

ausreichende Abdichtung erhalten hatten. Infolge-
dessen ist hier Wasser, das stark mit Chloriden aus
dem Einsatz von Tausalz belastet war, in den Beton
eingedrungen und hat umfangreiche Korrosions-
schéden an der Bewehrung der Schlitzwénde, der
Decken und - am gravierendsten — der statisch
hoch belasteten Rahmenecken verursacht.

Sanierung

Die notwendige Sanierung der betroffenen Bau-
werke erfordert aufwendige Baumafinahmen mit
Eingriffen in tragende Bauteile und muss zudem
meist unter Aufrechterhaltung des Fahrbetriebs
durchgefiihrt werden. Vordringlich ist dabei eine
wirksame Abdichtung der Fugen gegen das weitere
Eindringen von Chloriden in den Beton.

Die Diagnose dieser Schadensart und ihrer mog-
lichen Auswirkungen unterstreicht nochmals die
Wichtigkeit der sachgemé&Ren und sorgféltigen
Bauausfithrung, ggf. auch unter erschwerten Be-
dingungen, sowie der regelméfigen Inspektion der
Bauwerke, um mdgliche Schéiden friihzeitig zu er-
kennen und rechtzeitig Abhilfemanahmen einlei-
ten zu kénnen.

Herbert Sladek
Bahnbau (bis 28.02.2014)
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Die Stufe EURO VI: Quantensprung bei
Verbrennungsmotoren fir Linienbusse

Seit dem 1. Januar 2014 ist die Grenzwertstufe EURO VI fiir alle Neufahrzeuge in Kraft
getreten. Ausgewadhlte VDV - Mitgliedsunternehmen haben als Vorreiter bereits im Vorfeld
die neue Antriebstechnik in der Praxis erprobt und das Emissionsverhalten im realen
Linienbetrieb untersuchen lassen. Die Ergebnisse belegen, dass mit der Stufe EURO VI
erstmals sowohl hochsignifikante Emissions- als auch Kraftstoffverbrauchsreduzierungen
im Linienbetrieb erreicht werden.
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Grenzwertverschirfung und praxisnihere
Typpriifzyklen

Mit der Stufe EURO VI wurden, im Vergleich zur
Vorgéngerstufe EURO V/EEV, nicht nur die Emis-
sionsgrenzwerte reduziert, insbesondere fiir Stick-
oxide (NOx) um 80 Prozent und fiir die Partikel-
masse (PM) um 50 Prozent, sondern weitere Ver-
schérfungen vereinbart wie die Einfiihrung eines
Grenzwertes fiir die Partikelteilchenzahlen (PN) so-
wie zusatzliche, von den Priifzyklen nicht vorgege-
bene Messpunkte (Off-Cycle-Emissionen). Gleich-
zeitig wurden auch neue, signifikant ,kéltere” und
damit OPNV -nihere Typpriifzyklen eingefiihrt.

Trotz komplexerer Technik: Augenmerk auf
dauerhaft einwandfreie Funktion

Fiir die Einhaltung der hochst anspruchsvollen
Grenzwertstufe EURO VI hat die Industrie umfang-
reiche technische Maflnahmen ergreifen miissen,
die zu einer Zunahme der Komplexitét der Fahr-
zeugtechnik gefiihrt haben. MalRnahmen wie die

in der Regel zweistufige Aufladung mit Zwischen-
kiihlung, der Einsatz von Common-Rail-Einspritz-
systemen mit Einspritzverlaufsformung und signi-
fikanter Steigerung des Einspritzdrucks auf 2400
bis 2600 bar, der vereinzelt teilvariable Ventiltrieb,
die gekiihlte Abgasriickfiihrung und selektive ka-
talytische Reduktion (SCR) zur Stickoxidreduzie-
rung, der obligatorische Partikelfilter mit Regenera-
tionsstrategie und weitere Mallnahmen — wie eine
libergeordnete Regelstrategie fiir diese Subsysteme

und deren stindige Uberwachung iiber OBD (On-
Board-Diagnose) - waren erforderlich. Trotz die-
ser enormen technischen Komplexitdt wurde eine
sogenannte In-Use-Compliance verordnet, die eine
einwandfreie Funktion der Emissionsminderungs-
systeme und damit eine Emissionsstabilitét tiber
sieben Jahre oder 700 000 km garantieren muss, die
durch Feldmessungen an bestehenden Fahrzeugen
Uberpriift wird.

Gednderte Anforderungen fiir die Verkehrs-
unternehmen

Fiir die Verkehrsunternehmen ergeben sich durch
die neue Antriebsgeneration ebenfalls Herausforde-
rungen, denen sich ausgewéhlte VDV -Verkehrsun-
ternehmen - beispielsweise die ESWE Wiesbaden
im Stadtbereich oder die DB Regio im Uberlandbe-
reich - frithzeitig durch umfangreiche Praxistests
gestellt haben. Wissenschaftlich begleitete Emissi-
onsmessungen in der Praxis belegten flir Fahrzeu-
ge der Stufe EURO VI sowohlim Stadt- als auch im
Regionalverkehr eine hochsignifikante Verbesse-
rung der lokalen Emissionen gegeniiber der Vorgén-
gerstufe EURO V/EEV. Erstmals konnten gleichzei-
tig auch die globalen Emissionen (CO,) je nach Fahr-
zeughersteller nennenswert gesenkt werden.

Prof. Dr. Ralph Piitz
Kraftfahrwesen
T0163 5797935
puetz@vdv.de
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Europédische Normung fiir Stralen-, Stadt- und U-Bahnen

Der VDV war der Hauptinitiator dafiir, dass die besonderen Bedingungen von stidtischen
Schienenbahnen bei der européischen bahntechnischen Normung in Zukunft besser
bertiicksichtigt werden. Die EU-Kommission erteilte ein entsprechendes Normungsmandat.
Damit das im VDV vorhandene Wissen wirkungsvoll in diese Normungsaktivitdten
einflieffen kann, richtete der VDV -Schienenfahrzeugausschuss (SFA) sein Arbeitsprogramm

darauf aus.

Radsatz eines
Stadtbahnfahrzeugs
der iistra Hannover-
sche Verkehrsbe-
triebe AG

Wie schon im Jahresbericht 2012 erldutert, hatte
die EU-Kommission das Normungsmandat M/486
,Planungs- und Normungsauftrag an die européi-
schen Normungsgremien auf dem Gebiet des Schie-
nennahverkehrs"” erteilt, wobei hier unter Schie-
nennahverkehr Straflen-, Stadt- und U-Bahnen
entsprechend dem englischen Ausdruck ,urban rail”
gemeint sind. Im Rahmen dieses Mandats erarbei-
tete die beim Europ&ischen Komitee fiir Normung/
Européischen Komitee fiir Elektrotechnische Nor-
mung (CEN/CENELEC) angesiedelte ,Urban Rail
Survey Group” von Herbst 2010 bis Frithjahr 2012
unter starker Beteiligung des VDV eine Liste mit
Normungsvorschlédgen, nach denen sowohl vorhan-
dene europédische bahntechnische Normen geéndert
als auch neue Normen erstellt werden sollen, mit
dem Ziel, die besonderen Bedingungen der Straflen-,
Stadt- und U-Bahnen zu berticksichtigen und folg-
lich eine kostengiinstigere Beschaffung von Anla-
gen und Fahrzeugen dieser Bahnen zu ermdglichen.

Hinsichtlich der Fahrzeuge wurden folgende drei
Normungsschwerpunkte identifiziert:

— Radsétze

— Einsatz von Buskomponenten bei Stralenbahn-
fahrzeugen

— Frontpartiegestaltung/Kollisionsschutz/Festigkeit

Weiterhin wurden Normen zu Abschleppkupplun-
gen, zur Bremsauslegung, zur Fithrerstandsgestal-
tung sowie zu Radsatzlagern gewtiinscht.

Die eigentliche Normungsarbeit wird in den Gremi-
en des Technischen Komitees TC 256 ,Bahnanwen-
dungen” bei CEN voraussichtlich im Laufe des Jah-
res 2014 beginnen, vorausgesetzt, die fiir die Nor-
mungsmandate zustdndige EU-Generaldirektion
~Unternehmen und Industrie” stimmt der Finanzie-
rung der Aktivitdten zu.

Schienenfahrzeugausschuss (SFA) bildet
europédisch ausgerichtete Arbeitsteams

Der SFA sieht diese Normungsaktivititen als eine
grofle Chance an, die in vielen VDV -Publikationen
dokumentierten Erfahrungen europaweit zu ver-
breiten und zugleich zum européischen Mafistab
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zu machen. Im ersten Schritt wurden Arbeitsteams
gebildet, die derzeit priifen, welche Anforderungen
aus VDV -Schriften/-Mitteilungen in die zukiinfti-
gen Normen einfliefen sollen. Beispielsweise wurde
das Arbeitsteam ,Radsétze" gegriindet, das spezi-
ell die Eigenschaften von gummigefederten Réddern
behandelt und untersucht, ob sich die Anwendung
dieses Radtyps positiv auf die Dimensionierung
der kompletten Radsétze auswirkt. Weiterhin sol-
len auch die Ergebnisse des Forschungsvorhabens
des Bundesministeriums fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) zur Belastung von in Fahrzeu-
gen stidtischer Schienenbahnen eingesetzten Rad -
satzwellen normungsgerecht aufbereitet werden.
Ein anderes Arbeitsteam startete seine Analyse,
welche Buskomponenten, z.B. Innen- und Aulen-
beleuchtung, Scheiben etc., chne Weiteres auch in
Strallenbahnfahrzeugen eingesetzt werden kdnnen,
ohne dass das Sicherheitsniveau vermindert wird.

Direkte Mitarbeit von SFA-Mitarbeitern
notwendig

Ziel dieser Arbeitsteams ist es, komplette Text-
passagen so weit vorzubereiten, dass sie direkt in
die Normung tibernommen werden kénnen. Da-
mit konnten VDV -Vorschlédge schon zu Beginn der
Normungsarbeit vorliegen und als Diskussions-
grundlage dienen. Weiterhin sollen Mitarbeiter der
o0.g. Arbeitsteams in die europdischen Normungs-
gremien entsandt werden, um eine optimale Vertre-
tung der VDV -Interessen zu gewéhrleisten.

Udo Stahlberg

Fahrzeuge stddtischer Schienenbahnen, elektrische
Energieanlagen, Standseilbahnen

T 0221 57979-132

stahlberg@vdv.de
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Oberleitungen von Strallen- und Stadtbahnen sowie
Obussystemen

Oberleitungen stellen die wirtschaftlichste Art und Weise dar, die elektrische Energie zu
den Straen- und Stadtbahnen sowie Obussen zu libertragen. Seit Jahrzehnten werden in
Publikationen des VDV bzw. seiner Vorgédngerorganisationen Hinweise zur Auslegung,
Konstruktion und Instandhaltung dieser wichtigen Komponente von Stralen- und Stadt-
bahnen gegeben. Aktuell wurde die VDV-Schrift 551 ,0Oberleitungsmaste und Mastgriin-
dungen" iiberarbeitet.

Neuer Oberleitungs-
mast mit Rammrohr-
grindung im Rahmen
des Stadtbahnbau der
Leipziger Straflen-
bahn
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Das VDV -Regelwerk zu Oberleitungen von Straflen-
und Stadtbahnen sowie Obussystemen besteht
neben einigen VDV -Mitteilungen hauptséchlich
aus folgenden zwei VDV -Schriften:

— VDV-Schrift 550 ,0Oberleitungsanlagen fir
Straflen- und Stadtbahnen”

— VDV-Schrift 551 ,Oberleitungsmaste und
Mastgriindungen”

Die erste Schrift beschreibt die Oberleitung als Sys-
tem und geht besonders auf die Bauweisen sowie
die einzelnen Komponenten von Oberleitungen mit
Ausnahme der Maste ein. Die zweite Schrift behan-
delt die Ausfithrungen der Maste, die unterschied-
lichen Grindungsarten und zukiinftig auch die
Wandverankerungen, wie sie fiir StraRenbahnen
typisch sind. Der fiir diese Schriften zusténdige
Unterausschuss ,Oberleitungsanlagen” des VDV -
Ausschusses fiir elektrische Energieanlagen unter-
zieht diese Publikationen einer regelmaRigen Uber-
prifung, um ihre Aktualitit zu gewdhrleisten.

VDV -Schrift iiber Maste und Griindungen
iiberarbeitet

In den vergangenen zwei Jahren wurde die VDV -
Schrift 551 umfassend {iberarbeitet, sowohl um sie
zu aktualisieren als auch um Anregungen aus den
Verkehrsunternehmen umzusetzen. Es wurden u. a.
ausfiihrlichere Hinweise beziiglich der Auslegung/
Dimensionierung der Maste aufgenommen, da in
den letzten Jahren neuere Maste immer voluming-
ser wurden, obwohl sich die Belastungen aus den
Oberleitungstragwerken nur wenig erhéht hatten.
Um die Schrift als Leitfaden auch an Ingenieurbiiros
bzw. Baufirmen weiterreichen zu kénnen, wurden
die Ausfiihrungen tiber die Griindungen erweitert.
SchlieRlich wurde die Schrift um Anforderungen an
Wandverankerungen und deren Ausfithrungen er-
ginzt, da diese aus stddtebaulichen Griinden wieder
vermehrt erwiinscht sind.

Eurocode-Normen ersetzen nationales
Normenwerk

Neben den oben erwéhnten Sachverhalten wurden
auch folgende europédische Aspekte beriicksichtigt:
Im Mai 2010 wurde die zweite Ausgabe von DIN EN

50119 ,Oberleitungen fiir den elektrischen Zugbe-
trieb" verdffentlicht, die im Vergleich zu ihrer vor-
herigen Ausgabe deutlich héhere Anforderungen
an die Gestaltung von Oberleitungen stellt. Zugleich
gibt es gesetzliche EU-Regelwerke auf dem Gebiet
der Bauprodukte; aktuell gilt die EU-Bauproduk-
tenverordnung 305/2011. Die in dieser EU-Verord-
nung enthaltenen Grundanforderungen an Bau-
werke werden durch die sogenannten Eurocodes
konkretisiert. Diese Eurocodes haben die bisher
giiltigen bautechnischen DIN-Normen ersetzt und
stellen ein spezielles europédisches Normenwerk
beziiglich der Bemessung im Bauwesen dar. Dem-
entsprechend miissen jetzt bei der Bemessung der
Auslegung und Ausfiithrung von Tragwerken auch
Grenzzustédnde hinsichtlich Versagen und Ge-
brauchstauglichkeit betrachtet werden.

Die Uberarbeitung der VDV -Schrift 551 wurde zum
Jahresende 2013 abgeschlossen. Anschliefend wur-
de die Schrift an die VDV -Mitgliedsunternehmen
mit der Bitte um Stellungnahme verteilt. Ihre Ver-
offentlichung ist fiir die zweite Jahreshélfte 2014
geplant.

Udo Stahlberg

Fahrzeuge stddtischer Schienenbahnen, elektrische
Energieanlagen, Standseilbahnen

T 0221 57979-132

stahlberg@vdv.de
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Falsche Weichenstellung fiir die Energiewende

Das Beihilfeverfahren der EU-Kommission gegen die Begrenzung der EEG-Umlage fiir
das produzierende, energieintensive Gewerbe und die stark steigenden Kosten fiir die

Energiewende veranlassen die Bundesregierung ohne Not, nunmehr auch die geltende
Privilegierung fiir Schienenbahnen weiter einzuschrianken. Damit entwertet sie einen

zentralen Multiplikator fiir die Energie- und Verkehrswende.

Die Entscheidung fiir eine grundlegende Energie-
wende enthilt sehr ehrgeizige Ziele fiir den Ausbau
erneuerbarer Energien. Sie hat in vielerlei Hinsicht
zu groflen Erfolgen, aber auch zu Unsicherheiten
hinsichtlich der Verteilung der damit verbunde-
nen Kosten gefiihrt. Langfristig festgelegte, attrak-
tive Einspeisevergiitungen haben ein grof3es An-
gebot an dezentral erzeugter erneuerbarer Energie
ausgeldst. Mit dem Angebot sind allerdings auch
die Férderkosten dramatisch gestiegen. Fiir das
Jahr 2014 wurde ein Umlagebetrag von insgesamt
23,6 Milliarden Euro ermittelt, rund doppelt so viel
wie fiir das Jahr 2010. Das Konzept, die Kosten auf
die Abnehmer des Stroms umzulegen (sogenannte
EEG-Umlage), fithrt zu einer rapide zunehmenden
Belastung der Stromverbraucher, die damit die
Finanzierung dieses politischen Ziels nahezu allein
tragen. Die zwingend erforderliche besondere Aus-
gleichsregelung zur Entlastung von Schienenbahn-
unternehmen und stromintensiven Produktions-
unternehmen wurde nach ihrer Einfiihrung im EEG
2004 einseitig zugunsten der Produktionsunter-
nehmen an die steigenden Umlagekosten ange-
passt, indem der Schwellenwert fiir die Begrenzung
von 10 Gigawattstunden in Stufen bis auf 1 Giga-
wattstunde herabgesetzt wurde.

Der VDV hat sich immer wieder fiir eine Gleichbe-
handlung der Schienenbahnunternehmen einge-
setzt. Dennoch wurde fiir diese der hohe Schwel-
lenwert von 10 Gigawattstunden bis zum jetzi-
gen Zeitpunkt beibehalten. Obwohl das wegen der
exorbitant gestiegenen EEG-Umlage nicht nur zu
einer erdrosselnden Belastung fiir kleinere Schie-
nenbahnunternehmen gefiihrt hat, sondern durch
den nicht anders kompensierbaren Kosteneffekt
auch bei den gréfleren Schienenbahnen perspekti-
visch eine deutliche Anhebung der Fahrpreise er-
zwingen wird. Die jetzt in der Diskussion stehen-
de 3-Gigawattstunden-Grenze wird, zumal wenn
diese mit einer gegentiber der jetzigen Regelung
gravierend héheren (erméRigten) EEG-Umlage fiir
Schienenbahnen verbunden wére, daran nichts
dndern. Im Ergebnis wiirde die Belastung fir die
Schienenbahnen weiter empfindlich steigen.

Koalition, Bundesregierung und Gesetzgeber set-
zen sich mit Beibehaltung eines Schwellenwerts
und Erhéhung der reduzierten EEG-Umlage fiir
Schienenbahnen zu ihrer eigenen Wertung in
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Widerspruch, die intermodale Wettbewerbssitu-
ation der Schienenbahnen durch die EEG-Umlage
nicht gefahrden und die Energiewende weiter f6r-
dern zu wollen. Eine héhere EEG-Umlage fiir die
Schienenbahnen wiirde jedoch zu steigenden Fahr-
preisen fithren. Damit wére die Attraktivitédt des
besonders energieeffizienten und umweltschonen-
den Schienenverkehrs beeintréchtigt, der schon
jetzt einen wesentlichen Beitrag zur Energiewende
leistet. Die Belastung muss also, da die Bahnunter-
nehmen diese nicht mehr tragen kénnen, zusétz-
lich noch vom Fahrgast als Endverbraucher getra-
gen werden, der bereits selbst eine hohe EEG-Um-
lage zahlt.

Esist klar: Die Energiewende kostet Geld. Die Ent-
scheidung aber, den Verkehrstréger, welcher der
Energiewende eindeutig am wirksamsten dient,
mit deren Kosten zusétzlich zu belasten und damit
im Wettbewerb zurtickzudréngen, ist eindeutig der
falsche Weg.

Daniel Brand

Technik- und Umweltrecht, Koordinierung
Nachhaltigkeitsfragen

T 022112345-116

brand@vdv.de
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Der VDV -Lenkungskreis EBus

Die nationalen Aktivitdten im Bereich der E-Mobilitét sind bisher ausschlief3lich am
Individualverkehr ausgerichtet. Es wird aufler Acht gelassen, dass die VDV-Unternehmen
schon jetzt mehr als 60 Prozent aller Transportleistungen im OPNV durch E-Mobile (Ziige,
U-Bahnen, StralRenbahnen) erbringen. Die innerstidtischen Transportleistungen kénnen
aber langfristig durch eine konsequente Umstellung auf elektrische Bussysteme — E-Bus-
Systeme — zu 100 Prozent elektrisch und somit zu 100 Prozent emissionsfrei erbracht
werden. Damit wird der E-Mobilit4t im OPNV im Bereich der urbanen Mobilitit eine Chance
geboten, innovative und gesellschaftlich anerkannte neue Wege zu beschreiten. Fiir die
Umsetzung einer E-Bus-Strategie wird jedoch ein Gesamtsystemansatz bendtigt. Mit dieser
Zielsetzung ist nun der VDV mit dem Lenkungskreis EBus angetreten.
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Die Mobilitdts- und Kraftstoffstrategie in Deutsch-
land und Europa setzt auf eine Verminderung von
CO, bis 2050 um 40 Prozent. Zudem ist deutlich,
dass nur zusammen mit einer Verkehrswende eine
Energiewende vollzogen werden kann. Der OPNV
als ein Schliissel zum Erfolg macht es moglich, die
Umwelt in den Stéddten und die knappen Ressourcen
noch umfassender zu schonen. Die gesellschaftli-
chen und politischen Rahmenbedingungen zeigen in
Richtung E-Mobilitdt und werden im Bereich Indi-
vidualverkehr schon umgesetzt.

Der OPNV war und ist im Bereich einer nachhalti-
gen urbanen Fortbewegung der ,Umweltschiitzer”
und kann diese Rolle mithilfe einer intensiven
Durchdringung noch verstérken und ihr zum Erfolg
verhelfen. Betreiber des OPNV sind auch als Ener-
gieversorger aktiv und geben damit die Mdglichkeit,
fir neue Bereiche auch als ,Energienetzwerker” den
Briickenschlag zu intermodalen Fortbewegungs-
plattformen zu vollziehen.

Fiir den Erfolg des E-Bus-Systems bedarf es eines
Gesamtsystemansatzes, der mittel- und langfristig
vorbereitet werden muss. Ein Systemwechsel kann
nicht umgehend erreicht werden, da die Anforde-
rungen an die neue Technik nicht mit den Fahig-
keiten der heutigen Technik iibereinstimmen. Den
umfassenden Fragestellungen in den verschiede-
nen Bereichen wurde Rechnung getragen durch die
Griindung von Arbeitsgruppen, welche die Anforde-
rungen der Betreiber von Bussystemen aufnehmen
und Ansétze erarbeiten werden.

Zu den folgenden Arbeitspaketen wurden Arbeits-
gruppen eingesetzt:

— Berufe/Qualifikation

— Betriebshofe/Werkstétten
— Fahrzeuge

— Finanzierung/Férderung
— Infrastruktur/Ladestellen
— Marketing

— Planung/Betrieb

Technischbetrachtet ist die Basis eines E-Busses
technologieoffen. Der Basis-E-Busbesitzt einen
elektrischen Antrieb und elektrische Nebenverbrau-
cher. Erst durch das Hinzufligen eines Energiever-
sorgungsmoduls, z. B. eines Energiespeichers, wird er
zum Batteriebus. Weitere Energieversorgungsmo-
dule sind u. a. Stromabnehmer, Brennstoffzellen und
Verbrennungsmotor-Generator-Kombinationen.

Neben der Schaffung einer Austausch- und Informa-
tionsplattform fiir die VDV -Mitglieder steht auch

die Einflussnahme auf eine Standardisierung zur
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit von E-Bussen
und auf die politische Unterstiitzung im Fokus. Hier-
zuwerden Hersteller, Institute, Hochschulen und
weitere Beteiligte eingebunden. Ziel ist es, einen
Leitfaden zu entwickeln, der den Nutzer beider Ein-
fihrungbzw. Untersuchung von E-Bussen unter-
stiitzt.

Die Ergebnisse werden in VDV -Mitteilungen,
VDV -Schriftenund in einem ,Blauen Buch”
zusammengestellt:

— Rahmenempfehlung fiir einen E-Bus -
VDV -Schrift 230/1
— Auswirkungen alternativer Technologien im
Linienbus auf Betriebshdfe — VDV -Schrift 825
— E-Bus im OPNV - ,Blaues Buch”

Die {iberaus umfangreichen und positiven Riickmel-
dungen aus dem Kreis der Mitglieder bestdrken den
VDV und die Teilnehmer des Lenkungskreises darin,
dassdieser Schritt zur rechten Zeit erfolgt ist. Denn
der Weg zum E-Bus kann und wird zur weiteren
Stirkung des OPNV als eines Erfolgsgaranten fiir
dennachhaltigen Verkehr und den Wissensstandort
Deutschland fithren.

Dieter Kaup t
Bussysteme, Elektromobilitdt, Betriebshdfe
und Werkstdtten

Technik und Normung: Bussysteme und Elektromobilitét
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Die VDV -Landesgruppen

Der VDV ist iiber seine neun Landesgruppen in den Regionen aktiv. Die Ubersicht zeigt
den Zuschnitt der Landesgruppen und die jeweiligen Ansprechpartner. Mehr Informationen
zu den VDV -Landesgruppen finden Sie unter www.vdv.de/vdv-landesgruppen.aspx.
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Initiativen der grin-roten Landesregierung zur
OPNV-Finanzierung

2013 hat die griin-rote Landesregierung Initiativen zu einer OPNV-Finanzierungsreform
und der Anderung des Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (LGVFG) gestartet, die
wichtige Weichen fiir die kiinftige Finanzierung des OPNV in Baden-Wiirttemberg stellen
werden. Die VDV -Landesgruppe begleitet diese Initiativen kritisch und konstruktiv.

Beim VDV -
Gesprachsabend
.Mobilitit im Dialog"
am 5. Juni 2013 in
Stuttgart wurde das
Thema OPNV-
Finanzierung einge-
hend mit der Landes-
politik debattiert

Hinter der als OPNV -Finanzierungsreform bezeich-
neten Initiative der Landesregierung steht die Neu-
regelung der Ausgleichszahlungen fiir die Beférde-
rung von Auszubildenden nach § 45a PBefG, die bis
Anfang 2015 neu geregelt werden soll. Die derzeiti-
ge Regelung in Baden-Wiirttemberg mit einer Pau-
schalierung auf der Basis von Daten aus dem Jahr
2005 wird vom Ministerium fiir Verkehr und Inf-
rastruktur (MVI) als iberholt und mittelfristig nicht
mehrrechtssicher erachtet. Als Vorstufe fiir ein
2014 geplantes Gesetzgebungsvorhaben wurde An-
fang 2013 ein Beteiligungsverfahren eingerichtet.
Inmehreren Sitzungen mit Vertretern von Aufga-
bentragern, Verkehrsunternehmen, Verbiinden und
Verbénden wurden Varianten fiir die Neuregelung
erortert. Der VDV hat sich bei diesen Diskussionen
aktivbeteiligt und zunéchst eine eigene Modellvari-
ante eingebracht. Diese orientierte sich an einer
behutsamen Weiterentwicklung der bisherigen
Regelung nach § 45a unter Beriicksichtigung der
schwierigeren demografischen Rahmenbedingun-
genund Entwicklung der Schiilerzahlen insbeson-
dereinvielenlidndlichen Rdumen sowie eines
Unternehmeranspruchs auf die Ausgleichsmittel.

Dasvonder Landesregierung und den Aufgabentri-
gern favorisierte Modell sieht dagegen eine Weiter-
reichung (Kommunalisierung) der Mittel vom Land
andie Aufgabentréger vor und wird aller Voraus-
sichtnachin das Gesetzgebungsvorhaben einge-
bracht werden. Der VDV hat dazu folgende Eckpunk-
te formuliert:

— Sorgféltige Vorgehensweise mit ausreichendem
Zeitbudget zur Ermittlung einer hinreichenden
Datenqualitat fiir die aufgabentrégerspezifische
Status-quo-Abbildung der Mittel (Stufe 1).
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— Zwingende Dynamisierung der seit 2005 pau-
schalierten Mittel zum Ausgleich von Kostenstei-
gerungen und der politischen Durchsetzbarkeit
der von der Landesregierung beabsichtigten An-
reizkomponenten und Neuverteilung der Mittel.

— MehrKlarheitbeider Weitergabe der finanziellen
Mittel von Aufgabentrigern an die Verkehrsun-
ternehmen.

— Planungssicherheit fiir Verkehrsunternehmen
und Aufgabentrager durch mehr Klarheit hin-
sichtlich der Ausgestaltung insbesondere bei einer
Neuverteilung (Stufe 2).

— Bisherige Mittel miissen im ,System OPNV" blei-
benund es darf keine Refinanzierung von zuséatz-
lichem Verwaltungsaufwand aus OPNV - Mitteln
geben.

Nach dem Modell des MVIsollen in einer ersten Stufe
die Status-quo-Mittel von rund 198 Millionen Euro
jahrlich auf die Aufgabentréger verteilt werden. In
einer zweiten Stufe sollen die Mittel nach den Krite-
rien Flache, Fahrgastzahlen und Angebotskilometer
sowie mit einem Demografie- und einem Anreizfak-
tor fiir vertaktete Verkehre insbesondere in ldndli-
chen Gebieten neu verteilt werden.

Beider Novellierung des LGVFG sieht die Landes-
regierung einerseits die Ausweitung der Fordertat-
bestédnde (z. B. Lirmschutz und Kleinmafnahmen
wie Rufbusse etc.) und andererseits eine generel -

le Absenkung der Férderquote von 75 auf 50 Prozent
vor. Begriindet wurde dies seitens des MVImit einer
Uberzeichnung des LGVFG-Programms und dem
Wunschnach der Férderung einer grof3eren Anzahl
von Projekten. Zusammen mit dem Stéddtetag Baden-
Wiirttemberghat die VDV -Landesgruppe diesin ei-
ner gemeinsamen Landespressekonferenz kritisiert
und darauf hingewiesen, dass durch die Anderungen
insbesondere mittelgroRe OPNV - Projekte mit hoher
verkehrlicher Wirkung infrage gestellt wiirden.

Ulrich Weber

Geschidftsfiihrer

VDV-Landesgruppe Baden-Wiirttemberg
T0711 7885-6044

weber@vdv.de
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Verkehrsthemen in einer Hand: Neue Chancen nach der
Landtagswahl 20137

Die Landtagswahlvom 15. September 2013 brachte in Bayern fiir die Branche zwei mafRgebliche
Veranderungen: Zum einen schied die FDP-Landtagsfraktion nach nur einer Legislaturperiode
wieder aus dem bayerischen Landtag aus, zum anderen erfolgte eine Umressortierung der tiber
viele Jahre im Staatsministerium flir Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie
angesiedelten Verkehrsabteilung in das neu gebildete Staatsministerium des Innern, fiir Bau
und Verkehr. Mit der Umressortierung ergibt sich nun die einmalige Chance, den gesamten
Verkehrsbereich in Bayern als Ganzes zu betrachten. Aber auch die Hoffnung, dass ein neuer
Staatsminister den Finanzbedarf der VDV -Unternehmen ernst nimmt.
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Verlust der FDP-Landtagsfraktion

Von seinem Selbstverstédndnis her arbeitete der
VDV Bayern schon immer mit allen Fraktionen zu-
sammen. Auch wenn sich aufgrund der jahrelangen
Mehrheitsverhéltnisse bestimmte Prozesse ein-
geschliffen hatten, wurden alle Fraktionen glei-
chermallen ,bedient”. Dieses galt umso mehr fiir
die FDP-Landtagsfraktion, die gerade in ihrer An-
fangsphase sicherlich einige Startschwierigkeiten
hatte, diese aber dank des Engagements ihres da-
maligen verkehrspolitischen Sprechers sehr schnell
tberwand. Der VDV Bayern fiihlte sich mit seinen
Belangen auch bei der FDP-Fraktion und ihren Ab-
geordneten stets gut aufgehoben, was an dieser
Stelle sehr wohl vermerkt werden soll.

Neuer Ressortzuschnitt

Das Thema Verkehr ist und war fiir das umgebil -
dete Innenministerium nichts Neues, gehort doch
zumindest die ,Oberaufsicht iiber den Strallen-
und Briickenbau"” - so die Originalformulierung

im Koniglich-Baierischen Regierungsblatt vom

26. November 1806 - bereits seit iiber 200 Jahren
zu dessen Kernaufgaben. Mit der Integration der
ehemaligen Verkehrsabteilung wurde nun zusam-
mengefiihrt, was schon immer zusammengehorte.
Bei seinen ersten Auftritten machte Staatsminister
Joachim Herrmann auch schon sehr deutlich, dass
das Thema Verkehr in seiner Gesamtheit einen ho-
hen Stellenwert bei ihm hat. Der VDV Bayern ist
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fir ihn kein unbeschriebenes Blatt, da er zumin-
dest die groflen Unternehmen aus der gemein-
samen Sicherheitspartnerschaft kennt. Entspre-
chend grof sind die Erwartungen an den neuen
Verkehrsminister.

Handlungsbedarf

Der Handlungsbedarf in vielen Bereichen ist un-
verkennbar und wurde natiirlich unmittelbar nach
der Landtagswahl seitens des VDV Bayern gegen-
iiber dem neuen Staatsminister deutlich artikuliert.
Noch véllig offen ist zum Zeitpunkt des Verfassens
dieses Beitrages, ob es nun zu einer Verédnderung
des Ausgleichsverfahrens nach § 45a PBefG

in Bayern kommt.

Auch wenn das alte Verfahren durchaus - wie jedes
pauschalisierte Verfahren — Schwachstellen hatte,
wirft das neue in der Diskussion stehende Verfah-
ren aktuell andere Probleme auf. Einerseits beinhal-
tet es deutliche Verwerfungen. Ferner ist derzeit die
Datenlage nicht ausreichend. Drittens steht auch
die Frage der Rechtssicherheit noch ungeklért im
Raum. Ohne Rechtssicherheit kann der VDV Bayern
einem neuen Verfahren aber keinesfalls zustimmen.

Einen Dauerbrenner stellt natiirlich auch die zu-
nehmend unsichere Fahrzeugférderung dar. Abge-
sehen davon, dass die Busférderung Anfang 2009
von 60 Millionen auf 30 Millionen Euro halbiert
wurde, sind hiervon insbesondere die Verkehrsun-
ternehmen mit Tram- und U-Bahn-Betrieb dra-
matisch betroffen. Statt dass hier fiir eine rasche
Klarheit und zuverlédssige Férderung im Rahmen
des Bayerischen Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetzes (BayGVFG) gesorgt wird, geschieht derzeit
eher das Gegenteil. An dieser Stelle kann der neue
Verkehrsminister beweisen, welchen Stellenwert
er dem OPNV in der Praxis beimisst.

Gerrit Poel

Geschdftsfiihrer
VDV-Landesgruppe Bayern
T 089470-2484
poel@vdv.de



Neue Koalition im Land hat Themen der Mobilitat
auf der Agenda

Hessenhatim September 2013 einen neuen Landtag gewahlt. Politisch steht das Land nun mit
einer neu gebildeten Koalition aus den Parteien CDU und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vor der
Aufgabe, die ndchsten flinf Jahre weiter positivim Sinne der Branche zu gestalten. Erfreulich
sind bereits die ersten Zielsetzungen der neuen Landesregierung, sich nachdriicklich fiir eine
angemessene Finanzierung durch Bundesmittel auch iiber das Jahr 2019 hinaus einsetzen zu

wollen.

VDV-Landesgrup-
penvorsitzender
Michael Budig (links)
gratuliert Staatsmi-
nister Tarek Al-Wa-
zir, MdL (BUNDNIS
90/DIE GRUNEN;
Zweiter von links),
zur Ernennung zum
Minister fiir Wirt-
schaft, Energie,
Verkehr und Lan-
desentwicklung des
Landes Hessen.
Weiterhin gratulier-
ten: Kordula Schulz-
Asche, MdB fiir den
Main-Taunus-Kreis,
und Matthias Kalb-
fuss, neu gewahltes
Vorstandsmitglied
der Landesgruppe.

Sie setzten sich
gemeinsam bei der
Kooperationsveran-
staltung von VDV
und der IHK-Ar-
beitsgemeinschaft
Hessen am 29. Au-
gust 2013 in Frank-
furt am Main fiir den
Wirtschaftsstandort
Deutschland ein:
Oliver Wolff, VDV -
Hauptgeschéftsfith-
rer, und Dr. Riidiger
Grube, Vorstands-
vorsitzender der
Deutschen Bahn AG

Ebenso will das Land die verkehrliche Zweckbin-
dung der Entflechtungsmittel beibehalten. Riick-
blickend auf die abgelaufene Legislaturperiode sind
durch die zahlreichen Initiativen aller fiinf Frakti-
onen im Hessischen Landtag bereits wichtige Im-
pulse fiir die Mobilitdt mit Bussen und Bahnen in
Hessen gesetzt worden. Zu denken ist dabei an die
Bereiche Klimaschutz und Energiewende, an die
Finanzierung von Infrastruktur und Betrieb sowie
an die vernetzte Verkehrspolitik. Weiterhin beste-
hen grof3e Herausforderungen, aber auch Chancen
fir alle Beteiligten im Land. Von zentraler Bedeu-
tung bleibt hierbei aus Sicht des Verbandes in Hes-
sen vor allem die Finanzierung des OPNV. Auch die
Mobilitét in der Flache und im landlichen Raum
wird thematisch ebenso wie die Herausforderungen
in der Metropolregion FrankfurtRheinMain breiten
Raum in der zukiinftigen Debatte einnehmen.
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Infrastruktur fiir gute Arbeit, neue Energie und
eine starke Wirtschaft in Hessen

Der Verschleil3 der Verkehrsinfrastruktur bedroht
auch die Wettbewerbsfihigkeit Hessens. Dies
machte der VDV Hessen gemeinsam mit der
Arbeitsgemeinschaft hessischer I[HKs im Rahmen
der Reihe ,Infrastruktur — Wege fiir morgen: Die
Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung -
Herausforderungen und Perspektiven” bei einer
Kooperationsveranstaltung Ende August 2013 in
Frankfurt am Main deutlich. Dr. Rlidiger Grube,
Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bahn AG,
und Oliver Wolff, Hauptgeschaftsfithrer des VDV,
betonten gemeinsam auf dem Podium die Bedeu-
tung des Verkehrstrégers Schiene. Deutschlands
Schienenwege seien die Lebensadern der Industrie
und bildeten das Riickgrat fiir den Export. Michael
Budig, Vorsitzender der Landesgruppe Hessen im
VDV und Kooperationspartner der Veranstaltung,
erginzte in seinem Beitrag, dass die wirtschaft-
lich erfolgreiche Region FrankfurtRheinMain von
der tagtdglichen Mobilitdt von Millionen Menschen
lebe. Eine gut funktionierende OPNV-Infrastruk-
tur sei hierfiir eine absolut wichtige Bedingung. Um
die Finanzierung auch in Zukunft zu gewéhrleis-
ten, brauche es den Bund und die Lénder als star-
ke Partner der Kommunen in Hessen. Es sei dariiber
hinaus gut und richtig, dass alle Partner aus Wirt-
schaft, Wissenschaft, Hochschulen und Politik in
der Region FrankfurtRheinMain und im Bundes-
land Hessen insgesamt dazu beitragen, dieses The-
ma auch im Jahr 2014 weit oben auf der landespoli-
tischen Agenda zu halten.

Bernhard Géssl
Geschdftsfiihrer
VDV-Landesgruppe Hessen
T 069 213-22432
gaessl@vdv.de
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Niedersachsen hat gewahlt

Die neue niedersichsische Landesregierung startete nach Abschluss des Koalitionsvertrages
mit einer Gesetzesinitiative fiir ein Tariftreue- und Landesvergabegesetz. Es wurde bereits am
30. Oktober 2013 beschlossen. Im § 4, Tariftreue und besondere Mindestentgelte” wurde
festgelegt, dass die Unternehmen die Beschéftigten auf Basis eines reprisentativen
Tarifvertrages zu vergiiten haben, wenn Vergaben 6ffentlicher Auftraggeber stattfinden.
Somit sind die Verkehrsunternehmen entweder in ihrer Rolle als Vergabestelle oder als
Auftragnehmer betroffen. Das Gesetz ist ab dem 1. Januar 2014 anzuwenden. Bisher wurde fiir
den straRengebundenen OPNV lediglich der Tarifvertrag TV-N fiir reprisentativ erklirt. Das
derzeitige Spektrum der in der Anwendung befindlichen Tarife ist jedoch wesentlich
heterogener. Daher sind weitere Tarifvertrage in die Liste der reprisentativen Tarifvertrage

aufzunehmen.

Die Stadtwerke
Osnabriick nehmen
Elektrobusse in
Betrieb
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Als weitere Gesetzesinitiative hat die Landesregie-
rung einen Gesetzentwurf fiir ein Landesgemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz (LGVFG) eingebracht.
Zukinftig soll es wieder eine Fahrzeugférderung
geben. Des Weiteren sollen Beschleunigungsmald-
nahmen ,sowie sonstige Vorhaben zur Verbesse-
rung fiir die OPNV-Nutzer" férderfihig werden.
Positiv ist auch, dass Grunderneuerungen férder-
fahig werden. Mit dem Gesetz soll auch die Finanz-
ausstattung zugunsten des OPNV verbessert wer-
den. Demnéchst sollen 60 Prozent der Mittel fiir
OPNV-MaRnahmen bereitstehen.

Das vierte EU-Eisenbahnpaket beschéftigt sich
vor allem mit den nichtbundeseigenen Eisenbah-
nen. Sind sie doch fiir ihren Busbetrieb von den
moglichen Regelungen sowohl zur EU-Verordnung
1370/2007 betroffen als auch zu den Ausfithrungen
des sogenannten technischen Teiles. Die Ansétze
der Interoperabilitét werden fiir grofie, global tétige
Eisenbahnverkehrsunternehmen tiberwiegend
positiv gesehen. Im Schulterschluss mit dem Land

Niedersachsen wird eine Konzentration der Zu-
stdndigkeit auf européischer Ebene fiir kleine
Bahnverkehrsunternehmen mit geringem Ver-
kehrsaufkommen und niedriger Streckenge-
schwindigkeit aufgrund der negativen Folgen je-
doch abgelehnt.

Sehr begriifit wird das Gesetz zum Ausbau und zur
Erneuerung der Schieneninfrastruktur fiir nicht-
bundeseigene Eisenbahnen. Durch das Gesetz
stehen diesen nun auch Bundesmittel fiir die Infra-
strukturunterhaltung zur Verfiigung. Um die ent-
sprechenden Antrége stellen zu kénnen, wurde
eine Fortbildungsveranstaltung durchgefiihrt.

Die OPNV-Unternehmen verfolgen auch weiter-
hin alle Méglichkeiten, Fahrzeuge mit alternativen
Antriebssystemen in Einsatz zu bringen. Beispiels-
weise hat die {istra Hannoversche Verkehrsbetrie-
be AG mehrere Hybridgelenkbusse angeschafft. Die
Stadtwerke Osnabriick haben eine weitere Buslinie
eingerichtet, die ausschlieBlich mit Elektrobussen
betrieben wird.

Dr. Holger Kloth

Geschdftsfiihrer

VDV-Landesgruppe Niedersachsen/Bremen
T 0511 1668-2000

kloth@vdv.de
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Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-
Holstein stehen vor neuen Landesverkehrsplanen

Die Herausforderungen sind in den von der Landesgruppe betreuten Ladndern sehr
unterschiedlich: Wahrend in Hamburg der Zugang zum OPNV weiter erleichtert und
modernisiert wurde, geht es in den Fldchenldndern darum, Unternehmensinteressen bei den
Landesnahverkehrspldanen und Tariftreueregelungen zu beriicksichtigen.

Der switchh Punkt
an der Haltestelle
Berliner Tor ist der
drittgroRte OPNV-
Knotenpunkt in
Hamburg

Seit Mai 2013 gibt es in Hamburg mit ,switchh"” von
der Hamburger Hochbahn AG einen neuen zentra-
len Zugang zu den unterschiedlichen Mobilitats-
diensten. Durch eine zugehorige App wird die HVV -
Fahrplanauskunft multimodal ergénzt. Zuséatzlich
zu den Informationen iiber die beste OPNV-Ver-
bindung werden komplementére Mobilitdtsange-
bote anderer Unternehmen bis hin zur Méglichkeit
einer Reservierung von Europcar- und car2go-
Fahrzeugen angezeigt. In Planung ist eine gemein-
same Abrechnung fiir alle Mobilitdtsdienstleistun-
gen. Nach der Er6ffnung des ersten switchh Punktes
an der Haltestelle Berliner Tor mit U-Bahn, S-Bahn,
Bus, StadtRAD, Taxen, Parkplétzen fiir car2go und
Europcar sowie Abstellplatzen fiir private Fahrra-
der gibt es seit Dezember 2013 zwei weitere switchh
Punkte in Bergedorf und Harburg. Insgesamt sind
bis zu 15 switchh Punkte an Schnellbahnhaltestellen
im gesamten Hamburger Stadtgebiet geplant.

Zudem konnte im Juni 2013 das Vergabeverfahren
fir die S-Bahn-Leistungen fiir die Jahre 2018 bis
2033 erfolgreich abgeschlossen werden. Abgesehen
von der Kosteneinsparung von 15 Prozent fiir die
Aufgabentréger wird die S-Bahn Hamburg GmbH
wahrend der Laufzeit neue Fahrzeuge beschaffen
und Werkstétten modernisieren. Die neuen Fahr-
zeuge kénnen nach Laufzeitende auch an einen
moglichen neuen Betreiber zu festen Konditionen
verkauft werden.

In Mecklenburg-Vorpommern war die Interes-
sen- und Lobbyarbeit insbesondere geprégt von
der aktiven Mitarbeit an allen OPNV -relevanten
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gesetzlichen Bestimmungen, Verordnungen und
Richtlinien, so etwa an einer Tariftreueregelung, die
allen Richtlinien und Verordnungen des Landes fiir
die Ausreichung von Mitteln zugrunde gelegt wird.
Ein weiterer Schwerpunkt war die Arbeit an ei-
nem neuen integrierten Landesverkehrsplan. Dieser
wird als verkehrstrégeriibergreifender Rahmenplan
verstanden, auf dessen Grundlage weitere Unterset-
zungen aufbauen werden, wie z. B. der im Jahr 2014
fortzuschreibende OPNV-Landesplan und die regi-
onalen Nahverkehrsplédne. Das 8. Verkehrsforum im
Mai2013 in Rostock-Warnemiinde widmete sich
dem Thema ,Europarechtskonforme Liniengeneh-
migung unter dem Blickwinkel des neuen PBefG"
und stieR schon deshalb auf grofRe Resonanz, weil
alle bestehenden Busliniengenehmigungen zwi-
schen 2014 und 2017 mit einem Héhepunkt zum
Jahreswechsel 2015/16 auslaufen.

In Schleswig-Holstein gab es in der Verkehrspolitik
zwei zentrale Themen: Zum einen hat das Land ein
neues Tariftreuegesetz beschlossen, das aufgrund
der noch anstehenden Beratungen {iber die Repra-
sentativitdt von Tarifvertragen erst Mitte 2014 sei-
ne volle Wirksamkeit entfalten wird. Hier wird sich
die Landesgruppe wie bisher weiter nachdriicklich
dafiir einsetzen, dass alle bestehenden Tarifvertré-
ge im SPNV wie im straBengebundenen OPNV in das
Tariftreuegesetz einbezogen werden. Zum anderen
steht ein neuer Landesnahverkehrsplan fiir die Jahre
2013 bis 2017 vor der Verabschiedung, dessen Ent-
wurf iiberaus kontrar diskutiert worden ist und sich
u.a. mit der Schaffung eines Aufgabentragerver-
bundes fiir Schleswig-Holstein, der kiinftigen
nah.sh GmbH, auseinandersetzt. Hier ging es dar-
um, die berechtigten Interessen der Verkehrsunter-
nehmen in das neue Konstrukt einflieRen zu lassen.
Dariiber hinaus gab es wichtige verkehrspolitische
Themen, die angesichts des schleswig-holsteini-
schen Vorsitzes in der Verkehrsministerkonfe-

renz gegeniiber dem Verkehrsminister, aber auch im
Rahmen von zahlreichen Gespriachen mit Parlamen-
tariern angesprochen wurden.

Dr. Joachim Schack
Geschidftsfiihrer
VDV-Landesgruppe Nord
T 043161427
schack@vdv.de
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Ziel erreicht — ,grine” Busse fiir ganz NRW

2010 hat der VDV dem Umweltministerium in NRW in einer Selbstverpflichtung zugesagt,
bis Ende 2015 im Regelbetrieb nur noch Busse mit griiner Plakette einzusetzen. Im Gegenzug
werden Ausnahmegenehmigungen fiir das Befahren von Umweltzonen erteilt, die in NRW
zahlreich eingerichtet werden mussten. Dieses Ziel erreichen die VDV -Mitgliedsunterneh-
men deutlich schneller, voraussichtlich schon in diesem Jahr.

Klimaschutz bei
der Rheinbahn mit
Leichtbaubussen

I
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AReinhahn

Die EU hatte fiir NRW intensivere Aktivitdten zur
Luftreinhaltung eingefordert, besonders fiir das
Ruhrgebiet. Vor diesem Hintergrund wollte das
Land die Unternehmen verpflichten, alle Busse
ohne griine Plaketten, die in Umweltzonen einfah-
ren sollen, mit Partikelfiltern nachzuriisten. Diese
nachgertisteten Busse reduzieren zwar den Fein-
staubausstof, erhéhen aber die Stickoxidemissio-
nen. Allerdings ist mittlerweile nicht mehr der ver-
kehrsbedingte Feinstaub, sondern die Stickoxid-
belastung besonders problematisch. Statt erhebliche
Investitionsmittel fiir eine letztlich kontraproduk-
tive Nachriistung zu binden, hat der VDV NRW
deshalb vorgeschlagen, die Investitionen in neue
Fahrzeuge vorzuziehen.

In einer Selbstverpflichtung haben sich die VDV -
Unternehmen gemeinsam mit dem Stddtetag NRW
gegeniiber dem Land verpflichtet, bis spétestens
Ende 2015 im Regelbetrieb nur noch Busse mit grii-
ner Plakette einzusetzen. Zur Evaluierung der Flot-
tenqualitdt wurde 2013 eine Vollerhebung durch-
gefiihrt. Das Ergebnis war sehr erfreulich, weil die
VDV -Mitgliedsunternehmen schon deutlich frii-
her auf Busse ohne griine Plakette im Regelbetrieb
verzichten kénnen. Der Anteil der Busse mit griiner
Plakette ist bereits innerhalb von vier Jahren von
48,6 auf 78,8 Prozent angestiegen. Busse mit der
aktuellen Abgasnorm EEV/Euro VI haben sich auf
tiber 3000 Fahrzeuge vervierfacht.

Damit haben die VDV-Unternehmen iiber die am-

bitionierte Investitionslinie zuséatzlich weitere 180
schadstoffarme Busse im Wert von 40 bis 45 Milli-
onen Euro in Betrieb genommen. Dieser Trend wird
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sich 2014 und 2015 fortsetzen. 2015 werden dann
iiber 92 Prozent der VDV -Busflotte eine griine Pla-
kette haben. Damit wiirde die Selbstverpflichtung
um 5,6 Prozentpunkte iibertroffen. Oder anders for-
muliert: Die Unternehmen haben in weitere 300
Busse iber 70 Millionen Euro zusétzlich investiert.

Die Detailauswertung zeigt, dass oft sofort in neu-
este Umwelttechnologie investiert wird, sobald sie
am Markt verfiigbar ist, und nicht erst, wenn der
Gesetzgeber es verlangt. Interessant ist auch die
Strategie der Rheinbahn AG: Sie hat 60 Leicht-
baubusse vom niederlédndischen Hersteller VDL
beschafft, die aufgrund ihrer Gewichtsersparnis
rund 20 Prozent weniger Diesel verbrauchen. Das
bedeutet neben dem proportional geringeren
SchadstoffausstoR vor allen Dingen einen deutlich
wirtschaftlicheren Betrieb. Hier wird jenseits der
Hybridbustechnologie noch ein erhebliches Opti-
mierungspotenzial des reinen Dieselantriebs er-
kennbar. In NRW folgen aktuell die Niederrheini-
sche Verkehrsbetriebe AG (NIAG), die Stadtwerke
Miinster und die Kélner Verkehrs-Betriebe AG
(KVB) der Rheinbahn AG.

Diese Vereinbarung hat bewiesen, dass es jenseits
des administrativen Zwangs Handlungsalternati-
ven auf freiwilliger Basis gibt, die dem angestrebten
Ziel deutlich besser, kostengilinstiger und schneller
gerecht werden. Von den umwelteffizienten Bus-
sen profitiert die Luftqualitit nicht nur in den Um-
weltzonen, sondern im ganzen Land NRW. Dieses
Investitionsverhalten trotz der angespannten Fi-
nanzsituation der Unternehmen und ihrer Eigen-
tlmer ist dariiber hinaus nicht nur ein Beleg fiir das
Selbstverstdndnis der VDV -Mitgliedsunternehmen
als umweltfreundliche Verkehrsdienstleister, son-
dern auch Zeichen ihres gesamtgesellschaftlichen
Verantwortungsbewusstseins. Diese kooperative
Form, gemeinsam Ziele zu erreichen, kann also nur
empfohlen werden.

Volker Wente

Geschdftsfiihrer

VDV-Landesgruppe Nordrhein-Westfalen
T022157979-138

wente@vdv.de



Landesgruppe Ost — Schritt fiir Schritt

Mit kleinen Schritten geht es voran. Brandenburg will die OPNV - Mittel um 2 Millionen Euro
proJahranheben. In Sachsen-Anhalt wird vorsichtig iiber Landesmittel fiir nichtbundeseigene
Eisenbahnen (NE) nachgedacht. In Berlin ist der neue Verkehrsvertrag zwischen dem Senat und
den Berliner Verkehrsbetrieben (BVG) zu Ende verhandelt — mit Steigerungen in zweistelliger
Millionenhéhe. Schritte nach vorn? Jein, denn ausreichend sind die Mittel nicht.

Wie geht's weiter auf dem Land? In den Flidchen-
staaten Brandenburg und Sachsen-Anhalt ist die
Diskussion iiber die Perspektiven des landlichen
Raums noch lange nicht beendet. Ziel der Landes-
regierungen ist hier wie dort eine Reduzierung der
Kosten bei gleichzeitiger Verbesserung der Qua-
litat. Als VDV -Landesgruppe haben wir in beiden
Landern eigene Arbeitsgruppen gebildet, die insbe-
sondere die wirtschaftlichen Auswirkungen bei der
Umstellung von Linienverkehr auf flexible Bedien-
formen untersuchen sollen. Spétestens in der zwei-
ten Jahreshélfte 2014 werden wir unsere Ergebnis-
se vorstellen.

Gesetzesinderungen mit vielen Fragezeichen

Die Lander Brandenburg und Sachsen-Anhalt set-
zen ihren Riickzug aus der Verantwortung fiir den
kommunalen OPNV fort. Brandenburg dndert der-
zeit sein OPNV -Gesetz. Positiv ist die Erh6hung
der Mittel fiir den OPNV um 2 Millionen Euro. Was
ist aber mit der jahrlichen Dynamisierung der Mit-
tel um 1,5 Prozent? Diese Mittel vereinnahmt das
Land, gibt sie jedoch nicht an die Aufgabentrager
weiter. Unverstindnis ruft bei Verkehrsunterneh-
men, Aufgabentrigern und Fahrgastverbdnden
aullerdem die geplante Pauschalierung der Investi-
tionsférderung fiir Stralenbahnen in Héhe von

5 Millionen Euro pro Jahr an die Aufgabentriger
hervor. Allgemein gilt als erwiesen, dass diese Mit-
tel deutlich zu niedrig angesetzt sind (rund 10 Mil-
lionen Euro wiren erforderlich).

Erhebliche Diskussionen 16st in Sachsen-Anhalt
eine mégliche Uberfithrung der Ausgleichsleistun-
gen fiir den Ausbildungsverkehr in das kommunale
Finanzausgleichsgesetz aus. Welche Vorteile sollen
mit einem derartigen Verfahren verbunden sein?
Wir sehen ausschlieflich grof3e Verunsicherung
fiir Aufgabentrager und Verkehrsunternehmen
iber Verfiigbarkeit und Verwendungsnachweis der
Mittel. Inzwischen gibt es Signale, dass die Landes-
regierung ihre Plidne noch einmal tiberdenkt.

In Berlin werden die bisherigen Zahlungen des
Landes an die BVG von 262 Millionen Euro pro Jahr
auf 284 Millionen Euro pro Jahr erhéht. Vereinbart
wurde aullerdem ein System fiir mehr Transparenz
bei der Beschaffung neuer Fahrzeuge. Insgesamt
werden auch in Berlin in den kommenden Jahren
erhebliche Mittel fiir Investitionen fehlen, wenn
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bestehende Finanzierungsquellen nicht ausgebaut
werden konnen.

Der Blick richtet sich auf den Bund. Die Landes-
gruppe Ost hat am 28. November 2013 deshalb ei-
ne Veranstaltung zur Infrastrukturfinanzierung
durchgefiihrt. Senator Miiller, Minister Vogelsdn-
ger, Minister a.D. Dr. Daehre und Frau Dr. Nikutta
diskutierten vor mehr als 100 Gé&sten. Die Landes-
gruppe sieht die Infrastrukturfinanzierung auch
weiterhin - so Frau Dr. Nikutta — als zentrales
Thema der Interessenvertretung an.

Unternehmerisches Engagement im
Schienengiiterverkehr gewollt?

These: Die Unterstiitzung der Lander fiir die Infra-
struktur von NE reicht nicht aus. Wenn eine Ver-
lagerung von Verkehren auf den umweltfreund-
lichen Verkehrstriger Schiene gewollt ist — und
diese Aussage treffen die Lander unisono -, dann
muss gerade auf der letzten Meile mehr Unterstiit-
zung erfolgen. Nur wenn Umschlagstellen auch in
der Fliche und bei groRen Verladern leistungsfahig
prasent sind, konnen Verkehre nachhaltig verlagert
werden. Wir haben bei einem parlamentarischen
Abend in Magdeburg und im Rahmen einer ge-
meinsamen Veranstaltung mit dem Bundesverband
offentlicher Binnenhéfen in der Brandenburger
Landesvertretung beim Bund auf diese Diskrepan-
zen aufmerksam gemacht und werden auch 2014
mehr Engagement der Lénder einfordern. Sach-
sen-Anhalt verfiigt zumindest {iber einen ,kleinen”
Haushaltstitel fiir den Schienengiiterverkehr. Ist
das ausbaufahig?

Interna

Seit April 2013 steht eine Frau an der Spitze der
VDV -Landesgruppe Ost. Die Vorstandsvorsitzende
der BVG, Frau Dr. Sigrid Nikutta, wurde einstim-
mig gewdhlt.

Werner Faber
Geschidftsfiihrer
VDV-Landesgruppe Ost
T 030 399932-16
faber@vdv.de
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Nachhaltige Mobilitat: Der strukturellen Dualitat in Sachsen
und Thiringen Rechnung tragen

Im immer schwieriger werdenden gesellschaftlichen und politischen Umfeld war es auch im
Jahr 2013 wieder notwendig, durch verschiedenste Veranstaltungen, Projekte und Kontakte
das politische Lobbying fiir Busse und Bahnen zu intensivieren. Schlie8lich konkurriert
unsere Branche bei der Finanzausstattung mit nicht minder wichtigen anderen gesell-
schaftlichen Bereichen.

Triebwagen der
Burgenlandbahn in
RofRleben/Thiiringen.
Schiiler des Kloster-
gymnasiums Rof3le-
ben auf der Fahrt in
die Ferien.
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Die verbandspolitische Arbeit differenziert sich
zunehmend entsprechend der Dualitdt in den bei-
den Freistaaten: einerseits die Wachstumsstid -

te Chemnitz, Dresden und Leipzig in Sachsen und
Erfurt, Jena und Weimar in Thiiringen, anderer-
seits die landlichen Rdume, die in beiden Freistaa-
ten den grof3ten Teil der Landesfldche mit einem vor
allem in Thiringen iberwiegenden Anteil der Be-
volkerung stellen. Dabei gibt es aber auch im lédnd-
lichen Raum grofle Unterschiede. Dies ist abhéngig
von der jeweiligen Situation, dem engeren Umland
der Stédte, den zentralen Orten (hier vor allem die
Mittelzentren) und den touristisch relevanten Ge-
bieten. Nicht zuletzt ist auch einem nicht geringen
Anteil an Landesflédche mit abnehmender Bevélke-
rung und strukturellen Problemen konzeptionell in
der Verbandsarbeit Rechnung zu tragen. So griin-
dete die Landesgruppe fiir den Freistaat Thiirin-
gen eine ,Zukunftswerkstatt OPNV" im landlichen
Raum, wo neben den Mitgliedsunternehmen auch
unsere Partner (das private mittelstdndische Om-
nibusgewerbe, die kommunalen Spitzenverbénde,
die Landesnahverkehrsgesellschaft fiir den SPNV-
Aufgabentrager und eine Vielzahl von kommuna-
len Gebietskorperschaften) Losungswege fiir die
innovative Neugestaltung des OPNV im léindlichen
Raum suchten.

Fachexkursionen, Fachsymposien und Workshops
fihrten zu einem Ergebnis, das uns in der nichsten
Zeit weiter intensiv beschéftigen wird: die Kon-
zeption eines Bus/Bahn-Landesnetzes. Ein Qua-
litatsnetz, das basierend auf der zentraldrtlichen
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Gliederung des Freistaates Thiiringen die Erschlie-
Rung aller Landesteile zum Ziel hat und welches
das kiinftige Riickgrat des regionalen OPNV bilden
soll. An dieses Grundnetz sollen sich weitere Ange-
bote im ldndlichen Raum andocken und damit der
Notwendigkeit der Entwicklung mehrstufig dif-
ferenzierter und hierarchisierter Bedienmodelle
Rechnung tragen. Aber auch die Rahmenbedingun-
gen des Thiiringer OPNV forderten unser intensi-
ves Engagement, um vor allem die Finanzierung der
OPNV-Angebote und unserer Verkehrsunterneh-
men sicherzustellen. Das betrifft vor allem die Fort-
schreibung des Nahverkehrsplanes fiir den SPNV
im Freistaat Thiiringen, den neuen Landesentwick-
lungsplan Thiiringen 2025, die Richtlinien zur Fi-
nanzierung des OPNV im Allgemeinen, den Aus-
gleich von Mindereinnahmen und Mehraufwen-
dungen im Ausbildungsverkehr, die Férderung von
Investitionen im OPNV und OPNV-Kooperationen.
Es bleibt die stindige Aufgabe auch in den Folge-
jahren, das verkehrlich notwendige und politisch
gewollte OPNV - Angebot ausreichend, verstetigt
und dynamisiert finanziell zu sichern.

Die Férderung der Beschaffung von Kraftomnibus-
sen im Linienverkehr im Freistaat Sachsen konnte
gesichert und den Unternehmen des regionalen
OPNV zumindest hier eine bessere Perspektive
verschafft werden.

Eine groRe Rolle in der Verbandsarbeit im Freistaat
Sachsen spielte die durch einen externen Gutachter
im Auftrag der VDV -Landesgruppe durchgefiihrte
Untersuchung des Investitionsbedarfes im strallen-
gebundenen OPNV. Der hierbei ermittelte und fach-
lich allseits anerkannte Finanzbedarf wird eine
wesentliche Rolle bei den verbandspolitischen For-
derungen des VDV gegentiber der Politik im Frei-
staat Sachsen spielen.

Matthias Scheidhauer

Geschdftsfiihrer

VDV-Landesgruppe Sachsen/Thiiringen
T 03643 498964

scheidhauer@vdv.de



Herausforderungen des demografischen Wandels
annehmen - Verkehrszukunft gestalten

Die VDV -Landesgruppe Stidwest hat die durch den demografischen Wandel entstehenden
Herausforderungen fiir die Verkehrsbranche zu einem Schwerpunktthema des Jahres 2013
gemacht. Der demografische Wandel und seine Folgen betreffen Rheinland-Pfalz und das
Saarland schon heute stérker als andere Bundeslénder.

Speziell fiir die ldndlichen Regionen der beiden
Lander wird bis 2030 ein drastischer Bevélke-
rungsriickgang vorausgesagt, der noch viel starker
ausfillt, wenn man nur die jlingere Generation be-
trachtet. Damit gefdhrdet der demografische Wan-
del aulerhalb der dynamischen Metropolregionen
die Sicherstellung einer ausreichenden Mobilitét,
denn mit den Bevdlkerungszahlen sinken auch die
Anzahl der Nutzer des OPNV und die Einnahmen
der Verkehrsunternehmen. Sehr greifbar ist diese
Situation bei den Schiilerverkehren, die im l4nd -
lichen Raum einen wesentlichen Finanzierungs-
baustein fiir den OPNV darstellen. Bei dem prog-
nostizierten Rlickgang der Schiilerzahlen um bis
zu 25 Prozent bis 2030 droht den Verkehrsunter-
nehmen im Stidwesten bereits kurz- und mittel -
fristig eine kaum zu fiillende Finanzierungsliicke.

Prognose der Bevolkerungsentwicklung im Saarland und in
Rheinland-Pfalz 2009 bis 2030
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Im Rahmen der ersten Demografiewoche des Lan-
des Rheinland-Pfalz hat die Landesgruppe Stidwest
im Oktober 2013 mit dem ,Demografietag des Nah-
verkehrs” in Nierstein am Rhein eine viel beachtete
Fachveranstaltung organisiert, die der Branche ein
Forum bot, um innovative Konzepte und Losungs-
ansétze zur Erhaltung einer Grundversorgung an
straRen- und schienengebundenem OPNV im lind-
lichen Raum zu erértern, und einen direkten Aus-
tausch mit den politischen Entscheidungstrégern
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des Landes ermoglichte. Im Kontext der Veran-
staltung forderte die VDV -Landesgruppe Stidwest
Bund und Land auf, eine Erweiterung der Mittelbe-
reitstellung sowie eine langfristige Dynamisierung
und bedarfsgerechte Verteilung der Gelder sicher-
zustellen.

Ein weiterer Schwerpunkt der politischen Arbeit
der Landesgruppe war, wie schon in den Vorjahren,
das Engagement fiir eine faire und tragfdhige Aus-
gestaltung der kiinftigen Ausgleichsleistungen im
Ausbildungsverkehr in Rheinland - Pfalz. Hier ist
nun endlich der entscheidende Durchbruch auf dem
Weg zu einer sogenannten Preis-Preis-Regelung
gelungen. Die Europédische Kommission hat dieses
Modell nach eingehender beihilferechtlicher Prii-
fung notifiziert und somit den Weg fiir das rhein-
land - pfélzische Landesgesetz Giber den Ausgleich
von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im
Ausbildungsverkehr (LAGV) frei gemacht. Die neue
Landesregelung wird nun zu einem Ausweg aus
der bisherigen Abwértsspirale bei den Ausgleichs-
mitteln fihren. Nicht zuletzt deshalb hatte sich

die Landesgruppe in den letzten Jahren fiir dieses
Modell eingesetzt.

Im Saarland geht es in Zeiten des Haushaltsnot-
standes und der Schuldenbremse vordringlich dar-
um, das heutige Maf an Grundversorgung und
Daseinsvorsorge zu erhalten. Besondere Beachtung
verdient auch weiterhin der fiir die Region so
wichtige grenziiberschreitende Verkehr nach
Frankreich. Hier gab es kurz nach dem Jahreswech-
sel 2014 eine gute Nachricht: Nach langen Ver-
handlungen wurde die Saarbahnverbindung ins
franzosische Saargemiind durch eine neue deutsch-
franzdsische Regelung bis Ende 2016 gesichert.
Zuvor hatten die angekiindigten drastischen Erhé-
hungen der sogenannten Haltegebiihr fiir Ziige in
franzésischen Bahnhofen durch die Betreiberge-
sellschaften die Aufrechterhaltung dieser Verbin-
dung lange Zeit gefdhrdet.

Uwe Hiltmann
Geschdftsfiihrer
VDV-Landesgruppe Stidwest
T06131 126866
hiltmann@vdv.de
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Mehr (((eTicket fiir Deutschland — Giber 250 Partner sind dabei

Ein kraftiger Entwicklungsschub hat das Jahr 2013 geprégt. Inzwischen haben sich iiber 250
Verkehrsunternehmen und Verkehrsverbiinde fiir (((eTicket Deutschland nach dem Standard der
VDV -Kernapplikation entschieden. Die zehnmillionste Chipkarte wurde produziert. Und es hat
sogar eine Ausdehnung in das benachbarte Ausland gegeben. Der Aufbau von eTicket Luxemburg
nach der VDV -Kernapplikation ist 2013 gestartet. Insgesamt werden tiber die eTicket-Systeme
in Deutschland bereits rund 1,5 Milliarden Euro Fahrgeldeinnahmen abgewickelt.
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Dasbrancheneigene Unternehmen fiir (((eTicket
Deutschland - die VDV -Kernapplikations GmbH &
Co.KG - nimmt diese Entwicklung zum Anlass fiir
eine eigene Neuausrichtung. Mehr Dienstleistun-
gen fiir die OPNV-Branche und die Zulieferindustrie
werden die Gesellschaft zunehmend pragen. Um die-
sen Wandel auch klar nach au3en zu unterstreichen,

firmiert das Unternehmen zum Jahreswechsel unter
dem neuen Namen VDV eTicket Service.

VDV eTicket Service — Dienstleister fiir die
OPNV-Branche

Die Bediirfnisse der OPNV-Branche, aber auch der
Zulieferindustrie stehen klar im Fokus. Darum hat
der VDV eTicket Service Mitte 2013 damitbegon-
nen, sein Produktportfolio umzustrukturieren. Mit
den Angeboten (((eTicket Ready, FULL (((eTicket
und (((eTicket Barcode stehen nun Produktpakete
fir Verkehrsunternehmen und -verbiinde zur Ver-
fiigung. Alle iiblichen Leistungen, die OPNV-Un-
ternehmen fiir den eigenen Betrieb von (((eTicket
Deutschland benétigen, sind nun iibersichtlich zu-
sammengefasst. Lieferanten von Hard - und Soft-
ware konnen das Herstellerpaket buchen. Darin ist
der Service geblindelt, der typischerweise fiir Ent-
wicklungsarbeiten von eTicket-Komponenten ge-
braucht wird. Die Produktgestaltung wird noch
weiter fortgesetzt.

Die Umsetzung der VDV -Smartphone-Strategie
war 2013 eines der Schwerpunktthemen beim VDV
eTicket Service. Kern dieser Strategie ist die Vernet-
zung aller HandyTicket-Systeme in Deutschland.
Damit sollen die Fahrgéste mit der App ihrer persén-
lichen Wahlin allen Regionen iiber das Smartphone
OPNV -Tickets kaufen kénnen.

(=

Das Projekt zur Entwicklung des fiir diese Strate-
gie notwendigen Interoperablen Produkt-Service-
Interface (IPSI) wurde im Frithjahr 2013 gestartet.
Bereitsim Herbst konnten die Spezifikationsarbei-
ten abgeschlossen werden. Das Jahr 2014 werden die
Verkehrsunternehmenund -verbiinde nun dafiir
nutzen kdnnen, die Schnittstellen fiir die deutsch-
landweite Vernetzung in ihre HandyTicket-Sys-
teme einbauen zulassen. Der VDV eTicket Service
wird zeitgleich einen zentralen interoperablen Pro-
duktservice aufbauen und in Betrieb nehmen. Uber
diesen technischen Dienst werden die einzelnen
HandyTicket-Systeme operativ vernetzt.

GroRflachige Wirkung der VDV -Smartphone-
Strategie

Zahlreiche Partner unterstiitzen den VDV eTicket
Servicebeider Smartphone-Strategie. Verkehrsun-
ternehmen und -verbiinde aus den Regionen Berlin,
Hamburg, Rhein-Ruhr, Rhein-Sieg, Rhein-Main,
Nirnberg, Stuttgart und Miinchen sowie die Deut-
sche Bahn sind mit dabei und wollen 2015 ihren
Kunden die neue Servicequalitét anbieten. Fiir alle
weiteren Regionen steht der VDV eTicket Service
bereit, diese ebenfalls anzubinden.

Diekréftige Entwicklungbei (((eTicket Deutschland
hatbei vielen OPNV-Unternehmen, Beratern und in
der Industrie zu einer verstérkten Fachkraftenach-
frage gefiihrt. Viele Firmen bauen in diesem speziel -
len Bereich Personal auf, das dann zum Thema VDV -
Kernapplikation eingearbeitet werden muss. Hier
wird der VDV eTicket Service zunehmend unter-
stiitzen und entsprechende SchulungsmaRnahmen
anbieten. Know-how-Transfer und Wissensma-
nagement gehdren damit auch zu den Erfolgsfakto-
ren fiir (((eTicket Deutschland.

Nils Zeino-Mahmalat
Geschdftsfiihrer

VDV eTicket Service GmbH & Co. KG
T 0221716174-112

zeino@vdv.de
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Betriebliche Einstiegs- und Nachqualifizierung -

eine neue Bildungssaule

Berufsausbildung, duales Studium und berufliche Weiterbildung bilden die drei Sdulen der

betrieblichen Qualifizierung. Quantitative Schrumpfungs- und Differenzierungstendenzen
in den Arbeitsmérkten und ein verdndertes Bildungsverhalten der Jugendlichen setzen den
Aufbau einer vierten Bildungsséule auf die Agenda. Das ist Voraussetzung, um den Bedarf

nach Fachkréften auch kiinftig decken zu kénnen.

Die kiinftigen jungen Generationen werden quan-
titativ schrumpfen. Bis zum Jahre 2025 werden
200000 Schulabsolventen weniger den Ausbil-
dungsmarkten zur Verfiigung stehen. Damit geht
ein verdndertes Bildungsverhalten bei grof3en Tei-
len der Jugendlichen einher: Der Anteil derjenigen,
die nach der Schule in die Hochschulen gehen, wird
steigen. Es werden folglich weniger junge Men-
schen zur Verfiligung stehen, die nach der Schule ei-
ne Berufsausbildung anstreben: Statt rund 450 000
im Jahr 2014 sind es nur noch rund 330000 im Jahr
2025.

Die Verkehrsunternehmen haben frithzeitig auf
diese Tendenzen reagiert, indem sie ihre Berufs-
ausbildung mengenméifig und qualitativ ausge-
baut, in ,hybride” duale Ausbildungsmodelle inves-
tiert und auch die berufliche Weiterbildung in ihren
verschiedenen Facetten weiterentwickelt haben.
Doch das betriebliche Bildungsportfolio wird um
eine weitere Sdule der Einstiegsqualifizierung er-
ginzt werden miissen.

Integration ,bildungsferner” Jugendlicher
Jugendliche differenzieren sich heute sozial, in ih-
ren Qualifikationen und ihren Kompetenzen immer
mehr. Viele Jugendliche miissen frithzeitig vielfalti-
ge Unterstiitzung und Zuspruch erfahren, um tiber-
haupt die Anforderungen einer Berufsausbildung
erfiillen und somit dem Ausbildungs- und Arbeits-
markt zur Verfiigung stehen zu kénnen. Zu diesen
.bildungsfernen” Jugendlichen gehoren Schulab-
brecher, Ausbildungs- und Studienabbrecher, ,un-
versorgte" Jugendliche, junge Menschen im Uber-
gangsbereich zwischen Ausbildung und Beruf so-
wie arbeitslose Jugendliche. Die Unternehmen der
Verkehrsbranche stehen als Arbeitgeber vor der
Aufgabe, ihre kiinftigen Mitarbeiter in Teilen auch
aus dieser Gruppe von rund 1,5 Millionen Jugendli-
chen zwischen 20 und 29 Jahren, die ohne Berufs-
abschluss sind, zu rekrutieren.

+Bildungsketten" — Abschluss schaffen,

Anschluss finden

Die Bundesregierung biindelt unter dem Dach

des Nationalen Paktes fiir Ausbildung und Fach-
kraftenachwuchs ihr Programm ,Bildungsket-
ten". Im Zentrum stehen hier Initiativen, um Schii-
lern den Ubergang in die Berufswelt zu erleichtern,

Warteschleifen zu vermeiden und eine starkere Be-
rufsorientierung zu erméglichen. Es werden Maf -
nahmen wie beispielsweise die Einstiegsqualifizie-
rung fiir férderungsbediirftige Jugendliche und die
Erprobung bundeseinheitlicher Ausbildungsbau-
steine geférdert. Hier werden sich die Verkehrs-
unternehmen in den nichsten Jahren engagieren.
Infolgedessen kann z. B. lernschwécheren Jugend -
lichen ein sukzessives, modulares Hineingleiten

in die duale Berufsausbildung erleichtert und ein
Berufsabschluss erméglicht werden. Jugendliche
finden hierdurch Anschluss und die Unternehmen
neue Fachkréfte.

Bestandteil des Programms ,Bildungsketten" sind
auch Initiativen flir eine abschlussorientierte
Nachqualifizierung von Beschéftigten. Mit diesen
Initiativen haben mehrere Nahverkehrsunterneh-
men gemeinsam mit der VDV -Akademie im Jahr
2013 bereits erste, sehr positive Erfahrungen ge-
sammelt. In zwei MaRinahmen sind 34 Fahrdienst-
beschéftigte aus sechs Unternehmen im Berufs-
bild Fachkraft im Fahrbetrieb nachqualifiziert und
fiir die IHK-Externenpriifung vorbereitet worden.
Sie alle haben die Abschlusspriifung bestanden. Mit
solchen Abschliissen gewinnen die Mitarbeiter ein
breiteres Kompetenzspektrum und bessere Chancen
fiir den beruflichen Aufstieg. Die Unternehmen ha-
ben einen gréferen Spielraum, um Mitarbeiter fle-
xibler und breiter einzusetzen.

Ausblick

Der Aufbau einer vierten betrieblichen Bildungs-
sdule beinhaltet Manahmen, die den Weg zu einer
weiteren Flexibilisierung der beruflichen Bildung
ebnen werden. Folglich werden auch die Anforde-
rungen an die betriebliche Aus- und Weiterbildung
und die Lehrkrafte wachsen.

Michael Weber-Wernz

Bildung und Geschdftsfiihrer VDV -Akademie
T 0221 57979-171

weber-wernz@vdv.de
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Stiftung Fihrungsnachwuchs (SEN) im VDV

Im Oktober 2013 fiihrte die Stiftung Fiihrungsnachwuchs ihr jahrlich stattfindendes
Management-Symposium durch, diesmal in Leipzig. Themenschwerpunkte waren:
.Mobilitat", ,Infrastruktur und ihre Finanzierung”, ,Mobilitdt neu denken”, ,Neue
Entwicklungen in der Mobilitdtsdebatte: Fernbuslinien im Streitgesprich”, ,Gesellschaft
im Wandel - Herausforderungen fiir den OPNV".

Die Vortrage des SFN-Symposiums sind
traditionell eine Mischung aus bran-
chenspezifischen, gesellschaftlichen

und wirtschaftspolitischen Themen: die
Zukunft der Infrastruktur und deren
Finanzierung, E-Mobilitét, Fernbus-
linien, Leitbilder fir Jugendliche und
gesellschaftliche Zukunftsvisionen. Sie
représentieren die Bandbreite wichtiger
Fragestellungen mit einer Vielzahl von
Informationen und neuen Erkenntnis-
sen, die immer auch den Riickschluss
auf die Branche und die Arbeitsfelder
unserer Teilnehmer zulassen. Ein Blick
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uber den Tellerrand, um neue Ideen und
Sichtweisen mit nach Hause und an den Arbeits-
platz zu nehmen.

Das néchste Management-Symposium findet vom
17. bis 19. Oktober 2014 in Koln statt. Die Einladung
dazu wird per Rundschreiben im Juni 2014 an alle
Geschéftsfihrungen/Vorstinde der VDV -Mit-
gliedsunternehmen verschickt.

Was macht die Stiftung sonst noch?

— Berufsbegleitender Masterstudiengang
«OPNV und Mobilitét"
Im Oktober 2013 startete der Studiengang an der
Universitit Kassel. Beschéftigte aus Mitgliedsun-
ternehmen des VDV oder des VDV -Férderkrei-
ses konnen als Studierende bei der Stiftung Fith-
rungsnachwuchs ein Stipendium beantragen.

— Studienférderung
Die Stiftung Fiihrungsnachwuchs vergibt Sti-
pendien an Fithrungskréfte, die eine berufliche,
in der Regel akademische Weiterbildung absol-
vieren.

— Austauschprogramme
Die Stiftung organisiert bei Bedarf Austausch-
programme fiir Nachwuchskrafte mit in- und
auslidndischen Verkehrsunternehmen.

— Lehrgang fiir Fiihrungsnachwuchs
Gemeinsam mit der VDV -Akademie fiihrt die
Stiftung jedes Jahr eine kompakte zehntégige
Qualifizierung fiir junge Fiihrungskréfte durch.
Sie schlieRt ab mit einer Hausarbeit und einer
Prifung an der Universitdt Wuppertal.

Stiftung Fithrungsnachwuchs — Kurzprofil
Griindung: 5. November 1998

Stiftungszweck: Qualifizierung von Fithrungskréaf -
ten der zweiten und dritten Ebene in den Mitglieds-
und Férderkreisunternehmen des VDV. Beikleine-
ren Unternehmen wird auch die erste Flihrungsebe-
nemit einbezogen.

Stiftungsgriinder: Prof. Dr. Dr. Glinter Girnau,

Dr. Wilhelm Péllmann

Vorstand: Jiirgen Fenske (Prasident VDV),

Oliver Wolff (Hauptgeschéftsfithrer VDV),

Dr. Dieter Klumpp (1. Sprecher VDV -Férderkreis),
Prof. Dr. Adolf Miiller - Hellmann (Geschaftsfiithrer
VDV -Forderkreis)

Geschéftsfiihrer: Dipl.-Pol. Michael Weber-Wernz

Nachruf

Wir trauern um Dr. Wilhelm Pallmann, Stiftungs-
mitgriinder und einer der ideellen Viter unserer
Stiftung. Wir haben ihm viel zu verdanken und
werden sein Andenken stets in Ehren halten. Unser
Mitgefiihl gilt seiner Frau und seiner Familie.
Mitarbeiter, Geschdftsfiihrung und Vorstand der
Stiftung Fiihrungsnachwuchs

Angela Struf}

Assistentin der Geschdftsfiihrung
der VDV-Akademie
T022157979-173

struss@vdv.de
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VDV -Schriften

Neuerscheinungen 2013

VDV Recommendation 154 | 10/2011 + 6/2013
Noise Caused by Urban Rail Vehicles

VDV-Schrift 203 | 10/2013
Anforderungskatalog fiir Regionaltriebwagen

VDV-Schrift 452 - Version 1.5 | 7/2013

VDV -Standardschnittstelle Liniennetz/Fahrplan
inkl. Erweiterungen: — Anschlussdefinitionen
einschliefilich deren Giltigkeit, — Gebietskorper-
schaften

VDV-Schrift 453 - Version 2.3.2 | 5/2013
Ist-Daten-Schnittstelle — Anschlusssicherung -
Dynamische Fahrgastinformation - Visualisie-
rung - Allgemeiner Nachrichtendienst

VDV-Schrift 454 — Version 1.2.2 | 5/2013
Ist-Daten-Schnittstelle auf Basis
VDV -Schrift 453 - Fahrplanauskunft

VDV Recommendation 454 | 5/2013
Real-time Data Interface

Based on VDV Recommendation 453 -
Schedule Information System
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VDV-Schrift 504 | 6/2013
SchienenisolierstéRe

VDV-Schrift 560 | 2/2013
Elektrische Weichenheizungen von
Gleichstrom-Nahverkehrsbahnen

VDV-Schrift 802 | 7/2013
Arbeitszeitmodelle in der Fahrzeuginstandhaltung
und -bereitstellung

VDV-Schrift 714 | 8/2013
Leitlinien fiir die Beurteilung der Betriebsdienst-
tauglichkeit in Verkehrsunternehmen

VDV-Schrift 725 | 11/2013
Gestaltung von Aushangfahrpldanen



VDV -Mitteilungen

Neuerscheinungen 2013

VDV-Mitteilung Nr. 1507 | 2/2013
Elektronik in Schienenfahrzeugen: Beispiele
fiir Strategien bei Abkiindigung bendtigter
Bauelemente/Komponenten

VDV -Mitteilung Nr. 3315 | 1/2013
Stromversorgung fiir Eisenbahn-Signal-Anlagen
(ESA) und Eisenbahn-Stell-Einrichtungen (ESE)

VDV-Mitteilung Nr. 7027 | 3/2013
Managementsysteme zur Stérungsvermeidung

VDV-Mitteilung Nr. 7029 | 11/2013
Die Haltestelle der Zukunft — Papierlose Aushang-
information an OPNV-Haltestellen

VDV-Mitteilung Nr. 7030 | 11/2013
OpenData/OpenService - Mit OPNV-Daten
innovative Wege gehen

VDV-Mitteilung Nr. 7031 | 11/2013
Verkehrs- und Betriebsabwicklung im OPNV
bei Grofiveranstaltungen

Publikationen 2013

VDV -Mitteilung Nr. 9045 | 3/2013
Erfassung psychischer Belastungen bei der
Durchfithrung von Gefdhrdungsbeurteilungen

VDV -Mitteilung Nr. 9050 | 3/2013
Pravention und Intervention bei Suchtkrankheiten
im Betrieb

VDV-Mitteilung Nr. 9057 | 12/2013
Hausrecht im OPNV

VDV -Mitteilung Nr. 9719 | 10/2013
Erginzung des OPNV um multimodale
Mobilitdtsangebote

VDV -Mitteilung Nr. 9920 | 6/2013 | verbandsintern
Ertrdge und Aufwendungen 2011 im Personen-
verkehr — Ergebnisse der Verbandserhebung

VDV-Mitteilung Nr. 10014 | 6/2013
Kommunikation von OPNV-GroRvorhaben
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VDV -Positionen | VDV -Stellungnahmen

Neuerscheinungen 2013

VDV -Positionspapier: Lirmminderung
beschleunigen | 10/2013

VDV und VPI unterbreiten in einem gemeinsamen
Positionspapier Vorschlédge des deutschen Schie-
nengiiterverkehrssektors zur schnelleren Larm-
minderung.

VDV -Positionspapier: Mobil bleiben in der

Flache | 6/2013

In diesem Positionspapier hat sich der VDV mit der
Situation und den Rahmenbedingungen des Nah-
verkehrs in ldndlichen Regionen befasst. Durch
den demografischen Wandel und die riicklaufigen
Schiilerzahlen steht der OPNV in der Fliche vor

grofien, teilweise existenziellen Herausforderungen.

VDV -Positionspapier zur multimodalen
Mobilitat | 5/2013

Unter dem Titel ,Der OPNV: Riickgrat und Motor
eines zukunftsorientierten Mobilitdtsverbundes”
hat der VDV ein Positionspapier zu organisatori-
schen und strukturellen Fragen multimodaler
Mobilitatsangebote verdffentlicht. Die Mitglieds-
unternehmen des VDV sind bereit, Vorreiter ei-
ner vernetzten Mobilitdt zu sein, allerdings miissen
Bund, Lander und Kommunen auch die richtigen
Rahmenbedingungen setzen. Denn: Wer Multimo-
dalitét fordern will, braucht als Basis einen guten
ffentlichen Personenverkehr (OPV). Neue Ver-
kehrsdienstleistungen wie Carsharing und Fahr-
radverleihsysteme kénnen nur in Synergie mit
einem guten OPV erfolgreich sein.

Publikationen 2013

Den Européischen Eisenbahnraum vollenden -
Flexible und wirtschaftliche Losungen fiir Organi-
sation, Management und Betrieb der Eisenbahnen
bewahren | 4/2013

Stellungnahme des VDV zum vierten EU-Eisen-
bahnpaket.

Investitionsbedarf fiir das Bundesschienenwege-
netz aus Sicht der Nutzer | 2/2013

Der VDV ver6ffentlichte im Februar 2013 zum
sechsten Mal seine Liste mit MafRnahmen zur
Verbesserung des deutschen Schienennetzes.
Auch diesmal haben sich wieder zahlreiche Unter-
nehmen und Aufgabentrager an der VDV -Befra-
gung beteiligt. Von insgesamt 68 Unternehmen
kamen rekordverdachtige 436 MaRnahmen zur
Verbesserung des deutschen Schienennetzes aus
Sicht der Nutzer. Von der Vorgéingerliste aus dem
Jahr 2010 sind inzwischen 54 Projekte in Betrieb
gegangen bzw. im Bau befindlich.

Stellungnahme von VDV und bdo zu "Guidelines"
der EU-Kommission zur Verordnung 1370 | 1/2013
Der VDV und der Bundesverband Deutscher Omni-
busunternehmer (bdo) haben ablehnende Stellung-
nahmen zu dem von der EU-Kommission vorgeleg-
ten Entwurf von interpretierenden Leitlinien zur
Européischen OPNV-Verordnung Nr. 1370/2007
(»Guidelines") abgegeben.



Zeitschriften des VDV

Der Nahverkehr | Offizielles Organ des VDV

Die Zeitschrift bietet Fachwissen in qualifizierten
und umfangreichen Beitrégen. Die Palette der
Themen umfasst Verkehrspolitik, Verkehrsrecht
und andere relevante Rechtsgebiete, Fragen der
Verkehrswirtschaft, des Marketings, der Fahr-
zeug- und Betriebstechnik sowie der betrieblichen
Organisation. In der Zeitschrift publizieren
erfahrene Praktiker ebenso wie Fachleute der
einschligigen Wissenschaften.

Herausgeber: Alba Fachverlag

Bezug: www.alba-publikation.de

Giiterbahnen | Offizielles Organ des VDV

In dieser Zeitschrift werden Themen rund um den
Gliterverkehr auf der Schiene und dessen Logistik
und Vernetzung vertiefend dargestellt. Autoren aus
Praxis und Wissenschaft behandeln aus verschie-
denen Blickwinkeln wirtschaftliche, politische,
betriebliche, technische und rechtliche Themen.
.Glterbahnen" ist somit Sprachrohr des Schienen-
giiterverkehrs und dessen Umfelds.

Herausgeber: Alba Fachverlag

Bezug: www.alba-publikation.de

Seit April 2013: VDV Das Magazin | Das Verbands-
magazin des VDV

.VDV Das Magazin" ist die redaktionelle Plattform
fiir Unternehmen des OPNV und Schienengiiterver-
kehrs in Deutschland. Das Magazin stellt in Fachbei-
tragen, Meldungen, Reportagen und Interviews alle
Facetten des modernen Personen- und Giiterver-
kehrs mit Bus und Bahn dar: technische Innovatio-
nen, Strategien und Kooperationen, aktuelle Themen
und Trends, besondere Strecken und Ziele, Menschen
in der Branche. Das Magazin erscheint alle zwei Mo-
nate und richtet sich an Entscheider in Bund, Lan-
dern und Kommunen sowie in den Verbandsunter-
nehmen und bei Industriepartnern. Dariiber hin-
aus werden Mitarbeiter in Ministerien, Journalisten,
Forschungseinrichtungen wie Hochschulen und
Universititen, andere Verbande sowie Kunden und
Mitarbeiter des Nahverkehrs angesprochen.

Zeitschriften des VDV

NOTHALT

-

.
fir —

Usdermegs wuf sithantes Wegen
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Internetangebote des VDV

VDV-Website

www.vdv.de

Auf seiner Website bietet der VDV eine Fiille
von Informationen an. Uber die Struktur und
die Ansprechpartner des Verbandes finden sich
hier genauso Informationen wie liber Ziele,
Argumente, Aktuelles, Projekte und Produkte
des VDV. Der Internetauftritt richtet sich
sowohl an Mitgliedsunternehmen und deren
Partner in Wirtschaft und Gesellschaft als auch
an die Medien.

Mitgliederbereich der VDV -Website

www.vdv.de | Mitglieder

Die Mitarbeiter der VDV - Mitgliedsunternehmen
profitieren besonders vom Mitgliederbereich der
VDV -Website. Hier finden sie alle Rundschreiben
und zahlreiche Fachinformationen. Sie kénnen den
E-Mail-Aboservice nutzen, der sie aktiv und zeit-
nah direkt am Arbeitsplatz iiber Aktuelles infor-
miert — zusammengestellt nach ihren Wiinschen.
Zum Mitgliederbereich haben nur Mitgliedsunter-
nehmen Zugang, ein direkter Vorteil gegentiiber
anderen Akteuren im Markt.

Mobi-Wissen: Onlineportal informiert

iiber Busse und Bahnen von A bis Z
www.mobi-wissen.de

Unter www.mobi-wissen.de erfahren Themenein-
steiger und Verkehrsexperten Wissenswertes iber
Busse und Bahnen. Der VDV bietet mit dem neuen
Webauftritt die erste Onlineplattform an, die um-
fassend und tibersichtlich die wichtigsten Begrif-
fe des 6ffentlichen Personennahverkehrs (OPNV)
und des Schienengiiterverkehrs (SGV) erklért. Ziel
von Mobi-Wissen ist es, allen Interessierten einen
schnellen und einfachen Zugang zu zentralen Fakten
rund um OPNV und SGV zu bieten. Die Datenbank
liefert somit beispielsweise auch Parlamentariern
unkompliziert und in kiirzester Zeit Argumente fiir
ihre politische Arbeit.

VDV-Kooperationsbérse Giiterverkehr
www.gueterbahnen.com

Einen besonders dynamischen Aufbau erfahrt die
VDV -Kooperationsborse Gliterverkehr. Dahinter
verbergen sich zahlreiche konkrete Dienstleistun-
gen fiir den Markt und seine Teilnehmer, z.B. eine
mehrere Tausend Links umfassende Linkliste, Ver-
zeichnisse iber Notdienste und Pannenhilfe sowie
Giliterbahnhdfe und der elektronische ,Marktplatz
Schiene”.

Internetangebote des VDV

VDV-Akademie

www.vdv-akademie.de

Seit 2001 besteht die VDV -Akademie als ein-
getragener Verein unter dem Dach des VDV.

Ihr Ziel ist die Qualitatssicherung von Aus- und
Weiterbildungsleistungen im OPNV und Schie-
nengliterverkehr. Sie entwickelt Bildungsangebote,
setzt Standards fiir berufsbezogene Qualifizierung
und sichert damit den Wettbewerbsvorsprung der
VDV -Mitgliedsunternehmen im Verkehrssektor.

Karriere- und Bildungsportal des VDV
www.vdv-karriere.de

Mit dem Karriere- und Bildungsportal des VDV
bietet der Verband Arbeitnehmern aus Bus- und
Bahnunternehmen und solchen, die es werden
wollen, einen umfassenden Uberblick tiber die
Aus- und Weiterbildungsméglichkeiten und

die Chancen des beruflichen Aufstiegs in dieser
vielseitigen Branche.

VDV eTicket Service GmbH & Co. KG -

E-Ticket Deutschland
www.eticket-deutschland.de

Der VDV hat das seit 2002 laufende Forschungs-
projekt ,0PNV -Kernapplikation” im Juli 2005
erfolgreich abgeschlossen. Die VDV -Kernappli-
kation ist der technische Standard fiir alle Vari-
anten des elektronischen Fahrgeldmanagements.
In der regionalen Umsetzung und Anwendung des
E-Ticketings bleibt die Vielfalt der Nutzungsmog-
lichkeiten fiir die Mitgliedsunternehmen gesichert.
Elektronisch das Fahrgeld managen (EFM) — ein
Schritt in die Zukunft der interoperablen Mobilitét
und des bargeldlosen Zahlens im OPNV.



Der VDV: Ziele, Aufgaben und Struktur

Mit etwa 600 Mitgliedsunternehmen ist der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen
(vDV) fiir zahlreiche Institutionen in Politik und Verwaltung, Wirtschaft, Forschung und
Bildung die anerkannte Adresse fiir Fragen des 6ffentlichen Personenverkehrs und des
Schienengiiterverkehrs in Deutschland.

Der Verband fordert geméR seiner Satzung die
Weiterentwicklung des 6ffentlichen Personen-
verkehrs und des Schienengiiterverkehrs mit dem
Ziel einer verbesserter Kundenorientierung, Wirt-
schaftlichkeit und Nachhaltigkeit. Er tritt fir die
Ausweitung dieser Verkehre ein. Sie gewéhrleisten
die umwelt- und flichenschonende Mobilitédt von
Personen und Giitern. Dadurch leisten sie einen
wesentlichen Beitrag zum Erhalt der Funktionsfé-
higkeit der Verdichtungsrdume und der Attraktivi-
tat der Regionen.

Der VDV sieht seine Aufgaben in der Beratung der
Mitgliedsunternehmen, in der Pflege des Erfah-
rungsaustauschs zwischen ihnen und in der Er-
arbeitung einheitlicher, betrieblicher, rechtlicher,
technischer und wirtschaftlicher Grundsétze mit
dem Ziel einer bestmdglichen Betriebsgestaltung.
Er organisiert und begleitet Abstimmungsprozesse
zwischen Verkehrsunternehmen und Verbund-
bzw. Aufgabentrédgerorganisationen. Der VDV ver-
tritt die Interessen der Unternehmen gegentiber
Parlamenten, Behdrden sowie anderen Institutio-
nen und trégt zur Meinungsbildung der Offentlich-
keit bei.

Der VDV gliedert sich in folgende Sparten, die je-
weils durch einen Verwaltungsrat gefithrt werden:
— Personenverkehr mit Bussen (BUS),

— Personenverkehr mit Stralenbahnen, Stadtbah-
nen, U-Bahnen oder vergleichbaren Verkehrs-
systemen (TRAM),

— Personenverkehr mit Eisenbahnen (PVE),

— Schienengiiterverkehr (SGV) und

— Verbund- und Aufgabentrégerorganisationen
(V/AT).

Eine Sondergruppe bilden die Infrastrukturunter-
nehmen.

Regional gliedert sich der VDV in neun Landesgrup-
pen. Die Organisation des VDV umfasst sechs allge-
meine dem Présidium zuarbeitende Ausschiisse
und 18 Fachausschiisse, die den Verwaltungsriten
zuarbeiten. Das hochste Entscheidungsgremium
des VDV ist die Mitgliederversammlung, in der alle
ordentlichen Mitgliedsunternehmen Stimmrecht
haben, und das Présidium. Im VDV arbeiten ca. 400
Experten aus den VDV -Mitgliedsunternehmen
ehrenamtlich, die durch die drei Geschéftsstellen
Koéln (Hauptgeschéftsstelle), Berlin (Hauptstadtbiiro)
und Briissel (Europabiiro) unterstiitzt werden.

Mitgliederversammlung

ca. 600 Mitgliedsunternehmen

9 Landesgruppen Prasidium 6 allgemeine Ausschiisse
Préasident: Jirgen Fenske
I I I I
Sparte Sparte Sparte Sparte Sparte
BUS TRAM PVE SGV V/AT
Personenverkehr Personenverkehr mit Personenverkehr Schienen- Verbund- und Aufgaben-
mit Bussen Stralenbahnen, Stadt- mit Eisenbahnen gliterverkehr trédgerorganisationen
bahnen, U-Bahnen oder
vergleichbaren
Verkehrssystemen

Vizepréasident: Vizeprasident: Vizepréasident: Vizeprasident: Vizeprésident:
Ingo Wortmann Herbert Konig Horst Klein Joachim Berends Prof. Knut Ringat

18 Fachausschiisse

Geschaftsfithrung

Hauptstadtbiiro Berlin

Hauptgeschéftsstelle K6ln

Europabiiro Briissel

Der VDV: Ziele, Aufgaben und Struktur
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lightpoet | Fotolia.com;

Essener Verkehrs-AG (EVAG);

soleg | Fotolia.com; Hartmut Vélker |
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VDV | Datenquelle: Bertelsmann
Stiftung
www.wegweiser-kommune.de
Kerstin Groh | Miinchner
Verkehrsgesellschaft mbH (MVG)
Monkey Business | Fotolia.com
VDV-Stiftung Flihrungsnachwuchs
Alba Fachverlag GmbH & Co. KG; VDV
VDV



Impressum

Herausgeber

Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V. (VDV)
Kamekestralle 37-39 - 50672 Kéln

T 022157979-0-F 022157979-8000
info@vdv.de - www.vdv.de

Projektleitung und Redaktion

Lars Wagner

Pressesprecher und Leiter Presse- und
Offentlichkeitsarbeit

T 030 399932-14 - wagner@vdv.de

Rahime Algan
Referentin fiir Verbandskommunikation
T 030 399932-18 - algan@vdv.de

Gestaltung
Maren Clauberg, Melanie Fischer, Heike Schroder

Druck
Hauser KG

Erschienen im Mai 2014.



Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V. (VDV)
KamekestraRe 37-39 - 50672 Koln

T 0221 57979-0 - F 0221 57979-8000

info@vdv.de - www.vdv.de

PARTNER DER INITIATIVE
FUR EINE ZUKUNFTSFAHIGE INFRASTRUKTUR

damit-deutschland-vorne-bleibt.de



	VDV-Jahresbericht 2013/2014
	Inhalt
	Editorial | Den Mobilitätsstandort Deutschland nachhaltig sichern und stärken
	Politik und  Kommunikation
	Wesentliche Fragen zur Zukunft der ÖPNV-Finanzierung und beim EEG ungeklärt
	Schienenlärm: Rationale Lösungen gefragt 
	Mit technischen Hilfsmitteln Lösungen für  die Zukunft schaffen
	ÖPNV in der Fläche - ein Auslaufmodell?
	Europaarbeit des VDV war bestimmt durch das vierte Eisenbahnpaket 
	Verbandskommunikation 2013 im Zeichen der Bundestagswahl
	Die neue Verbandszeitschrift: VDV - Das Magazin
	Der vernetzte Kunde 

	Wirtschaft und Recht 
	VDV fordert Wiedereinführung der Job-Ticket-Befreiung  
	Busse, Bahnen und Carsharing: umweltfreundlich mobil! 
	Das Jahr 2013 im Blickwinkel der Fahrgastrechte und -pflichten
	Das novellierte PBefG in der Praxis
	Harmonisierung von Fahrausweisautomaten
	Neuer „PraxisTIPP“ des VDV für Einkäufer in Verkehrsunternehmen
	Personalbedarf der ÖPNV-Branche bis 2020
	Kostendeckungsgrad - positiver Trend unterbrochen
	Weiterhin moderates Wachstum im Personenverkehr - Konjunktur und Schienengüterverkehr auf Erholungsk
	Bahnstromversorgung - Licht und Schatten
	Schienengüterverkehr heute - wo stehen wir 20 Jahre nach der Liberalisierung? 
	Kombinierter Verkehr vs. Umweltschutz?
	Neue Ansätze für den Bundesverkehrswegeplan 2015
	Sicheres Arbeiten im Gleisbereich von Eisenbahnen
	„Amtlich geprüfte Triebfahrzeugführer“ -  gut Ding braucht(e) Weile
	Viertes Eisenbahnpaket aufs Gleis gesetzt

	Technik und Normung 
	Neues ISO/TC 269 für das Eisenbahnwesen
	Optimierung der Fahrzeugzulassung -  nicht nur für Neufahrzeuge
	Anforderungen an die Signal- und Zugsicherungstechnik von Nahverkehrsbahnen
	Sichere Verkehrs- und Betriebsabwicklung bei Events
	Kommunikation von ÖPNV-Projekten -  von Anfang an miteinander reden
	Demografischer Wandel und ÖPNV
	Mit ÖPNV-Daten innovative Wege gehen
	Forschungsprojekt IP-KOM-ÖV
	Die neue Rolle der Informationsverarbeitung im Verkehrsunternehmen
	Was ist „Gift“ für Stahlbeton-Bauwerke?
	Die Stufe EURO VI: Quantensprung bei Verbrennungsmotoren für Linienbusse
	Europäische Normung für Straßen-, Stadt- und U-Bahnen
	Oberleitungen von Straßen- und Stadtbahnen sowie Obussystemen
	Falsche Weichenstellung für die Energiewende
	Der VDV-Lenkungskreis EBus

	VDV-Landesgruppen 
	Die VDV-Landesgruppen 
	Baden-Württemberg | Initiativen der grün-roten Landesregierung zur ÖPNV-Finanzierung
	Bayern | Verkehrsthemen in einer Hand: Neue Chancen nach der Landtagswahl 2013?
	Hessen | Neue Koalition im Land hat Themen der Mobilität  auf der Agenda
	Niedersachsen/Bremen | Niedersachsen hat gewählt
	Nord | Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein stehen vor neuen Landesverkehrsplänen
	NRW | Ziel erreicht - „grüne“ Busse für ganz NRW
	Ost | Landesgruppe Ost - Schritt für Schritt
	Sachsen/Thüringen | Nachhaltige Mobilität: Der strukturellen Dualität in Sachsen und Thüringen Rechnung tragen
	Südwest | Herausforderungen des demografischen Wandels  annehmen - Verkehrszukunft gestalten

	VDV-Organisationen 
	Mehr (((eTicket für Deutschland - über 250 Partner sind dabei
	Betriebliche Einstiegs- und Nachqualifizierung -  eine neue Bildungssäule
	Stiftung Führungsnachwuchs (SFN) im VDV

	VDV-Informationen
	VDV-Schriften | Neuerscheinungen 2013
	VDV-Mitteilungen | Neuerscheinungen 2013  
	VDV-Positionen | VDV-Stellungnahmen  | Neuerscheinungen 2013
	Zeitschriften des VDV 
	Internetangebote des VDV 
	Der VDV: Ziele, Aufgaben und Struktur 

	Bildquellen 
	Impressum


